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Editorial 


Der Nationalstaat zwischen globaler Ökonomie, 
regionaler Blockbildung und regionalistischem 
Separatismus 


Als während und nach dem Zweiten 
Weltkrieg die neue Welt(wirt- 
schafts)ordnung (als »grand de- 
sien«) konzipiert wurde, war Frei- 
handel das deklarierte Ziel. Das 
1947 zustandegekommene Allge- 
meine Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) verpflichtete die Mit- 
gliedsländer auf den Abbau von 
Zöllen und auf die Einhaltung der 
Meistbegünstigung. Auch das we- 
nige Jahre zuvor 1944 gegründete 
Internationale Währungssystem mit 
dem Regelwerk fixer Wechselkurse 
sollie den Handel erleichtern und so 
ein Positivsummenspiel eröffnen, an 
dessen Ende Wachstum und Wohl- 
stand aller Welthandelspartner zu- 
genommen haben. Die Gefahr eines 
desaströsen Abwertungswettlaufs 
wie noch zu Beginn der 30er Jahre 
sollte ein für alle Mal gebannt sein. 

Die Begründung der Freihandels- 
ordnung lieferten nicht nur die 
schockierenden Eıfahrungen nach 
der Krise von 1929, als der Welt- 
markt in kurzer Zeit zusammen- 
brach, sondern auch das ehrwürdige 
Theorem der komparativen Kosten- 
vorteile von David Ricardo. Die Be- 
sten der Ökonomenzunft haben es 
differenziert, relativiert und moder- 
nisiert und die Fahne des Frei- 


handels geschwungen, Trotzdem 
blieb das Theorem von heftiger Kri- 
tik nicht verschont. Wenn man von 
den Sarkasmen absieht, mit denen 
beispielsweise Marx sich über die 
britischen Freihändler mokierte, 
markiert insbesondere Friedrich List 
die Gegenposition: Die Freihandels- 
doktrin sei die Lehre der industriell 
fortgeschrittensten,  überlegensten 
Nation und für all jene unbrauchbar, 
die gezwungen sind, im Medium des 
Weltmarkts industrielle Entwick- 
lung nachzuholen und konkurrenz- 
fähig zu werden. Nachholende 
Industrialisierung sei nur hinter den 
Mauern von Schutz- und Erzie- 
hungszöllen möglich, also indem 
bewußt und selbstbewußt die Regeln 
des Freihandels außer Kraft gesetzt 
werden. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wird 
die Kontroverse fortgesetzt. In den 
diversen Zollrunden des GATT wird 
der Versuch gemacht, tarifäre und 
nichttarifäre Handelshemmnisse ab- 
zubauen, also dem Prizip des Frei- 
handels auf Erden näherzukommen, 
auch wenn die größten Ideologen 
des Freihandels in der Praxis heftige 
Protektionisten sind (in der EG, aber 
auch in den USA). Wenn es hinge- 
gen um entwicklungspolitische Stra- 


tegien in den Entwicklungsländern 
geht, wird weniger auf Ricardo denn 
auf Friedrich List und seine 
nationalökonomische Lehre von den 
»produktiven Kräften« rekurriert, 
bis hin zu den Konzepten einer par- 
tiellen und temporären Dissoziation 
nationaler Wirtschaftsräume vom 
Weltmarkt der 70er Jahre. Wenn 
Ricardo und List gegeneinander aus- 
gespielt werden, geht es daher auch 
um das Verhältnis von Ökonomie 
und Politik. Die Freihandelsdoktrin 
ist die Theorie der globalen Ökono- 
mie, während die Listsche Lehre 
von der autozentrierten Entwicklung 
das Konzept einer nationalstaatli- 
chen Politik zur Förderung der pro- 
duktiven Kräfte darstellt. List wen- 
det sich daher gegen den »Kosno- 
politismus« der Freihändler und plä- 
diert für eine »Nationalökonomie« - 
in der impliziten Annahme von der 
an den Nationalstaat gekoppelten 
Souveränität. Daß dies aus der Sicht 
der letzten Jahrzehnte des 20. Jahr- 
hunderts fragwürdig ist, wird von 
Rolf Knieper (vgl. seinen Aufsatz in 
diesem PROKLA-Heft) zum Thema 
gemacht, 

Die Kontroverse zwischen Frei- 
händlern und Schutzzöllnern ist 
sehal geworden. Denn in den 80er 
Jahren sind auf dem Weltmarkt ne- 
ben der globalen, kosmopolitischen 
Ökonomie und der nationaleu Poli- 
tik intermediäre Einheiten entstan- 
den: regionale Handels- und Wirt- 
schaftsblöcke. Nationale Öko- 
nomien haben sich zu Freihandels- 
zonen oder Zollunionen zusammen- 
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geschlossen, also den Versuch un- 
{ernommen, wenn schon nicht im 
globalen Raum unter der Ägide des 
GATT insgesamt, so doch in einem 
regional überschaubaren Block den 
Prinzipien des Freihandels nä- 
herzukommen und dessen wohl- 
fahrtssteigernde Effekte einzuheim- 
sen. Unter den Freihandelszonen im 
westlichen Afrika, in Zentralame- 
rika, im andinen Raum, im Pazifik 
und Südostasien ist die Europäische 
Gemeinschaft sozusagen der Doyen 
nicht nur wegen des inzwischen ho- 
hen Alters - die EG ist immerhin im 
Jahre 1957 entstanden - sondern 
auch wegen der politischen und 
ökonomischen Bedeutung, die sie 
inzwischen in die Waagschale brin- 
gen kann. Die Wirtschaftsblöcke 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas 
bringen es gerade auf knapp 11% 
des Welthandels, während allein die 
EG im Jahre 1990 41,4% des Welt- 
handels auf sich vereinigt. Die 
Blockbildung der Kleinen ist nicht 
besonders überzeugend. Der schon 
geringe Anteil am Welthandel ist im 
vergangenen Jahrzehnt noch gerin- 
ger geworden. Dieses Resultat läßt 
darauf schließen, daß die Bildung 
von Handelsblöcken für sich ge- 
nommen ebenso wenig ein Schlüssel 
zum ökonomischen Erfolg ist wie 
ein globaler Freihandel oder 
nationalstaatlich forcierte, autozen- 
trierte Entwicklungsstrategien. Erst 
wenn  Synergieeffekte ausgelöst 
werden, lohnt sich offenbar die 
Blockbildung. Nicht gerade in Über- 
einsummung mit dem Theorem von 
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den komparativen Kostenvorteilen 
ergeben sich offensichtlich Syner- 
gieeffekte am chesten, wenn die 
beteiligten Ökonomien ähnlich hohe 
öntwicklungsniveaus und ähnliche 
Produkipaletten aufweisen. Der in- 
traindustrielle Handel innerhalb der 
EG oder auch innerhalb der OECD- 
Welt ist offensichtlich dynamischer 
als der Austausch zwischen kom- 
plementären Produktgruppen, bei- 
spielsweise zwischen Indu- 
striegütern und Rohstoffen inner- 
halb eines Handelsrauns. 

Die kleinen Handelsblöcke könnte 
man, von Europa aus betrachtet, 
durchaus vernachlässigen. Latein- 
amerika ist am Ende der 80er bzw. 
am Anfang der 90er Jahre ohnehin 
nur mit 4,2% an den Importen der 
OECD beteiligt, Afrika nur mit 
1,9%, Osteuropa lediglich mit 2,1% 
und selbst Asien/ Ozenanien bringt 
es nur auf 5,4%. Infolgedessen rich- 
tet sich das Augenmerk, wenn von 
Regionalisierung der Weltwirtschaft 
oder Blockbildung die Rede ist, 
ausschließlich auf die Blöcke, die 
um die höchstentwickelten Indu- 
strieländer herum existieren oder im 
Entstehen sind: Die EG hat mit dem 
Maastrichter Vertrag einen mächti- 
gen Schritt zur Vertiefung der Inte- 
gration projektiert, die USA versu- 
chen ihre mit Kanada 1989 geschaf- 
fene Freihandelszone auf Mexiko 
auszudehnen; der Vertrag ist Ende 
1992 beschlossen, das Ratifizie- 
rungsverfahren ist eingeleitet wor- 
den (zur NAFTA vgl. den Aufsatz 
von Enrique Dussel). Und Japan 


reiht die asiatischen Staaten wie 
einen eher informellen Kranz um 
sich, da es eine Tformalisierte 
Freihandelszone oder Zollunion 
über bilaterale Beziehungen hinaus 
höchstens in Ansätzen gibt. Am 
Ende der Blockkonfrontation zwi- 
schen dem »freien Westen« insge- 
samt und dem »sozialistischen La- 
ger« löst sich die westliche Einheit, 
sofern sie je existierte, in eine 
»Triade« auf. Nicht globaler 
Freihandel ist deren regulierendes 
Prinzip sondern eine staatlich und 
suprastaatlich regulierte Konkurrenz 
in geopolitisch definierten Regio- 
nen, in denen es um industrielles 
Überleben geht. 

Die Blockbildung in der OECD- 
Welt ist eine wirksame Tendenz, die 
freilich durchaus Handelskonflikte 
auslösen kann. Die jüngste Kontro- 
verse zwischen EG und USA über 
Ölsaaten, Weizen und Weißweine 
oder zwischen Japan und den USA 
um Reisexporte hat gezeigt, daß re- 
gionale Handeishlöcke nicht ge- 
schlossen sind sondern interferie- 
rende Außenbezichungen aufwei- 
sen, die schwierig zu handhaben 
sind. Das globale Prinzip des Frei- 
handels oder die von Marx so be- 
zeichnete »propagandistische Ten- 
denz« des Weltmarkts, wirken wei- 
ter. Also gibt es jenseits der 
Blockbildung gemeinsame Interes- 
sen an der Existenz eines internatio- 
nalen und interregionalen Rahmens. 
Handels- und Wirtschaftsblöcke er- 
setzen das globale System und des- 
sen Prinzipien der politischen Re- 
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gulation nicht. Alle Blöcke, so kon- 
kurrierend oder »selbstgenügsam« 
(Keynes) sie sich auch gebärden 
mögen, benötigen gemeinsame 
»öffentliche Güter«: ohne Versor- 
gung mit Sicherheit, mit Rohstoffen 
und Energie auf hohem Niveau zu 
stabilen Konditionen und ohne 
wertbeständiges Geld auf dem Welt- 
markt sind Marktprozesse nicht ef- 
fizient. Sie sind also auf das ange- 
wiesen, was im »alten« US-ameri- 
kanischen Hegemonialsystem der 
Nachkriegszeit die hegemoniale 
Macht bereitzustellen vermochte 
(natürlich nicht ohne ihren "Sei- 
gnoragevorteil" geltend zu machen). 
Nach der sich schon Ende der 60er 
Jahre ankündigenden Erosion der 
hegemonialen Vormachtstellung der 
USA hat das »burden sharing« des 
Trilateralismus der 70er Jahre 
ebensowenig funktionieren können 
wie die letztlich gefährlich naive 
Idee, daß mit der Freisetzung der 
Marktkräfte die "öffentlichen Güter" 
quasi nebenbei produziert würden. 
Aber auch die nach dem Ende der 
bipolaren Ordnung siegestrunkene 
Annahme, daß die öffentlichen Gü- 
ter »unipolar« von den USA bereit- 
gestellt werden könnten, hat sich 
schon kurz nach dem während des 
Golfkonflikts angekündigten »uni- 
polar moment« als eine trügerische 
Ilusion herausgestellt. 

Das »burden sharing« muß also auf 
den neuesten Stand gebracht wer- 
den. Bei der Herstellung von Si- 
cherheit geht es nicht mehr um Si- 
cherheit vor einer »kommunisti- 


schen Aggression« oder vor dem ge- 
fürchteten »Dominoeffekt« des Kol- 
lapses von Partnerländern im Bünd- 
nissystem, sondern um die Ein- 
dämmung der Negativfolgen der in- 
nerhalb der Triade so beeindruc- 
kenden ökonomischen und sozialen 
Entwicklung. Waffen zu produzie- 
ren und zu exportieren, ist ein gutes 
Geschäft, das den Wohlstand hebt. 
Wenn freilich die Käufer der Waf- 
fen zu mächtig werden und eine Be- 
drohung darstellen, gebietet es das 
gemeinsame _ Sicherheitsinteressc, 
die Waffenstaaten »zwangsabzuräs- 
ten«. Die Externalisterung ökono- 
mischer Folgekosten industrieller 
Produktion ist eine ebenso nahelie- 
gende wie verbreitete Methode, um 
das Wohlstandsniveau zu halten. 
Wenn aber die externalisierten 
Umweltlasten in der einen oder an- 
deren Form wieder zurückkehren, 
dann gebietet es das Sicherheitsin- 
teresse, gemeinsame Vorkehrungen 
zu treffen. Wenn die Aitraktivität 
der reichen Industriezonen wächst, 
weil sie reicher werden, während die 
nichtindustrialisierte Welt verarmt 
und daher Migrationsströme auslöst, 
dann gebietet es das Sicherheitsin- 
teresse, Mauern und Zäune zu eı- 
richten - mit entsprechenden Rück- 
wirkungen auf die Legitimation der 
»freiheitlichen Rechtsstaaten« nach 
innen (vgl. hierzu den Beitrag von 
Uli Jähner). Auch die gesicherte 
Rohstoff- und Energieversorgung 
liegt im gemeinsamen Interesse, da 
ja alle Industrieländer wegen ihrer 
»fossilistischen« Grundlage von 
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strategischen Rohstoff- und 
Energieimporten abhängig sind oder 
in absehbarer Frist abhängig wer- 
den. Entscheidend ist dabei, daß die 
Versorgung zu akzeptablen Preisen 
sichergestellt wird, hängen davon 
doch der »Wohlstand der Nationen« 
und die Konkurrenzfähigkeit der 
Unternehmen ab. 

Schließlich ist die Regulation des 
Geldes als Weltgeld von ge- 
meinsamem Interesse, jedenfalls 
solange trotz Regionalisierung das 
Welthandels- und Finanzsystem glo- 
balisiert bleiben. Hier liegt übrigens 
der neuralgische Punkt der Regiona- 
lisierung der Weltwirtschaft, Denn 
spätestens seit den 60er Jahren hat 
sich ein internationales Bankensy- 
stem mit globaler Reichweite her- 
ausgebildet, das, solange die Kon- 
vertibilität der Währungen Prinzip 
bleibt, nicht in Grenzen regionaler 
Wirtschafisblöcke eingehegt werden 
kann. Dafür ist die Mobilität des 
zinstragenden Kapitals viel zu hoch. 
Es kennt kein Vaterland und keine 
Muttersprache und ist in New York 
ebenso zuhaus wie in Buenos Aires, 
Singapur oder Frankfurt, sofern die 
Rendite stimmt. Em Weltgeld ist 
also ein funktionales Erfordernis der 
Weltwirtschaft. Doch gleichzeitig 
sind weder ein Weltstaat noch eine 
Weltzentralbank vorhanden, die es 
emittieren und regulieren könnten. 
Also werden nationale Währungen 
zum Weltgeld. Im Bretton Woods- 
System hatte der US-Dollar un- 
angefochten die Funktion der Han- 
dels-, Reserve- und Leitwährung, 
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war also das (einzige) Weltgeld. 
Seit dem Ende des Bretton Woods- 
Systems jedoch konkurrieren natio- 
nale Währungen mit anderen natio- 
nalen Währungen um die »Vorlie- 
bex der Geldvermögensbesitzer, 
ihre Vermögen in der jeweiligen 
Währung zu halten. Die Konkurrenz. 
nationaler Währungen leistet daher 
auch der Regionalisierung und 
Blockbildung in der Weltwirtschaft 
Vorschub, insofern nämlich keine 
prominente, nationale Währung 
mehr unangefochten die Funktionen 
des Weltgeldes ausüben kann. 

Solange der Dollar der Fixstern war, 
um den die anderen Währungen wie 
Planeten in starrer Umlaufbahn 
kreisten, konnten sich Währungs- 
blöcke überhaupt nicht herausbil- 
den; sie machten schlicht keinen 
Sinn. Als der Dollar freilich zu Be- 
ginn der 70er Jahre seine hegemo- 
niale Stellung verlor und gegenüber 
konkurrierenden Währungen wie 
der DM und dem Yen abgeweıtet 
werden mußte, nachdem das Ver- 
trauen in die Stabilität des Dollar 
enttäuscht worden war, wandten 
sich die privaten Geldvermögensbe- 
sitzer weltweit alternativen Währun- 
gen zu, um darin ihre Geldvermögen 
»sicher« zu parken. Neben dem 
Dollarraum entstanden so ein DM- 
Raum und ein Yen-Raum. Die 
Währungskonkurrenz ist monetärer 
Schrittmacher der Regionalisierung 
der Weltwirtschaft. Die monetäre 
Triade von Dollar, Yen und DM 
(bzw. ECU, wenn man das europäi- 
sche Währungssystem als ein weit 


fortgeschrittenes monetäres Eini- 
gungswerk in die Diskussion einbe- 
zicht) reflektiert also die Triade 
zwischen Westeuropa, Nordamerika 
und dem pazifischen Raum. 

Da die großen Währungen aber 
wechselseitig frei konvertbel sind, 
hat die Blockbildung (bislang jeden- 
falls) keineswegs zur wechselseiti- 
gen Abschottung geführt, sondern 
mit der Währungskonkurrenz eher 
die realökonomische Konkurrenz 
belebt. Dieser Sachverhalt ist denn 
auch zum Gegenstand der unzähli- 
gen Untersuchungen über die »japa- 
nisch-amerikanische  Herausforde- 
rung« (Seitz), die »lean-production« 
in Japan, den »Toyotismus« usw. 
promoviert. Nur weil die Währun- 
gen frei konvertibel sind, und Han- 
delsschranken zwar nicht belanglos, 
aber auch nicht prohrbitiv sind, 
spielt der Vergleich zwischen der 
Population von Industrierobotern (in 
Japan Ende 1990 274.210; in den 
USA 41.304 und in der BRD 
28.240), den Eorschungs- und Ent- 
wicklungsausgaben am Sozialpro- 
dukt (in Japan 3,51%; in den USA 
3,26%, in der BRD 3,70%), den ex- 
ternen Forderungen und Verbind- 
lichkeiten (die USA haben Ende 
1990 397 Mrd US$ Schulden, Japan 
hat Auslandsaktiva in Höhe von 327 
Mrd US$, die BRD 355 Mrd US$), 
dem Bestand von Direktinvestitio- 
nen (Ende 1990 USA: 421,5 Mrd 
US$, Japan: 201,4 Mrd US$, BRD: 
114,5 Mıd US$) etc. eine wesentli- 
che Rolle. Japan ist unter den 
OECD-Ländern das einzige Land, 


Be.) 
das seinen Anteil von High-Tech- 
Produkten am Export zwischen 
1980 und 1990 hat steigern können, 
und zwar von 15,3% auf 19,1%. Die 
Bundesrepublik, aber auch die USA, 
sind auf diesem Sektor zurückgefal- 
len (von 15,9% auf 14,6%, bzw. von 
25,1% auf 23,7%). Japan ist Japan, 
die Staaten des pazifischen Beckens 
nehmen im Weitrennen mit den an- 
deren Wirtschaftsblöcken nicht in 
der Staffel gemeinsam und gleich- 
berechtigt mit Japan teil, sondern in 
der Etappe, wo sie für Japan kom- 
piementäre Funktionen übernehmen 
(vgl. dazu den Artikel von Heribert 
Dieter in diesem Heft). 

Ganz anders ist dies im Falle West- 
europas. Hier existiert ein 
vergleichsweise homogener Wirt- 
schaftsraum, der über eine hochent- 
wickelte Infrasisaktur, exzellente 
Qualifikationen der Arbeitskraft und 
kompetente Institutionen verfügt, 
die für eine europaweite »diversi- 
fied quality production« höchst 
funktional sind. Westeuropa hat also 
gegenüber Japan Vorteile ebenso 
wie gegenüber den USA, die inner- 
halb der NAFTA extrem unter- 
schiedliche Wirtschaften (Kanada, 
Mexiko und die USA) zu einem ko- 
häsiven System vereinigen müssen. 
In den USA beträgt das Pro-Kopf- 
Einkommen 22,000 US$, in Mexiko 
2.680 US$; der Stundenlohn in der 
gewerblichen Wirtschaft beträgt im 
US-Durchschnitt 14,77 US$, in Me- 
xiko gerade 1,80 US$. Bei diesen 
Unterschieden ist die Art der Ar- 
beitsteilung entlang der Lohnkosten 


im nordamerikanischen Wirtschafts- 
raum vorgezeichnet. Für Japan ist 
der pazifische Raum im wesenti- 
chen eine Aneinanderreihung von 
»Syntropieinseln«, aus denen Roh- 


stoffe, Energie und Arbeitskräfte 
entnommen werden, um sie unter ja- 
panischer Disposition höchst effizi- 
ent in den modernsten Stoff- und 
Energietransformationssystemen zu 
Produkten zu verarbeiten, die den 


gesamten Weltmarkt über- 
schwemmen, 

Die regionalen Blöcke bilden nur 
eine Seite der Entwicklungs- 


tendenzen der modernen Weltwirt- 
schaft ab. Denn sowohl die nationa- 
len Räume als auch das globale Sy- 
sten insgesamt existieren weiter. 
Die Bildung der strategischen Alh- 
anzen zwischen Unternehmen aus 
den USA und Japan, aus der Bun- 
desrepublik und den USA oder Ja- 
pan, die Bildung von europaweiten 
Konsortien mit der Beteiligung US- 
amerikanischer Firmen etc. deuten 
darauf hin, daß für High-Tech-Pro- 
dukte nationale und selbst inte- 
grierte Blockmärkte zu klein sind, 
als daß sie rentabel beliefert werden 
könnten. Die Expansionskraft des 
ökonomischen Prinzips im Kapita- 
lismus hat die nationalen Grenzen 
gesprengt und auf diese Weise ihren 
Beitrag zur Blockbildung geleistet. 
Sie weist aber auch über die Blöcke 
hinaus und unterstreicht die Rele- 
vanz und Virulenz des Kapitalismus 
als eines globalen Systems. 

Das Ausspielen der globalen Karte 
ist jedoch am Ende des 20. Jahrhun- 


derts keineswegs gleichbedeutend 
mit der verstaubten Option des Frei- 
handels gemäß dem Theorem der 
komparativen Kostenvorteile des 
David Ricardo. Denn wenn der 
Wein und das Tuch, also die beiden 
Produkte, an denen Ricardo sein 
Theorem exemplifizierte, innerhalb 
des gleichen transnational operie- 
renden Konzerns produziert werden 
sollten, macht der Ansatz keinen 
Sinn. Da heute immerhin 50 bis 60 
Prozent des Welthandels Intrakon- 
zernhandel sind, da »administered 
prices« und nicht frei gebildete 
Markipreise fakturiert werden, kann 
durch den Marktmechanismus das 
(unterstellte)  Wohlfahrtsoptimum 
des freien Handels nicht mehr ga- 
rantiest werden. Also haben die 
ökonomischen Tendenzen von Ak- 
kumulation und Expansion über die 
Grenzen hinaus, haben die Kon- 
zentration und Zentralisation selbst 
ihren Beitrag dazu geleistet, daß die 
Wirkung der Preismechanismen auf 
den Weltmärkten nur unvollkom- 
men ist. Politische Interventionen 
erlangen größere Bedeutung. Wenn 
schon die ökonomischen Einheiten, 
die transnationalen oder multinatio- 
nalen Konzerne, über die Grenzen 
hinaus operieren, die der National- 
staat setzt, muß auch der Staat seine 
Funktionen trans- und _ inter- 
nationalisieren (vgl. dazu Rolf Knie- 
per, John Holloway und Sol Pic- 
ciotto in diesem Heft). Wenn wir die 
imperjalisische Expansion des spä- 
ten 19, Jahrhunderts am Ende des 
20. Jahrhunderts ausschließen, dann 


müssen Formen der Kooperation 
mit anderen Nationalstaaten gesucht 
werden. Dies ist immer gleichbe- 
deutend mit der Übertragung von 
Souveränitätsrechten des National- 
staats an supranationale Einrichtun- 
gen - ein Erfordernis, das in diesem 
Heft Uli Jähner unterstreicht. 
»Staatlichkeit« fällt also nicht mehr 
mit »Nationalstaatlichkeit« zusam- 
men. 

Daß den Wirtschaftsblöcken infor- 
melle und - zumindest im Falle der 
EG - formelle Souveränitätsrechte 
zufalien, ist offensichtlich. Doch 
auch »unterhalb« der Ebene des tra- 
ditionellen Nationalstaats ergeben 
sich tiefgreifende Veränderungen. 
Mit dem Bedeutungszuwachs der 
supranationalen Institutionen und 
dem Bedeutungsverlust national- 
staatlicher Souveränität steigt natür- 
lich auf der anderen Seite auch das 
Gewicht der Regionen innerhalb 
von traditionellen Nationalstaaten. 
Dies kann so weit gehen, daß neue 
regionale Gruppierungen über 
nationalstaatliche Grenzen hinweg 
entstehen, die in der Tendenz zur 
Auflösung der tradierten national- 
staatlichen Gebilde führen können. 
Der Regionalismus in der EG von 
Norditalien bis Wallonien, von Ka- 
talanien bis Schottland ist bislang 
nur die Schwalbe, die aber einen 
(unfreundlichen) Sommer machen 
kann. Auch anderswo gibt es Ten- 
denzen dieser Art: In Kanada die 
»cleavages« zwischen dem pazifi- 
schen Westen und dem atlantischen 
Östen, zwischen dem francophonen 


und dem anglophonen Teil des 


Landes. In Kalifornien 
regionalistische Tendenzen, und 
selbsi in Brasilien gedeiht der 
Separatismus, weil die ökonomi- 
schen Verbindungen des Südens mit 
den Staaten des »Merco Sur« dich- 
ter sind als die Beziehungen inner- 
halb der Nation mit dem armen 
Norden oder Nordosten. Ökonomi- 
sche Tendenzen transformieren sich 
in politische Interessen und Kon- 
flikte. Mit anderen Worten: Die 
Blockbildung in der Weltwirtschaft 
restrukturiert nicht nur das kapitali- 
stische Weltsystem sondern tenden- 
ziell auch dessen »Regionen«. 

Wenn von der Triade Westeuropas, 
Nordamerikas und des pazifischen 
Raums die Rede ist, wird die ehe- 
mals so genannte »Dritte Welt« 
ebenso vergessen wie Zentraleu- 
ropa, Osteuropa und die Nachfolge- 
staaten der Sowjetunion, Die Dritte 
Welt ist marginalisiert, ihre ökono- 
mische Bedeutung auf fast Null re- 
duziert, es sei denn, daß einzelne 
Staaten oder Regionen über wich- 
tige energetische und materiale 
Rohstoffe verfügen, so wie die Län- 
der im Nahen Osten. Die große 
Mehrheit der Weltbevölkerung ist 
an den Rand gedrängt und aus dem 
Weltgeschehen ausgeblendet. Ob 
die »Exklusion« von nahezu 80% 
der Weltbevölkerung aus dem 
Weltmarkt der Industrieländer und - 
blöcke auf die Dauer durchgehalten 
werden kann, darf bezweifelt wer- 
den, Der Verabschiedung ganzer 
Kontinente aus der Weltpolitik folgt 


gibt es 


mit Sicherheit die Rückmeldung - 
und sei es nur mit Katastrophen, de- 
ren Vorboten derzeit in Somalia, 
Zaire, Angola oder im Sudan eine 
neue Kategorie von Hilfe zu provo- 
zieren scheinen: »humanitär-militä- 
risches Engagement«. Ganze Völker 
werden zum Spielmaterial der vor- 
herrschenden ökonomischen und 
politischen Mächte degradiert. Den 
sich stabilisierenden Blöcken korre- 
spondiert eine gefährliche Destabtli- 
sierung an den »Rändern« der 
Triade. 

Und der Osten? Zunächst scheint es, 
als ob sich ein neuer Markt von 290 
Millionen ehemaligen Sowjetbür- 
gern plus 125 Millionen Osteuropä- 
ern auftun könnte. »Perhaps we 
could consider the commonwealth 
as a kind of new frontier«, frohlockt 
Jude Wanninski in Foreign Affairs 
(Spring 1992, 25) über 'Die Zukunft 
Rußlands‘, Über 400 Millionen po- 
tentielle Konsumenten sind kein 
Pappenstiel. Sie könnten der 
weltwirtschaftlichen Entwicklung 
einen kräftigen Impuls geben, vor- 
ausgesetzt den osteuropäischen 
Transformationen (dazu vgl. Heft 89 
der PROKLA) gelänge in über- 
schaubaren Fristen ein Anschluß an 


die westliche Modernisierung. 
Wenn jedoch Osteuropa und die 
GUS in absehbarer Zeit keine 


Chance haben, sich als ein selbstän- 
diges Zentrum, als ein regionaler 
Block in der einen oder anderen 
Weise innerhalb der Weltwirtschaft 
zu formieren, dann bleibt noch der 
Rohstoffreichtum des asiatischen 


Teils der ehemaligen Sowjetunion. 
Er wird zu einem neuen Objekt der 
Begierde, das die industriellen 
Stoff- und Energiewandlungssyste- 
me in den Zentren der Triade mit 
Nachschub versorgen könnte. Wenn 
dem so ist, stellt sich die entschei- 
dende Frage, ob Osteuropa und die 
GUS zu einer Art »Almende« der 
drei Blöcke der Triade werden, oder 
ob zwischen ihnen ein Konkurrenz- 
kampf um Binfluß in Osteuropa und 
der GUS ausbrechen wird. - Lenin 
hat zwar mit seiner Revolutions- 
theorie in exorbitanter Weise histo- 
risch Unrecht bekommen; aber mit 
seiner Analyse der imperialistischen 
Konkurrenz könnte er ebenso gran- 
dios und noch dazu auf dem Teırito- 
rium der ehemaligen Sowjetunion 
Recht behalten... 


PROKLA-Redaktion 


John Holloway 


Reform des Staats: Globales Kapital 
und nationaler Staat 


1. Welcher Staat? 


Dieser Artikel ist aus einem Kurs zur »Krise des Wohlfahrtstaates« er- 
wachsen, den ich an der Maestrfa de Ciencas Sociales der FLACSO (Facu- 
latad Latinoamericana de Ciencias Sociales, Mexiko City) gehalten habe. ! 
Über die Krise »des Wohlfahrtstaais« oder die Reform »des Staates« in ei- 
nem internationalen Zusammenhang zu sprechen, führt sofort zur Frage 
»Welcher Staat? Wo?«. Für jemanden, der den größten Teil seines Lebens 
in Europa verbracht hat, gibt es ein weiteres Problem: Wie relevant sind 
Gedanken, die in Europa über »den Staat« entwickelt wurden, für Leute, 
deren wesentlicher Bezugspunkt der paraguayısche, bolivianische oder ar- 
gentinische Staat ist? Die Antwort kann nur in Richtung eines Begriffs der 
Fragmentierung einer vereinten Welt liegen. Dieser Artikel ist ein Versuch, 
diesen Begriff zu entwickeln. 


2. Der Staat 


Schon die Begriffe einer »Reform des Staates« oder der »Krise des Wohl- 
fahrtstaates« verweisen auf den Umstand, daß wir etwas Gemeinsames in 
der Entwicklung verschiedener Staaten ausmachen und daher behaupten, 
eine Analyse, die sich an einem bestimmten Staat orientiert, sci unzurei- 
chend. Die Staaten scheinen recht unterschiedliche, separate Einheiten zu 
sein, und dennoch sprechen wir von der Reform »des Staates« als ob es nur 
einen Staat gebe, womit wir unterstellen, daß es eine Art Einheit dessen 
gibt, was als getrennt erscheint. Wie können wir den Zusammenhang ver- 
stehen zwischen der Entwicklung verschiedener Staaten als Einheit des 
Disparaten, als Einheit-in-Diparitä/Disparität in Einheit »des Staates« - 
und der Vielzahl verschiedener Staaten? 


E Ursprünglich auf Spanisch erschienen in Perfiles Latin Americanos, No.l, FLACSO, 
Mexico City, Juli 1992. Das Thema der Nummer ist die Reform des Staates in Laleiname- 
rika. (Übersetzung der englischen Version, a.d.U.) 
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In der Tradition politischer Wissenschaft wird der Staat als grundlegende 
und weitgehend selbstverständliche Kategorie betrachtet. Die überwälti- 
gende Mehrzahl der Arbeiten in dieser Disziplin nimmt sich einen be- 
stimmten Staat als fast ausschließlichen Bezugsrahmen und analysiert poli- 
tische Entwicklungen, als ob sie in rein nationalen Begriffen verstanden 
werden könnten. Dies gilt besonders für Arbeiten aus den Vereinigten 
Staaten und Europa, wo die Theoretiker es sich immer noch im Mythos na- 
tionaler Selbstgenügsamkeit bequem machen: Es ist z.B. auf der Linken 
wie auf der Rechten üblich, »Thatcherismus« oder »Reaganismus« als rein 
nationale Phänomene zu analysieren und nicht als Teil einer globalen Ver- 
schiebung im Verhältnis von Staat und Kapital. In Lateinamerika ist den 
Leuten der globale Zusammenhang, in dem die aktuellen Veränderungen 
stattfinden, viel klarer, aber in gewissem Sinne beschränkt und bestimmt 
die selbsiverständliche Kategorie »des Staates« immer noch die Debatte. 
Wenn der Staat als Ausgangspunkt genommen wird, erscheint die Welt 
(sofern sie überhaupt erscheint) als die Summe der Nationalstaaten. Trends 
oder Entwicklungen, die über die Grenzen eines Staates hinausgehen, wer- 
den entweder in Begriffen zwischenstaatlicher Beziehungen (wie in der 
Tradition der »Fachdisziplin« »Internationale Beziehungen«) oder durch 
Analogiebildungen (wie in der »Fachdisziplin« »Vergleichende Politik«) 
diskutiert. Beide gehen nicht von einem Begriff der Einheit der National- 
staaten aus, sondern von deren Trennung: Gemeinsame Entwicklungsten- 
denzen können nur verstanden werden als Teil des zwischenstaatlichen 
Netzwerks an Machtbeziehungen, die entweder direkt zwischen den Staa- 
ten ausgeübt werden oder mittels Institutionen wie dem Internationalen 
Währungsfonds; oder sie werden verstanden unter Rekurs auf Ähnlichkei- 
ten zwischen Staaten, was Ideen, politische Institutionen oder gesellschaft- 
liche Strukturen anbelangt - wie in der gegenwärtig einflußreichen Regula- 
tionstheorie mit ihren nationalspezifisch definierten Begriffen des Fordis- 
mus und Postfordismus. 

Sicher spielen zwischenstaatliche Pressionen oder der Druck internationa- 
ler Organisationen, sowie institutionelle und theoretische Moden eine prä- 
gende Rolle bei der Entwicklung des Staates, doch reichen sie nicht aus, 
um die Tiefe und die globale Dimension der gegenwärtig stattfindenden 
Veränderungen zu erklären. Die Veränderungen etwa mit dem Druck des 
IWF zu erklären, verschiebt das Problem bloß auf eine andere Ebene: Was 
steckt hinter der politischen Orientierung und dem Einfluß des IWF? 
Ebenso wirft eine Erklärung der Veränderungen des Einflusses neoliberaler 
Vorstellungen einfach die Frage auf, warum neoliberales Denken einen 
derartigen Einfluß in verschiedenen Ländern gerade zu dieser Zeit gewon- 
nen hat. Vergleichende Analysen, die sich auf das Vorkommen ähnlicher 
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sozio-Ökonomischer Veränderungen in den verschiedenen Ländern kon- 
zentrieren, wie in der regulationistischen Analyse des Fordismus, bringen 
uns etwas weiter, aber die Analogien, obwohl verlockend, sind im alige- 
meinen skizzenhaft und oberflächlich (Clarke 1988/1991). Um zu einem 
zufriedenstellenden Verständnis der gegenwärtig stattfindenden Entwick- 
lungen in den verschiedenen Ländern zu kommen, scheint es uns daher nö- 
tig, über die Kategorie »des Staates« oder vielmehr über die Trennung der 
verschiedenen Staaten hinauszugehen, um eine Möglichkeit zu finden, ihre 
Einheit zu erörtern. 

Hier bietet sich die Dependenztheorie als verlockende Alternative an, so- 
fern sie den einheitlichen Charakter der Welt betont und auf einem Ver- 
ständnis des Handelns einzelner Staaten im Kontext der bipolaren Bezie- 
hung von Zentrum und Peripherie beharrt, wobei die Peripherie der Aus- 
beutung durch das Zentrum ausgesetzt ist. Hier findet sich ein Begriff der 
Einheit separater Staaten, sofern sie alle Elemente einer bipolaren Welt 
sind. Allerdings bleibt die Analyse sehr staatsorientiert, sofern das »Zen- 
trum« und die »Peripherie« als »zentrale Staaten« und »periphere Staaten« 
begriffen werden. In diesem Sinne ist die Dependenztheorie eng verwandt 
mit der Tradition des Faches »Internationale Beziehungen«: Obwohl die 
Betonung auf dem Primat des Weltsystems gegenüber den einzelnen Staa- 
ten liegt, wird das Weltsystem im Grunde als ein internationales Staatensy- 
stem verstanden, mit den Staaten des Zentrums als den herrschenden Ak- 
teuren, wobei der einzig mögliche Weg aus der Abhängigkeit im Handeln 
der peripheren Staaten besteht (vgl. Dabat 1992 für eine ähnliche Kritik). 
Wie in der Mainstream-Tradition definiert der Staat eine Unterscheidung 
zwischen Innen und Außen, wobei der Unterschied in der Dependenztheo- 
rie darin liegt, daß die Betonung (bezüglich der abhängigen Staaten) stark 
auf den äußeren und nicht auf den inneren Determinanten des staatlichen 
Handelns liegt. Entwicklungen wie eiwa die staatlichen Reformen in den 
peripheren Staaten können in dieser Perspektive nur in Begriffen externer 
Zwänge verstanden werden, die aus dem Verhältnis von Zentrum und Peri- 
pherie erwachsen, aber es gibt keinen Begriff, der es uns ermöglicht, die 
Dynamik dieser Beziehung zu verstehen. 


3. Der Staat als eine Form gesellschaftlicher Verhältnisse 


Jeder Staat verkündet seine Eigenständigkeit gegenüber anderen Staaten, 
seine nationale Souvesänität. Um zu verstehen, was es uns ermöglicht, von 
der Krise oder der Reform »des Staates« zu sprechen, als ob es nur einen 
Staat gebe, müssen wir diese Eigenständigkeit aufweichen, den Staat als 
Kategorie auflösen. 
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Den Staat als Kategorie auflösen heißt, den Staat nicht als etwas Eigen- 
ständiges zu verstehen, sondern als eine gesellschaftliche Form, eine Form 
gesellschafllicher Verhältnisse. In der Physik haben wir inzwischen akzep- 
tiert, daß es nichts absolut Eigenständiges gibt, daß Energie in Masse ver- 
wandelt werden kann und Masse in Energie; ebenso gibt es in der Gesell- 
schaft keine absoluten Trennungen, keine harten Kategorien. Wissenschaft- 
lich zu denken heißt, die Denkkategorien aufzulösen, alle gesellschaftli- 
chen Phänomene als ebensolche zu verstehen, als Formen gesellschaftli- 
cher Verhältnisse. Gesellschaftliche Verhältnisse, Verhältnisse zwischen 
Menschen, sind flüssig, unvorhersehbar, instabil, oft leidenschaftlich, aber 
sie verfestigen sich zu bestimmten Formen, Formen die eine eigene Auto- 
nomie zu gewinnen scheinen, Die verschiedenen akademischen Disziplinen 
nehmen diese Formen (Staat, Geld, Familie) als gegeben hin und tragen da- 
mit zu ihrer scheinbaren Solidität und daher zur Stabilität der kapitalisti- 
schen Gesellschaft bei. Wissenschaftlich zu denken bedeutet, diese Diszi- 
plinen zu kritisieren, diese Formen aufzulösen, sie als Formen zu verste- 
hen; frei zu handeln heißt, diese Formen zu zerstören. 

Der Staat ist also eine verfestigte (oder, um den von Marx gebrauchten Be- 
guff zu borgen, »fetischisierte«) Form gesellschaftlicher Verhältnisse. Er 
ist ein Verhältnis zwischen Menschen, das nicht als ein solches erscheint, 
ein gesellschaftliches Verhältnis, das in der Form eines den gesellschaftli- 
chen Verhältnissen Äußerlichen existiert. Dies ist der Ausgangspunkt für 
ein Verständnis der Einheit aller Staaten: alle sind verfestigte, scheinbar 
autonome Formen gesellschaftlicher Verhältnisse. 

Aber warum veıfestigen sich gesellschaftliche Verhältnisse auf diese 
Weise und inwiefern hilft uns diese Einsicht, die Entwicklung des Staates 
zu verstehen? Dies war die Frage, die von der sogenannten »Staatsablei- 
tungsdebatte« gestellt wurde, eine etwas eigentümliche, aber schr wichtige 
Diskussion, die sich in den 70er Jahren von Westdeutschland aus auf an- 
dere Ländern ausdehnte.? Die Debatte war insofern eigentümlich, als sie in 
einer äußerst abstrakten Sprache geführt wurde, oft ohne daß die politi- 
schen und theoretischen Implikationen der Argumentation offengelegt wur- 
den. Die Dunkelheit der Sprache und die Tatsache, daß die Teilnehmer 
Folgerungen aus der Debatte häufig nicht entwickelten (oder sich ihrer 
nicht bewußt waren), setzte die Debatte Mißverständnissen aus, und der 
Ansatz wurde oft als »ökonomische« Theorie des Staates oder als »kapital- 


2 Zur Staatsableitungsdebatte und ihrer Verbreitung vgl. etwa Holloway und Picciotto 
1978, Clarke 1991 (Großbritannien); Vincent 1975 (Frankreich); Perez Sainz 1981] 
(Spanien); Criticas de la Economia Politica 1979, 1980, Sänchez Susarıey 1986 
(Mexiko); Archila 1980, Royas und Moncayn 1980 (Kolumbien); Fausto 1987 
(Brasilien). 
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logisch« abgetan, der versuche, die politische Entwicklung als einen funk- 
tionalen Ausdruck der Logik des Kapitals zu verstehen. Während diese 
Kritik an manchen Beiträgen zu Recht geübt werden kann, bestand die Be- 
deutung der Debatte insgesamt darin, daß sie eine Grundlage lieferte, um 
vom ökonomischen Determinismus und Funktionalismus loszukommen, 
der so viele Diskussionen zum Verhältnis von Staat und kapitalistischer 
Gesellschaft beeinträchtigt hat, und den Staat nun als Element, oder besser, 
Moment der Totalität der gesellschaftlichen Verhältnisse der kapi- 
talistischen Gesellschaft zu diskutieren. 

Der Brennpunkt der Debatte über den Staat als besonderer Form gesell- 
schaftlicher Verhältnisse ist der entscheidende Bruch mit dem ökonomi- 
schen Determinismus, der z.B. im Basis-Überbau-Modell (und dessen 
strukturalistischen Varianten) beschlossen liegt. Das Augenmerk auf die 
Funktionen des Staates nimmt die Existenz des Staates als gegeben hin, Es 
gibt im Basis-Überbau-Modeil keinen Platz, um nach der Form des Staates 
zu fragen, zu fragen warum gesellschaftliche Verhältnisse sich zur schein- 
bar autonomen Form des Staates verfestigen. Nach der Form des Staates zu 
fragen heißt, die Frage nach seiner historischen Besonderheit aufzuwerfen:! 
Die Existenz des Staates als eines Eiwas, das von der Gesellschaft getrennt 
ist, ist der kapitalistischen Gesellschaft eigen, wie es die Existenz des 
»Ökonomischen« als eines von offen zwangsförmigen Klassenverhältnis- 
sen Unterschiedenen ist (Gerstenberger 1990). Die Frage lautet daher nicht: 
Wie determiniert das Ökonomische den politischen Überbau? Sie lautet 
vielmehr: Was ist das Besondere an den geselischaftlichen Verhältnissen 
des Kapitalismus, das die Verfestigung (oder Besonderung) gesellschaftli- 
cher Verhältnisse in Form des Staates bedingt??? Ihr Gegenstück ist die 
Frage: Was bedingt die Konstitution des Ökonomischen und des Politi- 
schen als unterschiedlicher Momente derselben gesellschaftlichen Verhält- 
nisse? Die Antwort ist sicher, daß es etwas Besonderes mit dem gesell- 
schaftlichen Antagonismus auf sich hat, auf dem der Kapitalismus (wie 
jede Klassengesellschaft) beruht. Unterm Kapitalismus beruht der gesell- 
schaftliche Antagonismus (das Verhältnis zwischen Klassen) auf einer 


3 Die Staatsableitungsdebatte hat die Frage wiederbelebt, die Pashukanis 1923 gestellt hat: 
»Warum bleibt die Herrschaft einer Klasse nicht das, was sie ist, d.h. die faktische Unter- 
werfung eines Teils der Bevölkerung unter den anderen? Warum nimmt sie die Form ei- 
ner offiziellen staatlicher Herrschaft an oder - was dasselbe ist - wird der Apparat des 
staatlichen Zwangs nicht als der privater Apparat der herrschenden Klasse geschaffen, 
warum spaltet er sich von der letzteren ab und nimmt die Form eines unpersönlichen, von 
der Gesellschaft losgelösten Apparats der öffentlichen Macht an?« (Pashukanis 1970, 
8.119f.). Diese Frage kostete Pashukanis schließlich das Leben, da die Schlußfolgerung 
aus ihr, nämlich daß der Staat eine spezifisch kapitalistische Form der gesellschaftlichen 
Beziehungen ist, unvereinbar war mit Stalins Versuch, einen staatlichen »Sozialimus in 
einem Land« aufzubauen. 
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Form der Ausbeutung, die nicht offen vonstattengeht, sondern vermittelt ist 
durch den »freien« Kauf und Verkauf der Arbeitskraft als einer Ware auf 
dem Markt. Diese Form der Klassenverhältnisse setzt eine Trennung von 
unmittelbarem Ausbeutungsprozeß, der auf der »Freiheit« der Arbeiter be- 
ruht, und dem Prozeß der Aufrechterhaltung der Ordnung in einer Ausbeu- 
tungsgesellschaft voraus, der die Möglichkeit von Zwang in sich birgt (vgl. 
Hirsch 1974/1978). 

Den Staat als Form gesellschaftlicher Verhältnisse zu betrachten, heißt of- 
fensichtlich, daß die Entwicklung des Staates nur verstanden werden kann 
als Moment der Entwicklung der Totalität gesellschaftlicher Verhältnisse: 
sie ist ein Teil der antagonistischen und krisengeschüttelten Entwicklung 
der kapitalistischen Gesellschaft. Als eine Form kapitalistischer gesell- 
schaftlicher Verhältnisse hängt seme Existenz ab von der Reproduktion 
dieser Verhältnisse. Er ist daher nicht nur ein Staat in einer kapitalistischen 
Gesellschaft, sondern ein kapitalistischer Staat, da seine eigene Fortdauer 
an die Förderung der Reproduktion kapitalistischer Gesellschaftsverhältnis- 
se insgesamt geknüpft ist, Die Tatsache, daß er als besondere oder verfe- 
stigte Form gesellschaftlicher Verhältnisse existiert, heißt allerdings, daß 
die Beziehung Zwischen Staat und Reproduktion des Kapitalismus kom- 
plex ist: Es kann nicht, in funktionalistischer Manier, angenommen wer- 
den, daß alles, was der Staat tut notwendig im besten Interesse des Kapitals 
ist, noch daß der Staat das Erforderliche für die Reproduktionssicherung 
der kapitalistischen Gesellschaft leisten kann. Das Verhältnis von Staat und 
Reproduktion der kapitalistischen Verhältnisse ist eines von Versuch und 
Irrtum. 

Vom Staat als einer verfestigten Form gesellschaftlicher Verhältnisse zu 
sprechen, heißt, sowohl von seiner Trennung von wie von seiner Einheit 
mit der Gesellschaft zu sprechen. Die Trennung oder Verfestigung (oder 
Fetischisierung) ist ein Prozeß, der ständig wiederholt wird.4 Die Existenz 
des Staates impliziert einen beständigen Prozeß der Abtrennung bestimm- 
ter Aspekte gesellschaftlicher Verhältnisse, deren Definition als »politi- 
scher« und daher vom »Ökonomischen« getrennter. Der Antagonismus, auf 
dem die Gesellschaft beruht, wird damit fragmentiert: Kämpfe werden in 
politische und ökonomische Formen kanalisiert, von denen keine Raum 
läßt für Fragen zur Struktur der Gesellschaft als Ganzer. Ein deutliches 
Beispiel dafür ist gegenwärtig Venezuela, wo die Stabilität der vorhande- 
nen Gesellschaft sehr stark von der Fähigkeit abhängt, die soziale Unzu- 


4 is kann nicht angenommen werden, wie Jessop (1991) dies tut und Hirsch zumindest in 
seinen späteren Arbeiten zu tun scheint, daß die Besonderung des Staates ein Prozeß ist, 
der in der Ursprungszeit des Kapitalismus vollendet wurde. Zur Kritik an Jessop vgl. 
Holloway (1991). 
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friedenheit in die etablierten Prozeduren des politischen Systems zu kanah- 
sieren, von der Fähigkeit, einer schlecht artikulierten Ablehnung der beste- 
henden Ordnung bestimmte Definitionen aufzuprägen. Dieser Prozeß der 
Durchsetzung von Definitionen für gesellschaftliche Kämpfe ist zugleich 
ein Prozeß der Verfestigung gesellschaftlicher Verhältnisse, und durch die- 
sen Prozeß wird der Staat andauernd neu konstituiert als eine Instanz, die 
von der Gesellschaft getrennt ist (Holloway 1980/1991; 1991). 


4. Nationalstaaten als Formen der globalen Totalität gesellschaftlicher 
Verhältnisse 


»Der Staat« wird damit doppelt aufgelöst: er ist keine Struktur, sondern 
eine Form gesellschaftlicher Verhältnisse: er ist keine völlig fetischisierte 
Form, sondern ein Prozeß der Formung (Fetischisierung) gesellschaftlicher 
Verhältnisse (und daher em anhaltender Prozeß der Selbstkonstitution). 
Aber die Diskussion bewegt sich immer noch auf der Ebene »des Staates«: 
Bisher ist nichts zu der Tatsache gesagt worden, daß »der Staat« nicht ein 
Staat ist, sondern eine Vielheit von Staaten. Wie ansonsten sympathisie- 
rende Kritiker des Staatsableitungsansatzes ausgeführt haben (Barker 
1978/1991), von Braunmühl 1974; 1978) »behandelt die Debatte den Staat, 
als ob er nur im Singular existiere. Der Kapitalismus ist jedoch ein Weltsy- 
stem von Staaten, und die Form, die der kapitalistische Staat annimmt, ist 
die des Nationalstaates« (Barker 1978/1991, 204). 

Auf einer Ebene ging diese Kritik fehl, weil die Staatsableitungsdebatte 
sich nicht um das Verständnis eines bestimmten Staates drehte, sondern um 
das Verständnis des »Staatlichen« oder besser »des Politischen«. Die Ab- 
leitung »des Politischen« aus der Natur der kapitalistischen gesellschaftli- 
chen Verhältnisse abstrahierte von der Existenz »des Staates« nur in dessen 
Form einer Vielheit von Staaten. Im Zusammenhang der Analyse der all- 
gemeinen Beziehung von Staat und Gesellschaft war es, wie Picciotto be- 
merkt, »gängig, eine Korrelation zwischen der Gesellschaft und ihren Klas- 
sen und dem Staat innerhalb dieser Gesellschaft anzunehmen.«$ Gängig 
oder nicht, dieser Punkt wurde in der Debatte nie klar gemacht, und das Er- 
gebnis war eine schwerwiegende Vermischung von »Staat« im Sinne des 
»Politischen« (im folgenden einfach als »das Politische« bezeichnet) und 


5 »Es gibt eine Tendenz in der marxistischen Analyse des Staates, das Augenmerk auf den 
Staat zu legen, den einzelnen Staat. Diese Tendenz herrscht vermutlich stärker in der 
marxistischen als in der nichtmarxistischen Literatur, da die marxistische Betonung der 
Klassennatur des Staates es notwendig macht, den Staat im Verhältnis zur Struktur der 
Gesellschaft zu diskutieren, und es wird gängig, eine Korrelation zwischen der Gesell- 
schaft und ihren Klassen und dem Staat innerhalb dieser Gesellschaft anzunehmen.« 
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»Staat« im Sinne des mexikanischen, argentinischen oder deutschen Staa- 
tes (im folgenden als »Nationalstaat« bezeichnet).® Dies führte zu cimer 
Verarmung des Begriffs »des Politischen« und trug auch zu einigen 
Schwierigkeiten bei, die Debatte weiterzuführen, nachdem die allgemeinen 
theoretischen Argumente einmal vorgebracht waren. 

Welches sind die Konsequenzen dieser Unterscheidung zwischen dem Po- 
liüschen und dem Nationalstaat? Das Politische, so wurde erkannt, ist ein 
Moment der Totalität kapitalistischer Gesellschaftsverhältnisse,. Sind die 
Grenzen des staatsorientierten Denkens einmal verlassen, ist es klar, daß 
die Totalität gesellschaftlicher Verhältnisse nur verstanden werden kann als 
globale (weltweite) Totalität. Die globale Natur der Gesellschaft ist nicht 
das Ergebnis der jüngsten »Internationalisierung« des Kapitals (ein Begriff, 
der das Verlassen einer historisch und logisch primären nationalen Gesell- 
schaft impliziert), sondern ist der Natur des Kapitalismus von Anfang an 
inhärent (vgl. von Braunmühl 1978; Clarke 1991; Picciotto 1985/1991). 
Die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, zwischen 
Produzenten und Konsumenten, zwischen Finanzleuten und Industriellen 
überschreiten allesamt nationale Grenzen. Kapital ist seiner Natur nach ein 
globales Verhältnis. 

Das Politische ist daher ein Moment eines globalen Verhältnisses, aber es 
kommt zum Ausdruck nicht durch die Existenz eines globalen Staates, 
sondern in der Existenz einer Vielheit von scheinbar autonomen National- 
staaten. Das Politische ist fragmentiert: Diese Fragmentierung ist grundle- 
gend für ein Verständnis des Politischen, ein entscheidendes Element, das 
verlorengeht, wenn angenommen wird, daß Gesellschaft und Staat dek- 
kungsgleiche Begriffe sind. Die Welt ist keine Summierung von National- 
staaten, nationalen Kapitalismen oder nationalen Gesellschaften; vielmehr 
löst die fragmentierte Existenz des Politischen als Vielheit von National- 
staaten die Welt in viele scheinbar autonome Einheiten auf. 

Die Unterscheidung von Politischem und Nationalstaat gibt dem Begriff 
des Staates damit eine neue Dimension als Prozeß der Fetischisierung oder 
Verfestigung gesellschaftlicher Verhältnisse. Die Dekomposition der Welt- 
gesellschaft in Nationalstaaten ist nicht etwas, das vollendet ist, sobald na- 
tionale Grenzen festgelegt sind. Im Gegenteil, alle Nationalstaaten befin- 
den sich in einem ständig wiederholten Prozeß der Auflösung globaler ge- 
sellschaftlicher Beziehungen: mittels Bekundungen nationaler Souveräni- 
tät, Bekenntnissen zur »Nation«, Fahnenzeremonien, dem Abspielen der 


6 In diesem Sinne hat Colin Barker (1978/1991, $. 208) ganz recht, wenn er einen Artikel 
von Sol Pieciotto und mir kritisiert (Holloway und Picciotto 1977/1991) und meint, »ihr 
ganzer Artikel handelt von einer Abstraktion namens »der Staat«, der Zusammenhang mit 
den tatsächlichen Staaten des kapitalistischen Systems nicht adäquat entwickelt ist«. 
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Nationalhymne, administrativer Diskriminierung von »Ausländern«, mit- 
tels Krieg. Je schwächer die gesellschaftliche Basis dieser nationalen De- 
Komposition der Gesellschaft - wie etwa in Lateinamerika - desto offener 
ihre Ausdrucksformen. Diese Dekomposition der Weltgeseilschaft ist ein 
entscheidendes Element bei der Fragmentierung der Opposition gegen die 
kapitalistische Herrschaft, durch die Dekomposition der Arbeiterschaft als 
einer Klasse. 

Der Nationalstaat ist also wesentlich eine Form der Fragmentierung der 
Weltgesellschaft. In diesem Licht gesehen gibt es eine grundlegende terri- 
toriale Nichtübereinstimmung zwischen dem Staat und der Gesellschaft, 
auf die er bezogen ist. Die von Picciotto erwähnte »gängige« Annahme ci- 
ner Korrelation von Staat und Gesellschaft ist ganz einfach falsch, Jeder 
Nationalstaat ist ein Moment der Weltgeseilschaft, eine territoriale Frag- 
mentierung einer Gesellschaft, die sich über die gesamte Welt ausdehnt. 
Kein Nationalstaat, ob »reich« oder »arnı«, kann unter Absehung von sei- 
ner Existenz als Moment des globalen Kapitalverhältnisses verstanden 
werden. Die so oft getroffene Unterscheidung von »abhängigen« und 
»nicht abhängigen« Staaten fällt in sich zusammen. Alle Nationalstaaten 
sind - historisch und immer von neuem - definiert durch ihre Beziehung zur 
Totalität kapitalistischer Gesellschaftsverhältnisse. Die Unterscheidung, 
die z.B. Evers in seiner Weiterentwicklung des Staatsableitungsansatzes für 
die kapitalistische »Peripherie« trifft, zwischen »zentralen« Staaten, in 
denen es eine »geseilschaftliche Identität der ökonomischen und politi- 
schen Sphäre gibt« und den »peripheren« Staaten, wo es diese Identität 
nicht gibt (Evers 1979, S. 77-79), ist völlig wertlos. Trotz der nationalen 
Orientierung der meisten Theoretiker in den »reicheren« Ländern ist die 
Exisienz des Nationalstaates als eines Moments des globalen Kapitalver- 
hältnisses nicht weniger entscheidend für das Verständnis etwa des That- 
cherismus in Großbritannien als für das Verständnis des neoliberalen Vor- 
marschs in irgendeinem sogenannten »peripheren« Land (wie Bonefeld 
1990 überzeugend zeigt). 

Dies heißt nicht, daß das Verhältnis von globalem Kapital und National- 
staaten überall dasselbe ist. Im Gegenteil, obwohl alle Nationalstaaten als 
Momente des globalen Verhältnisses konstituiert sind, sind sie besondere 
und nichtidentische Momente dieser Beziehung. Die Fragmentierung der 
Welt in nationale Gesellschaften bedeutet, daß jeder Staat eine spezifische 
territoriale Definition hat und daher eine spezifische Beziehung zu den 
Leuten auf seinem Territorium, von denen er einige (normalerweise, aber 
nicht innmer die Mehrheit: Südafrika, Kuweit) als seine »Staatsbürger« de- 
finiert, den Rest als »Ausländer«. Diese territoriale Definition bedeutet, 
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daß jeder Staat eine anderes Verhältnis zu den globalen Kapitalverhältnis- 
sen hat. 

Die territoriale Definition bedeutet auch, daß jeder Staat auf eine Weise 
unbeweglich ist, die scharf mit der Mobilität des Kapitals kontrastiert, Der 
Nationalstaat kann seine Grenzen nur unter Schwierigkeiten ändern, wäh- 
rend Kapital sich in Sekunden von einer Seite der Erde zur andern bewegen 
kann. Während Nationalstaaten fest sind, ist Kapital wesentlich flüssig, und 
es fließt überall hin, wo die größten Profite zu machen sind. Natürlich gibt 
es Hindernisse für diesen Strom, Grenzen der Mobilität. Die Reproduktion 
von Kapital hängt entscheidend von seiner (vorübergehenden) Immobili- 
sierung in Form von produktivem Kapital ab, wozu seine Verkörperung in 
Maschinen, Arbeitskraft, land, Gebäuden und Waren gehört, Andere Hin- 
dernisse bremsen ebenfalls den freien Kapitalfluß, etwa staatliche Rege- 
lungen oder Monopolsituationen, aber in seiner allgemeinsten und ab- 
straktesten Form ist Kapital als Geld global, flüssig und schnell. Geld 
kennt keine persönlichen oder nationalen Gefühle. 

Das Verhältnis von Nationalstaat und Kapital ist das Verhältnis emes na- 
tional fixierten Staates zu einem weltweit mobilen Kapital. In diesen Be- 
griffen müssen sowohl die Beziehung zwischen dem Nationalstaat und der 
Welt als auch die Beziehungen zwischen Nationalstaaten formuliert wer- 
den. Dies ist wichtig, weil es besonders auf der Linken gängig war, das 
Verhältnis von Staat und Kapital zu diskutieren, als ob das Kapital unbe- 
weglich, als ob es an bestimmte Aktivitäten, Orte oder Personen gebunden 
sei. Dies führt dann zu Analysen der politischen Entwicklung in Begriffen 
des Konflikts zwischen Kapitalfraktionen (Textilkapital vs. Chemiekapital 
z.B., oder Finanzkapital vs. Industriekapital), als ob das Kapital irgendwie 
an eine bestimmie Aktivität gefesselt sei (vgl. Clarke 1978), oder führt zur 
Diskussion des Staates als einer Art Fusion, Einheit oder Verknüpfung von 
Staat und »nationalem Kapital«, als ob das Kapital irgendwie an einen be- 
stimmten Teil der Welt gebunden sei. Die Verbindungen von Staat und 
Kapital werden aufgezeigt anhand von Familienbanden, persönlichen Be- 
zichungen, der Existenz militärisch-industrieller Komplexe, und diese Ver- 
bindungen werden theoretisiert, als ob sie die kapitalistische Natur des 
Staates aufzeigten (wie in Miliband 1969). Oder die Verknüpfung wird be- 
griffen als eine Fusion des Staates und der Monopole (wie in staats- 
monopolistischen Kapitaltheorien), oder als die Formierung konkurrie- 
render Staatskapitale (wie in Staatskapitaltheorien, z.B. Barker 1978/ 
19917), oder klassisch imperialismustheoretisch. All diese Ansätze behan- 


7 Obwohl Barkers Kritik an den Beschränkungen der Staatsableitungsdebatte im Grunde 
richtig ist, sind seine Schlußfolgerungen zur Notwendigkeit der Analyse des National- 
staates in Begriffen konkurrierender Staatskapitale somit ganz falsch. 


John Holloway 


deln das Kapital, als ob es hinsichtlich seiner personellen, institutionellen 
oder lokalen Ankerpunkte verstanden werden könnte, anstatt diese Anker- 
punkte als Übergangsmomente zu behandeln, als Haltepunkte im unaufhör- 
lichen Fluß von Kapital. Sicher existieren persönliche, institutionelle und 
politische Verbindungen zwischen Gruppen von Kapitalisten und National- 
staaten, aber »Gruppen von Kapitalisten« sind nicht das Kapital, und häu- 
fig sehen sich Nationalstaaten gezwungen, die Verbindungen mit ihren ka- 
pitalistischen Freunden abzubrechen, um die Reproduktion des Kapitals 
insgesamt zu sichern (Hirsch 1974/1978). Die relative Immobilität des Na- 
tionalstaates und die extrem hohe Mobilität des Kapitals machen es un- 
möglich, eine derart einfache Beziehung zwischen Nationalstaat und ir- 
gendeinem besonderen Teil des Weltkapitals zu behaupten (Murray 1971; 
Picciotto 1985/1991). 

Die Konkurrenz zwischen Staaten und die wechselnden Positionen der Na- 
tionalstaaten im Verhältnis zum globalen Kapital können daher nicht an- 
gemessen in Begriffen der Konkurrenz zwischen »nationalen Kapitalen« 
diskutiert werden. Die Diskussion darf nicht von der Immobilität des Ka- 
pitals, sie muß von seiner Mobilität ausgehen. Insofern die Existenz jedes 
Nationalstaates nicht nur von der Reproduktion des Weltkapitalismus, son- 
dern auch von der Reproduktion des Kapitalismus innerhalb seiner Gren- 
zen abhängt, muß er sich bemühen, Kapital anzuziehen, und wenn dies ge- 
lungen ist, das Kapital auf seinem Gebiet festzuhalten.® Der Konkurrenz- 
kampf zwischen Nationalstaaten ist kein Kampf zwischen nationalen Kapi- 
talen, sondern ein Kampf zwischen Staaten um die Anziehung und/oder 
den Erhalt eine Teils des Weltkapitals (und daher eines Teils des globalen 
Mehrwerts). Um dieses Ziel zu erreichen, muß der Nationalstaat versuchen, 
günstige Bedingungen für die Reproduktion des Kapitals innerhalb seiner 
Grenzen zu sichern (durch die Bereitstellung von Infrastruktur, die Auf- 
rechterhaltung von Recht und Ordnung, die Erziehung und Regulation von 
Arbeitskräften, usw.), sowie dem Kapital, das innerhalb seiner Grenzen 
operiert, internationale Unterstützung zu gewähren, weitgchend unabhän- 
gig von der Staatsangehörigkeit der legalen Eigner dieses Kapitals. 

In diesem Konkurrenzkampf werden hegemoniale und untergeordnete Po- 
sitionen errichtet, aber eine hegemoniale Position befreit Staaten nicht von 
der globalen Konkurrenz um die Attraktion und den Erhalt von Kapital. 
Relativ hegemoniale oder unterworfene Positionen beruhen letztlich auf 
der Existenz mehr oder weniger günstiger Bedingungen für die Kapitalak- 
kumulation auf den verschiedenen staatlichen Territorien: von daher der 


8 Das Ausmaß, in dem bestimmte Staaten diese Grenzen in revolutionären Situationen 
durchbrechen können, würde eine besondere Diskussion erfordern, die bier nicht unter- 
nommen wird. 
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langfristige Niedergang Großbritanniens als einer Hegemonialmacht und 
die gegenwärtige Instabilität der internationalen Position der Vereinigten 
Staaten. Die Bedingungen für die Kapitalakkumulation hängen wiederum 
von den Bedingungen für die Ausbeutung der Arbeitskräfte durch das Ka- 
pital ab, aber es gibt hier keine direkte Bindung an das Staatsgebiet. Kapi- 
tal kann auf dem Territorium eines Nationalstaates akkumulieren aufgrund 
der Ausbeutung der Arbeit auf dem Territorium eines anderes Staates - wie 
im Falle kolonialer oder neokolonialer Situationen, aber auch in Fällen, wo 
sich Staaten durch Steuervergünstigungen oder andere Anreize zu attrakti- 
ven Orten der Kapitalakkumulation machen (gute Beispiele sind die Kay- 
man-Inseln und Liechtenstein). 

Nationalstaaten konkurrieren also darum, einen Teil des weltweit produ- 
zierten Mehrwerts auf ihr Territorium zu ziehen. Der Antagonismus zwi- 
schen ihnen ist nicht Ausdruck der Ausbeutung der »peripheren« durch die 
»zentralen« Staaten (wie die Dependenztbeoretiker behaupten), sondern 
drückt die (äußerst ungleiche) Konkurrenz zwischen ihnen um die Anzie- 
hung (oder die Bewahrung) eines Teils des globalen Mehrwerts auf ihr 
Territorium aus. Aus diesem Grunde haben alle Staaten ein Interesse an der 
globalen Ausbeutung der Arbeitskraft. Es stimmt, wie Dependenztheoreti- 
ker behaupten, daß Nationalstaaten nur im Hinblick auf ihre Existenz in ei- 
ner bipolaren Welt verstanden werden können, die durch Ausbeutung be- 
stimmt ist, aber die Ausbeutung ist keine Ausbeutung von armen Ländern 
durch reiche Länder, sondern von globaler Arbeit durch globales Kapital, 
und die Bipolarität ist keine von Zentrum und Peripherie, sondern von 
Klassen, eine Bipolarität, in der alle Staaten, qua ihrer von der Reproduk- 
tion des Kapitals abhängigen Existenz selbst, am kapitalistischen Pol ver- 
ortet sind. 

Die Beziehung zwischen Nationalstaaten ist als externe Beziehung nicht 
angemessen verstanden, obwohl sie sich als solche darstellt. Wenn der Na- 
tionalstaat ein Moment des globalen Kapitalverhältnisses ist, dann können 
weder das globale Kapitalverhältnis (»internationales Kapital«) noch an- 
dere Staaten adäquat als ihm äußerlich begriffen werden. Beim Versuch, 
die Entwicklung eines Nationalstaates zu verstehen, stellt sich daher nicht 
das Problem, zwischen den »externen« Determinanten der staatlichen Ent- 
wicklung (beliebt bei den Dependenztheoretikern im Falle der »periphe- 
ren« Staaten) und den »internen« Determinanten (wie von der Regulations- 
theorie bevorzugt (Hirsch 1992)) zu wählen. Auch kann die staatliche Ent- 
wicklung nicht verstanden werden als Ergebnis einer Kombination von en- 
dogenen und exogenen Triebkräften, die Lösung, um die sich Dabat (1992) 
bemüht. Die Unterscheidungen von innen/außen, intern /extern, endogen/ 
exogen reproduzieren die scheinbare Autonomie von Nationalstaalen und 


verstärken damit die mörderische Verhärtung gesellschaftlicher Verhältnis- 
se, die nationale Grenzen darstellen, aber sie sind als Erklärung der staat- 
lichen Entwicklung nicht angebracht. Alle Nationalstaaten manipulieren 
die intern/extern-Unterscheidung als wichtiges Element praktischer Politik. 
Alle Staaten z.B., die Abmachungen mit dem IWF getroffen haben, präsen- 
tieren die Ergebnisse solcher Vereinbarungen als extern auferlegte, wäh- 
rend sie in Wirklichkeit Teil der »nationalen« politischen Konflikte sind, 
oder vielmehr der nahtlosen Integration des nationalen und globalen politi- 
schen Konflikts. Dies gilt gleichermaßen für die Vereinbarungen, die dem 
britischen Staat im Jahr 1976 »auferiegt« wurden (ein bedeutender Sieg der 
Rechten in Großbritannien), wie für jene, die Venezuela »auferlegt« wur- 
den und ein wichtiger Teil der Strategie des venezolanischen Staates sind, 
die Gesellschaft zu restrukturieren, um günstigere Bedingungen für die Ka- 
pitalakkumulation zu schaffen. Das globale Kapital ist Cochabamba oder 
Zacatlan oder selbst Santana do Agreste nicht »äußerlicher« als es New 
York, Tokio oder London ist, obwohl die Formen und Folgen seiner Prä- 
senz sich enorm unterscheiden. 

Das Verständnis der Entwicklung des Nationalstaates kann keine Frage der 
Untersuchung interner und externer Determinanten sein, sondern des Ver- 
suchs einzusehen, was es heißt, daß der Nationalstaat ein Moment des glo- 
balen Kapitalverhältnisses ist, Vorderhand bedeutet dies, daß die Entwick- 
lung eines bestimmten Staates nur im Kontext der globalen Entwicklung 
kapitalistischer Gesellschaftsverhältnisse, deren Bestandteil er ist, verstan- 
den werden kann. Die »globale Entwicklung kapitalistischer Gesellschafis- 
verhältnisse« ist kein logischer Prozeß oder etwas »da draußen«, sondern 
das historische Ergebnis eines Konflikts, der,'obwohl fragmentiert, global 
ist. Die Struktur dieses Konflikts (letztlich die Forım der Abhängigkeit des 
Kapitals von Arbeit) erzeugt gewisse Entwicklungsthythmen, die am klar- 
sten in der Krisentendenz des Kapitals zum Ausdruck kommen (vgl. Hol- 
loway 1992). Allerdings ist das Verhältnis jedes bestimmten Nationalstaats 
zur globalen Entwicklung komplex. Obwohl die Tatsache, daß alle Natio- 
nalstaaten Momente desselben globalen Verhältnisses sind, in gemeinsa- 
men Entwicklungsmustern zum Ausdruck kommt, wie es im Thema »Re- 
form des Staates« zum Ausdruck kommt, bedeutet die Unterschiedlichkeit 
der Beziehungen von Nationalstaaten zum globalen Kapital, daß die For- 
men, die die Kämpfe um die Entwicklung des globalen Kapitals annehmen, 
und daher die Entwicklung der Nationalstaaten, sich immens unterscheiden 
können. Was zunächst als gemeinsame Entwicklung erscheint (die Reform 
des Staates z.B.) verdeckt häufig eine große Zahl verschiedener (und kon- 
kurrierender) Strategien, eine neu definierte Beziehung zum globalen Kapi- 
tal im Restrukturierungsprozeß zu erlangen. 
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Es gibt bei alldem keinen Platz für Funktionalismus. Eines der Probleme 
im Zusammenhang mit der Analyse des »kapitalistischen Staates« in der 
Einzahl war, daß sie sehr leicht zu der funktionalistischen Annahme führte, 
daß der Staat, da kapitalistisch, die vom Kapital erforderten Funktionen 
ausübe. Wie in den Ausführungen zur »Staatsableitungsdebatie« erläutert, 
ist dies schon auf der Ebene »des Staates« eine nicht zu rechtfertigende 
Schlußfolgerung, aber die Schwäche des funktionalistischen Arguments 
wird viel deutlicher, wenn man sich klarmacht, daß das Kapital global ist 
und »der Staat« eine Vielbeit von Nationalstaaten ist: Aus der Tatsache, 
daß die Reproduktion des globalen Kapitals durch bestimmte politische 
Manöver befördert werden könnte, kann nicht gefolgert werden, daß einem 
oder mehreren Staaten das Erforderliche gelingen wird (Picciotto 1985 / 
1991). Es kann nicht vorausgesetzt werden, daß das Kapital seine Krisen 
immer lösen wird. 


5. Die Reform des Staates: Nationale Politik dex globalen Überakku- 
mulation 


Der Nationalstaat ist gebunden, das Kapital bewegt sich global. Kapital 
fließt weltweit, aber in jedem bestimmten Moment hat es eine territoriale 
Verankerung, sei es auf dem Konto eine Finanzinstitution oder in den Stei- 
nen, aus denen eine Fabrik gebaut ist. Die verschiedenen Staaten konkur- 
rieren, um den Fluß des Kapitals anzuziehen und stillzustellen. Das Ver- 
hältnis bestimmter Nationalstaaten zum globalen Kapital ist durch diese 
Konkurrenz um Attraktion und Einbindung vermittelt. Dieses Verhältnis 
könnte man sich als eine Reihe von Staubecken vorstellen, die darum kon- 
kurrieren, ein Maximum an Wasser aus einem mächtigen und weitgehend 
unkontrollierbaren Strom anzuziehen und zu halten. 

Wie die Flußmetapher nahelegt, kontrollieren die Nationalstaaten nicht den 
Gesamtdruck, die Geschwindigkeit und das Fließvolumen des Wassers. 
Diese Faktoren können nur verstanden werden, wenn man weiß, was den 
Fluß des Wassers überhaupt in Gang setzt. Die Nationalstaaten, die Stau- 
becken unserer Metapher, können nur auf Veränderungen der Höhe und 
Strömung des Flusses reagieren. 

Die großen Veränderungen der Organisation des Staates und seines Begrif- 
fes in den letzten etwa fünfzehn Jahren, nicbt nur in Lateinamerika, son- 
dern weltweit, sind die Antwort auf eine radikale Veränderung des Kapi- 
talstrons. 

Um den Wandel des Kapitalstroms zu verstehen, müssen wir zu seiner 
Quelle geben, den kapitalistischen Produktionsverhältsissen. Die Form, die 
der Kapitalstrom annimmt, hängt ab von den Bedingungen kapitalistischer 
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Produktion. Der Kapitalstrom ist unaufhörlich, aber nicht undifferenziert. 
Kapital fließt durch verschiedene funktionale Formen, existiert mal als 
Geld, mal als produktives Kapital, das sich in den Produktionsmitteln und 
der eingesetzten Arbeitskraft verkörpert, mal als Ware. Jede Form hat ver- 
schiedene Auswirkungen auf die Geschwindigkeit der geographischen Mo- 
bilität. Kapital in Form von Geld kann in Sekunden von London nach To- 
kio fließen. Kapital in Form von Produktivkapital, das sich in Maschinen, 
Gebäuden, Arbeitskräften usw. verkörpert, ist geographisch viel weniger 
mobil. Kapital in Form von Waren findet sich unter diesem Gesichtspunkt 
offensichtlich irgendwo zwischen den anderen beiden Formen. Bei alldem 
spielt das Produktivkapital eine entscheidende Rolle, da die Produktion die 
einzige Quelle des Mehrwerts und daher der Reproduktion und Expansion 
des Kapitals ist. Allerdings ist das Kapital blind für solche theoretischen 
Betrachtungen: Es fließt in die Form, die die größten Profite zu bieten 
scheint, die besten Expansionsmöglichkeiten. Daher wird, wenn die Pıo- 
duktion keine guten Profite bietet und die Warenmärkte gesättigt sind, das 
Kapital in die Geldform fließen. Das Ergebnis is ein radikaler Wandel der 
Mobilität des Kapitals. Im Kern hat dies während der letzien zwanzig Jahre 
stattgefunden, und hier liegt der Schlüssel zu den Veränderungen der Or- 
ganisation der Nationalstaaten. 

Die Zerstörungen durch den Zweiten Weltkrieg und die Vorkriegsdepres- 
sion, zusammen mit der Erfahrung des Faschismus in einer Reihe von 
Staaten, haben global günstige Bedingungen für die kapitalistische Pro- 
duktion geschaffen. Die etwa fünfundzwanzig Jahre nach dem Krieg waren 
allgemein eine Periode hohen und stetigen Wachstums auf der Basis der 
Profitabilität kapitalistischer Produktion. Natürlich war der Geldstrom 
wichtig, aber er spielte gegenüber der Produktionsentwicklung eine unter- 
geordnete Rolle. Die sich daraus ergebende relative Stabilität des-Kapitals 
schuf die Basis für die Entwicklung eines bestimmten Typs von Beziehun- 
gen zwischen Nationalstaaten und globalem Kapital und verlieh dem Bild 
einer aus »nationalen Ökonomien« bestehenden Welt Glaubwürdigkeit. 
Die relative Stabilität erzeugte auch ein Umfeld, in dem möglich war, daß 
die nach dem Krieg erzielten internationalen Abkommen die ökonomi- 
schen Beziehungen der Nationalstaaten regulierten. Besonders wichtig ist 
in diesem Zusammenhang das Abkommen von Bretton Woods, das, indem 
es ein System fester Wechselkurse einführte, in gewissem Maße die Geld- 
ströme zwischen den Nationalstaaten regulierte und daher Nationalstaaten 
zu einem bestimmten Grad von der giobalen Bewegung des Kapitals ab- 
schirmte (vgl. Bonefeld 1990; Holloway 1992a). Diese relative Abschot- 
tung, die auf der relativen Stabilität des Produktivkapitals beruhte und 
durch internationale Regelungen und nationale politische Kontrolle der 
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Kapitalbewegung verstärkt wurde, lieferte die Grundlage für die staatsori- 
entierte Politik dieser Periode, sei es die Politik des keynesianischen Wohl- 
fahrtsstaates oder die Politik der Importsubstitution. Dieselbe relative Sta- 
bilität ermöglichte auch den Aufbau einigermaßen stabiler Allianzen zwi- 
schen Nationalstaaten und Gruppen von Kapitalisten - jene Sorte von Alli- 
anzen, die begrifflich in den oben diskutierten Theorien festgehalten sind 
(militärisch-industrieller Komplex, staatsmonopolistischer Kapitalismus 
usw.) - und gleichermaßen zwischen dem Staat und bürokratisierten Ar- 
beiterbewegungen, wie sie sich in den vielen Spielarten der korporatisti- 
schen politischen Entwicklung finden.? Viele der theoretischen Konzep- 
tionen des Staates, die immer noch gängig sind - besonders, wie oben dis- 
kutiert, die Abstraktion »des Staates« von der Welt - entsprangen der Er- 
fahrung dieser Zeit, die auch eine Periode der raschen Expansion für die 
»Politikwissenschaft« und die Sozialwissenschaften allgemein war. 

Das Ende des langen Nachkriegsbooms war auch das Ende der relativen 
Abschottung des Nationalstaates. Ab Mitte der sechziger Jahre gab es 
deutliche Signale wachsender Instabilität. Die Bedingungen, die die Pro- 
duktion während der ganzen Nachkriegsperiode profitabel gemacht hatten, 
verschlechterten sich: Die Kosten, die mit der Ausbeutung der Arbeits- 
kräfte einhergehen (oft als organische Zusammensetzung des Kapitals be- 
zeichnet), stiegen, die Disziplin, die durch die Kriegszei aufgebaut worden 
war, schwächte sich ab, die Staatsbürokratien, die mit dem bisherigen Ent- 
wicklungsmuster einhergingen, erwiesen sich für das Kapital als kosten- 
trächtig. Investition in die Produktion wurde zu einem nicht mehr so siche- 
ren Mittel, das Kapital zu expandieren. Es gab, mit anderen Worten, einen 
Überschuß an Kapital, eine Überakkumulation von Kapital. In den Jahren 
des Booms hatte eine schnelle Akkumulation von Kapital stattgefunden. 
Mehr Kapital war akkumuliert worden, als einen sicheren und profitablen 
Abfluß in produktive Investitionen finden konnte. Wenn dies geschieht, 
dann schwärmt das Kapital aus - wie bei den Bienen, wenn es nicht mehr 
genug Honig im Bienenstock gibt, um eine expandierende Population zu 
nähren, sich ein Teil erhebt und wegfliegt auf der Suche nach einer neuen 
Behausung.!® Genauer, Kapital nimmt die flüssige Form von Geld an und 


9  Vicle dieser Verknüpfungen sind in der repulationistischen Diskussion zum Fordismus 
analysiert worden, aber da «die Regulationstheorie den Nationalstaat und nicht das globale 
Kapital als Bezugrahmen nimmt (vgl. Clarke 1987/1991; Hirsch 1992), ist es ihr nicht 
gelungen, diese Problematik zur Mobilität des Kapitals in Beziehung zu setzen. Die Ori- 
entierung der Regulationstheorie am Nationalstaat ist ein Reflex der Tatsache, daß der 
Nationalstaat in der Nachkriegsperiode cine wichtigere Rolle bei der Eindämmung der 
Arbeiterbewegung gespielt hat als jemals zuvor. Aber weil der Nationalstaat in der Regu- 
lationstheorie als gegeben betrachtet wird, bleibt dies Iheorelisch gänzlich unverarbeitet. 

!0 Bier werden schamlos Metaphern gemischt. Aber Flüsse und Bienen sind genug. 


durchströmt die ganze Welt auf der Suche nach einem Weg, Profit zu ma- 
chen. Anstatt sich in den Backsteinen, den Maschinen und Arbeitskräften 
der produktiven Investition zu verkörpern, fließt es in die Suche nach spe- 
kulativen, oft schr kurzfristigen Mitteln der Expansion. Viele der Fabriken, 
die nun unprofitabel geworden sind, werden geschlossen und die Gebäude 
und Maschinen verkauft. Das freigesetzte Kapital bleibt als Geld übrig, das 
in produktive Investitionen anderswo verwandelt werden kann, aber wahr- 
scheinlicher in der Geldform bleibt, solange die Bedingungen für produk- 
tive Investition relativ ungünstig bleiben. Die Schwierigkeiten in der Pro- 
duktion drücken sich sowohl in einem Anstieg des Geldangebots aus, da 
ehemals produktives Kapital sich in Geld transformiert und sich als Kredit 
anbietet, als auch in der Nachfrage nach Geld, da das Kapital, das in der 
Produktion verbleibt, versucht, Schwierigkeiten durch Kreditaufnahme zu 
lösen, und die Staaten versuchen, die wachsenden sozialen Spannungen 
durch zunehmende Verschuldung zu dämpfen. 

Die Krise der Produktionsverhältnisse drückt sich in der Verflüssigung von 
Kapital aus. Es gibt einen scharfen Wandel der Beziehung von produkti- 
vem Kapital und Geldkapital:!! Geld, anstatt der Produktion scheinbar un- 
tergeordnet zu sein, erscheint nun als Selbstzweck. Der Kapitalfluß, vor- 
dem relativ stabil, wird zu einem schnellen Strom und dieser Strom 
schwemmt die Institutionen und die Selbstverständlichkeiten der Nach- 
kriegszeit hinweg. Eine der ersten Säulen der Nachkriegswelt, die zerbrach, 
war das Bretton-Woods-System fester Wechselkurse, das auf einem festen 
Verhältnis von Dollar und Gold beruhte, Der rasche Anstieg der 
Dollarmengen außerhalb der Vereinigten Staaten (und außerhalb der Regu- 
lationsmacht irgendeines Nationalstaats), der sogenannten Eurodollars in 
den 60er Jahren, führte zur Unterminierung der Position des Dollars und 
zur Aufgabe des Bretion-Woods-Systems im Jahr 1971, das schließlich 
durch ein System floatender Wechselkurse ersetzt wurde, Der Zusammen- 
bruch fester Wechselkurse bedeutet, daß Nationalstaaten jetzt viel direkter 
dem Strom des Weltgeldes ausgesetzt sind: Der Einsatz einer für die Inter- 
essen des Kapitals offensichtlich schädlichen Politik führt jetzt viel 
schneller zu Reaktionen auf den Gekdmärkten und zur Schwächung der 
Landeswährung (Clarke 1988; Bonefeld 1990). 

Der Zusammenbruch des Systems von Bretton Woods ist nur der erste 
Schritt. Das rasche Wachstum der globalen Geklmärkte während der 70er 
und 80er Jahre und die schnellere Geldbewegung, die durch den Einsatz 
neuer Techniken erleichtert wird, hat drastische Konsequenzen für die Or- 


JI Für eine viel detailliertere Erklärung des hier geschilderten Prozesses vgl. Bonefeld 
(1990), dem dieser Artike} einiges verdankt. 


ganisation der Nationalstaaten, Nationalstaaten versuchen, Kapital anzu- 
ziehen und in ihren Grenzen zu halten, Was das heißt, ändert sich radikal 
mit der neuen Liquidität von Kapital. Die Konkurrenz zwischen den Staa- 
ten um die Attraktion ihres Kapitalanteils verschärft sich deutlich und ver- 
pflichtet alle Staaten, neue Wege zu suchen, um sich für Kapital attraktiv 
zu machen. Die Tatsache, daß ein vic! größerer Teil des Kapitals auf kurz- 
fristiger Basis investiert wird, heißt, daß die Staaten unter dem ständigen 
Druck stehen, Bedingungen aufrechtzuerhalten, die das Kapital auf ihrem 
Territorium halten. Die alten Ideologien verschwinden: Die neue Heır- 
schaft des Geldes findet Ausdruck in den neuen Ideologien des Neolibera- 
lismus, der Angebotstheorie, des Monetarismus, die alle auf die eine oder 
andere Weise sagen, daß sich der Staat zurückziehen muß, daß Markt und 
Geld die Herischaft übernehmen müssen. Die alten Allianzen verschwin- 
den. Die etablierten Bande zwischen Gruppen von Kapitalisten und dem 
Staat werden zunehmend als Hindernis betrachtet, wenn einmal die Ein- 
sicht gewonnen ist, daß Kapital in seiner Geldform sich an keine Gruppe 
von Leuten und keine bestimmte Tätigkeit bindet. Die Formen korporatisti- 
scher Herrschaft durch die Gewerkschaften geraten ebenfalls unter Druck: 
Was nötig ist, um Weltgeld anzuziehen, ist eine neue Organisation der Ar- 
beit, eine neue Flexibilität und Disziplin, die unvereinbar ist mit den alten 
Gewerkschaftsstrukturen, eine neue Art »die Verbeugung zu lernen« (vgl. 
Pelaez und Holloway 1990/1991). Geld, in seinem verzweifelten Bemühen, 
sich auszudehnen, erzwingt die Öffnung von Bereichen, die für privatkapi- 
talistische Investitionen einst verschlossen waren: Überall werden Tätig- 
keitshereiche, die einmal von den Nationalstaaten kontrolliert wurden, pri- 
vatisiert, dem Geldstrom auf der Suche nach einer profitablen Behausung 
geöffnet. Selbst die solideste der Bastionen, die Sowjetunion, wird vom 
Geld geöffnet und auseinandergerissen. 

Und dann gibt es noch die Schulden. Die Transformation von Kapital in 
seine Geldforn bedeutet, daß ein Großteil des Geldes zum Verleih ange- 
boten wird, daß es m Kredit und Schulden verwandelt wird. Die letzten 
Jahre des Nachkriegsbooms wurden durch eine rasche Ausdehnung der 
Schulden getragen. In den späten 70er Jahren, nachdem die Krise der Pro- 
Titabilität in den reichen Ländern offenkundig geworden und monetäre Au- 
sterität verkündet worden war, strömte die Geldflut nach Süden, besonders 
nach Lateinamerika, bot sich Regierungen an, die nach einem Mittel zur 
Eindämmung der sozialen Spannungen suchten, und verwandelte sich in 
Schulden. Als nach der Erklärung der mexikanischen Regierung 1982, daß 
es Schwierigkeiten bei der Rückzahlung gebe, klar wurde, daß Lateiname- 
rika kein sicherer Ort für Kreditgelder ist, floß das Geld wieder nach Nor- 
den, zerbrach die kurzlebigen Versuche einer strengen monetären Kon- 


30 FR John Holloway 


tolle in den Vereinigten Staaten und veranlaßte eine massive Erhöhung der 
Konsumentenverschuldung und, besonders in den Vereinigten Staaten, der 
von den Militärausgaben angeführten Haushaltsschulden. Mit den Schul- 
den einher geht eine neue Schuldenpolitik, auf internationaler wie innenpo- 
litischer Ebene (vgl. Holloway 1990; Cleaver 1989). Schuldenwachstum 
heißt verschärfte Diskriminierung zwischen jenen, die kreditwürdig und je- 
nen, die es nicht sind, eine neue Spaltung, die sich weltweit auf erschrek- 
kende Weise sowohl zwischen Nationalstaaten als auch innergesellschaft- 
lich kundtat. Für Schuldner, ob privat oder staatlich, bedeuten Schulden 
eine härtere Unterwerlung unters Geld. 

Der Nationalstaat ist nicht mehr, was er einmal war. Als Moment des glo- 
balen Kapitalverhältnisses hat er nicht mehr dieselbe Bedeutung: Es hat 
eine interne Verschiebung der Formen kapitalistischer Herrschaft stattge- 
funden. Es gibt, wie Maratti es ausdrückt, »eine Verschiebung staatlicher 
Macht hin zur globalen Ebene - der Ebene, auf der der monetäre Terroris- 
mus operiert« (Maratti 1976, S. 107). Politische Entscheidungen, die auf 
der Ebene des Nationalstaats getroffen werden, sind nun direkter in die 
globale Kapitalbewegung eingebunden. In diesem Sinne kann gesagt wer- 
den, daß der Nationalstaat ausgehöhlt ist. Auch die Demokratie, wo sie exi- 
stiert, ist ausgehöhlt: Da politische Entscheidungen auf jeden Fall direkter 
den globalen Kapital unterworfen sind, wird es leichter, die demokrati- 
schen politischen Formen mit den Interessen des Kapitals zu versöhnen. 
Diese Aushöhlung der Demokratie ist, wie Cavarrozi u.a. (1992) zeigen, 
der Schlüssel, um zu verstehen, warum die Verbreitung der Demokratie in 
Lateinamerika in den letzten Jahren einhergegangen ist mit zunehmender 
Armut und sozialer Ungleichheit (natürlich sind diese nicht auf Lateiname- 
rika beschränkt). Die Aushöhlung der Demokratie bringt jedoch auch Pro- 
bleme mit sich. Die Unterwerfung des Nationalstaats unter das globale Ka- 
pital macht die Aufteilung der Gesellschaft in Nationalstaaten schwieriger 
und gibt Anlaß zu Spannungen, wie sie auf schr unterschiedliche Weise 
deutlich werden in den gegenwärtigen Schwierigkeiten der venezolani- 
schen Regierung, dem Sturz von Thatcher in Großbritannien, oder der 
jüngsten Rede des mexikanischen Präsidenten Salinas, der seinen patrioti- 
schen »sozialen Liberalismus« vom Neoliberalismus abgrenzte, der kein 
nationales Gefühl kenne. 

Bei all dem erscheint das Kapitals allmächtig. Geld ist die frechste, arro- 
ganteste Form des Kapitals. Seine mannigfachen weltweiten Erfolge sind 
bekannt. Und doch ist die Herrschaft des Geldes die Manifestation der 
Schwäche des Kapitals. Auch Bienen im Schwarm sind die frechsten, arro- 
gantesten Formen von Bienen, doch sie sind im Schwarm, eben weil es 
nicht genug Honig gab. Geld herrscht, weil die Produktion aufgehört hat, 
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so attraktiv für das Kapital zu sein, aber letztlich ist es die Produktion und 
nur die Produktion, die den Honig liefert: Produktion ist die einzige Quelle 
der Ausdehnung des Kapitals. Nicht die Auflösung alter Formen durch 
Geld oder die »Reform des Staates« sind der Schlüssel zur Wiedergene- 
sung des Kapitals, sondern die Neuorganisation der Produktion, die re- 
strukturierte Unterwerfung der Macht der Arbeit unter das Kapital; und 
trotz aller Veränderungen in der Organisation der Produktion, und trotz der 
aggressiven Politik des Kapitals während der letzten zehn oder fünfzehn 
Jahre ist nicht klar, ob es dieses Ziel schon erreicht hat. Bienen, die zu 
lange ausschwärmen, verhungern. Die schwache Basis der Herrschaft des 
Geldes ist in den Jahren seit dem Börsen-Crash von 1987 zunehmend 
deutlich geworden: Der Zusammenbruch so vieler Banken und Finanz- 
institutionen in einer unaufhörlichen Folge von Skandalen in allen Finanz- 
zentren hat es erwiesen. Viele der ausgeschwärmten Bienen sind tatsäch- 
lich gestorben und sterben weiter in der »Kreditklemmes, die im Zentrum 
der gegenwärtigen Rezession liegt. Ob diese Zerstörung überakkumulierten 
Kapitals ausreicht, um die globale Basis für die Wiederherstellung einer 
gesunden kapitalistischen Produktion zu schaffen, bleibt allerdings zwei- 
felhaft, und es scheint zunehmend unwahrscheinlich, daß der Zusammen- 
bruch der Sowjetunion die erhoffte Lösung bringt. Die tiefe Rezession, die 
von allen scheinbar mächtigsten »Ökonomien« in den letzten Jahren durch- 
gemacht wurde, läßt alle Behauptungen, daß der Kapitalismus sich in eine 
neue Phase profitabler Produktion hineinentwickelt (manchmal als Post- 
Fordismus bezeichnet), wenig überzeugend erscheinen, Der vieldiskutierte 
Kapitalfiuß nach Südamerika in den letzten ein oder zwei Jahren ist wahr- 
scheinlich eher eine Umlenkung des Kapitalstroms (weg von den gegen- 
wärtig nicht attraktiven Bedingungen in anderen Ländern) als die regionale 
lösung der Schwierigkeiten des Kapitals. Es sicht so aus, als ob die Welt 
weiterhin unter der Gewalt und Launenhaftigkeit der nationalen (und inter- 
nationalen) Politik der globalen Überakkumulation leiden wird. 
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Übersetzt aus dem Englischen von Klaus Fritz 


PROKLA 91 (Juni 1993): »Neues Deutschland« 


Eine fatale Mischung aus falschen Versprechungen, unrealistischen 
Wohlstandserwartungen und einer abenteuerlichen '»Schocktherapie« 
hat das neue Deutschland in eine Vereinigungskrise mit unabsehbaren ° 
Langzeitfolgen gestürzt. Die Neuauflage der fünfziger Jahre will nicht 
gelingen, ein zweites Wirtschaftswunder ist nicht in Sicht. Der Verei- 
nigungskeynesianismus ist in der Konsumwelt verpufft. Seine einseitige 
Finanzierung über die Sozialkassen und eine Steuerreform zugunsten der 
höheren Einkommensklassen setzen ein düsteres Zeichen vor die 
nachtri ägliche Inszenierung eines »Solidarpakts«. Läßt sich angesichts 
der brisanten Überlagerung von sozialer Rhetorik und nationalistischem 
Programm noch ein linker Standpunkt bestimmen? Wie weit sollen sich 
die Gewerkschaften, denen ein politisches Mandat bislang stets 
abgesprochen wurde, in die »nationale Pflicht« nehmen lassen? Kann 
sich die Sozialdemokr atie vom ewigen Komplex eines s vaterlandslosen 
Gesellen befreien? 


Sol Picciotto 


Die Krise des internationalen Staates! 


1. Einleitung 


Wir sind gegenwärtig Zeugen akuter Spannungen im internationalen Staa- 
tensystem und der Konflikte um dessen Neubestimmung. Normalerweise 
werden diese Konflikte unter dem Aspekt zunehmender wirtschaftlicher 
Globalisierung betrachtet, die dem politischen Nationalismus oder ethni- 
schen und kulturellen Partikularismen zuwiderlaufe. So wird behauptet, die 
verstärkte Internationalisierung ökonomischer Beziehungen hätte jene poli- 
tischen Strukturen untergraben, auf denen Nationalstaatrn beruhen, und in- 
ternationale staatliche Strukturen gefestigt, die vom internationalen Kapital 
beherrscht seien. 

Solche Annahmen werden auch in den Diskussionen der Linken über inter- 
nationales Kapital und Staat vertreten. So ist in einer auf Poulantzas zu- 
rückgehenden und in der europäischen Linken sehr einflußreichen Sicht die 
nationalstaatlich verfaßte Gesellschaft der Schauplatz von sozialen und 
Klassenkämpfen, während das intermationalisierte Kapital den unfairen 
Vorteil eines direkten Zugangs zu internationalen Staatsapparaten hat, die 
zur Ausübung externen Drucks auf nationale Staaten eingesetzt werden 
können (Poulantzas 1974; vgl. die Kritik in Holloway und Picciotto 1980). 
Zu den politischen Implikationen dieses Ansatzes gehört, daß sich die ge- 
sellschaftliche Transformation innerhalb des nationalstaatlichen Rahmens 
abspielen muß, normalerweise durch eine Allianz der unterdrückten Klas- 
sen mit irgendwelchen wohlgesonnenen Elementen des nationalen Kapitals 
gegenüber dem internationalen Kapital und vermittels eines Bruchs mit 
dem internationalen System. Allerdings weisen andere Autoren, wie Ra- 
dice für Großbritannien, darauf hin, daß die Internationalisierung so weit 
fortgeschritten ist, daß nicht nur kein signifikantes nationales Kapital üb- 
rigbleibt, sondern daß die materielle Basis der Ökonomie derart internatio- 


I Dieser Artikel beruht auf einem Gespräch an der Universität Bremen im April 199] und 
ist die gekürzte und umgearbeitete Version eines Artikels zur Internationalisierung des 
Staates, der in Capital & Class, Nr. 43, 1991, erschienen ist. 
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nalisiert ist, daß eine Strategie der nationalen Autonomie mit beträchtli- 
chen Kosten verbunden wäre (Radice 1984). 

Tatsächlich könnte man sagen, und dies gilt sicherlich für Großbritannien, 
daß die Arbeiterbewegung bzw. die Sozialdemokratie im Verlauf der 80er 
Jahre hauptsächlich deshalb ihre Stoßkraft verloren haben, weil sie der 
Grenzen nationaler Souveränität und damit der Grenzen einer wesentlich 
parlamentarischen Politik, die auf den Nationalstaat konzentriert ist, plötz- 
lich gewahr wurden. Dies hat inzwischen viele in Großbritannien, darunter 
die Labour Party und die Gewerkschaften, zur oft unkritischen Übernahme 
der Vision eines potentiell sozialen Europas geführt, einer Vision, die in 
der Rede von Jacques Delors auf dem TUC-Kongreß im September 1988 
geschickt beschworen wurde. Paradoxerweise war es Frau Thatcher, die 
insbesondere in ihrer Rede in Brügge, ebenfalls im September 1988, da- 
rauf beharrte, nicht den Korporatismus zu Hause geschlagen zu haben, um 
ihn in Europa wieder untergeschoben zu bekommen, und die den Eintritt in 
das Europäische Währungssystein (EWS) verweigerte, weil dies zum Ver- 
lust der nationalen Kontrolle über die Geldpolitik führe. Allerdings wurde 
Thatcher wegen wachsender politischer Unbeliebtheit zu Hause ohne gro- 
ßes Aufheben von ihrer eigenen Partei kaltgestellt (was jene Linken ver- 
wurrte, die einen gewaltigen Mythos um die angeblich hegemoniale Natur 
des Thatcheristischen »Projekts« errichtet hatten). Das Scheitern ihrer 
Nachfolger beim Versuch, die Position des Pfundes im EWS zu halten, war 
ihrer ungeschickten Handhabung der britischen Ökonomie und der Europa- 
politik geschuldet.? 

Aus meiner Sicht ist die Vorstellung einer Korrelation von nationalem Ka- 
pital und Nationalstaat im Gegensatz zu der zwischen internationalem Ka- 
pital und internationalem Staat vielfach unangemessen und nicht hilfreich, 
Die treibende Kraft der weltweiten ökonomischen Internationalisierung 
während des 20. Jahrhunderst war der transnationale Konzern (TNC). 
Während die transnationalen Konzerne eine angemessene Koordination der 
nationalstaatlichen Regulationspolitiken verlangten, haben sie sich im all- 
gemeinen gegen jede Stärkung internationaler staatlicher Suukturen ge- 
wandt. Tatsächlich war die Entwicklung des internationalisierten Kapital- 
eigentums durch solche internationalen Unternehmensgruppen Ergebnis 
der Existenz nationalstaatlicher protcktionistischer Regulation: nicht nur 
durch Zölle, sondern auch durch nationale Förderung und Absicherung 


2 Obwohl sie die Präsidentschaft des Europäischen Rats innehatte, war die britische Regic- 
rung nicht in der Lage, die Notwendigkeit einer Neuanpassung der Währungen einzuse- 
hen, die durch eine Senkung der deutschen Zinssätze hätte begleitet werden können. Statt- 
dessen bestand sie darauf, den Kurs des Pfundes zu halten und griff die Bundesbank an. 
Val. Financial Times, 11. und 12. Dez. 1992. 


36 ER Sol Pieciotto 
wissenschaftlicher Innovationen. Nachdem sie minimale Prinzipien der na- 
tionalstaatlichen Behandlung von Auslandskapital durchgeseizt hatten, wa- 
ren die transnationalen Konzerne die aufrechtesten Verteidiger des Natio- 
nalstaates. In der Tat macht ihre Fähigkeit, politische wie ökonomische 
Unterschiede zwischen Staaten auszubeuten, ihren Konkurrenzvorteil aus. 
Andererseits haben soziale und emanzipatorische Bewegungen in unseren 
Zeiten eine beträchtliche Stärke aus ihrer globalen Perspektive und interna- 
tionalistischen Orientierung bezogen. Im abschließenden Jahrzehnt des 20. 
Jahrhunderts sollte die Wiederbelebung dieses Internationalismus absolute 
Priorität haben. Eine notwendige Grundlage dafür ist die Analyse der histo- 
rischen Internationalisierungsprozesse von Staat und Kapital als miteinan- 
der verknüpfter Prozesse. Dies wird uns eine Komplexere Reihe von Bezie- 
hungen vor Augen führen und uns vielleicht in die Lage versetzen, den 
Wandel der Formen des globalen Staats und des Kapitals in ihrem Verhält- 
nis zu internationalen sozialen und Klassenverhältnissen theoretisch in An- 
griff zu nehmen.> 


2. Der internationale Unternehmensstaat 


Die Internationalisierung des Kapitals war kein rein ökonomischer Vor- 
gang: Eine wichtige Rolle in diesem Prozeß spielte die Entwicklung eines 
internationalen Rahmens staatlicher Strukturen, die im allgemeinen das in- 
ternationalisierte Kapitaleigentum und seine Reproduktion primär durch 
das Unternehmen sichergestellt haben. Der moderne kapitalistische Staat 
wurde in einem internationalen Rahmen geboren. Obwohl vor allem na- 
tionale sozial-ökonomische Kräfte seine gesellschaftlich-geographischen 
Grenzen definierten, haben sich seine Formen und Funktionen international 
entwickelt. 

Eıst am Ende der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts konsolidierten sich 
viele der beute führenden Staaten - Deutschland, Italien, die USA - in ihrer 
modernen, einheitlichen Form. In derselben Periode wurden die wichtig- 
sten Institutionen des Eigentums in den großen kapitalistischen Staaten 


3 Ein wichtiger Beitrag zur Entwicklung einer Klassentheorie internationaler Beziehungen 
stammt von Kees van der Pijl (1979; 1984). Allerdings ist dieser Ansatz insofern zu kriti- 
sieren, als er zu formalistisch auf der Identifizierung von »Klassenfraktionen« im Rahmen 
einer abstrakten Analyse der Akkumulation beruht. Er führt zu einem ziemlich mechani- 
stischen Postulat einer Allianz «der liberal-internationalistischen und staatsmonopolisti- 
schen Fraktionen der herischenden Klasse während der Periode kapitalistischer Expan- 
sion, die mit der Krise und dem amerikanischen Isolationismus zusammenbricht, Obwohl 
reich an fruchtbaren Einsichten und Details, erschwert es der »fraktionalistische« Ansatz, 
die Widersprüche in den Formen der Herrschaft, besonders des internationalen Staates, zu 
erfassen. 


modernisiert. Dieser Prozeß war konfliktgeladen und international. Er 
spielte sich in einer während mehrerer Jahrhunderte des merkantilen Kapi- 
talismus zugleich vereinten und gespaltenen Welt ab, in der jedoch die al- 
ten rigorosen merkantilistischen Regulationsstrukturen zerbrochen waren 
oder aufgelöst wurden. 

Obwohl sein Haupielement der territorsal definierte Staat war, bestand das 
internationale System nicht aus einer Ansammlung für sich bestehender 
Teile, sondern aus einem Netzwerk lose geknüpfter und sich überlappender 
juristischer Regelungen. Die Staaten verfügten über schr ausgedehnte ge- 
setzliche Regelungen für Rechtspersonen, da der Nexus von kapitalisti- 
schem Staat und den Subjekten seiner Gesetze sehr locker sein kann. Ob- 
wohl die Exekutivmacht zur Durchsetzung solcher Gesetze wesentlich ter- 
rHorial ist, verleiht ihr die Mobilität von Menschen und Kapital und die 
Verknüpfung von Eigentum und globalen Märkten eine schr große Reich- 
weite. Die Gesetze eines Staates können gegen jede Person durchgesetzt 
werden, die sich auf seinem Territorium befindet oder sogar dorthin ge- 
bracht werden kann (selbst durch Entführung, wie im Falle Eichmann, oder 
durch eine Militärexpedition, wie bei Noriega), oder gegenüber Guthaben 
oder Waren, auch wenn sie das Gebiet passieren. Auch der Zugang zu 
Märkten kann verweigert werden. Weiterhin wurden wechselseitige Arran- 
gements, wie Auslieferung und juristischer Beistand, vom Ende des 19. 
Jahrhunderts an entwickelt. 

Sicher, die imperialistische Konkurrenz und Herrschaft führte zur Hierar- 
chisierung der Staaten und in manchen Fällen zur Annexion und Koloniali- 
sierung. Nichtsdestotrotz bevorzugte Großbritannien, bis 1914 die herr- 
schende Handelsmacht, ein offeneres System; und die USA, die während 
des 20. Jahrhunderts diese Rolle innehatten, drängten ebenfalls auf »offene 
Türen«. Allerdings beruhte dieser kapitalistische Internationalismus auf der 
Ausdehnung der Staatlichkeit, wie sie am prägnantesten in Woodrow Wil- 
sons berühmten Prinzip der nationalen Selbstbestimmung formuliert wur- 
de, sowie in den berühmten »Garantien territorjaler Integrität und politi- 
scher Unabhängigkeit« - eine Formulierung, die später in die UN-Charta 
einging, und noch heute von zentraler Bedeutung ist. 

Die Entwicklung des institutionellen Rahmens des korporierten Kapitalis- 
mus von Ende des amerikanischen Bürgerkriegs bis zum Beginn des Er- 
sten Weltkrieges fand vermittels eines internationalen Wettbewerbs- und 
Diskussionsprozesses statt. Rechte, wie die Freiheit der Unternehmens- 
gründung, wurden in Formulierungen gefaßt, die auf die internationale 
Konkurrenz antworteten. Die wichtigen kapitalistischen Länder beeinfluß- 
ten sich wechselseitig bei der Formulierung von Gesetzen, wie etwa dem 
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English Companies Act von 1862, dem französischen loi sur les societes 
von 1967 und der deutschen Aktienrechtsnovelle von 1870. 

Wichtiger noch ist, daß es sich um eine unterstützende Gesetzgebung han- 
delte, deren Entwicklung in großem Umfang auf Rechtsmitteln beruhte, die 
von Unternehmern und ihren Beratern ersonnen worden waren. So brachte 
etwa James Dill, der Rockefellers Unternehmen Standard Oil angehörte, 
den Gesetzgeber von New Jersey dazu, das »Tochterunternehmen« und die 
»Holding« als Rechtsformen einzuführen. Es fiel lokalen oder nationalen 
Staaten schwer, dem internationalen Konkurrenzdruck zu widerstehen und 
die Legitimierung solcher Einrichtungen zu verweigern. Weiterhin wurden 
kapitalistische Rechtssysteme nicht nur qua Übertragung in die Kolonien 
und direkt abhängigen Länder exportiert, sondern auch freiwillig als Mitte] 
der »Modernisierung« angenommen, wie im Japan der Meji-Zeit. 

Während dieser Zeit spielten auch neu gegründete, internationale private 
und öffentliche Organisationen eine bedeutende Rolle bei der Koordination 
der Entwicklung und Durchsetzung eines regulativen Rahmens für das un- 
ternehmerische Kapital. Ein bemerkenswertes Beispiel ist die internationa- 
le Bewegung für die Modernisierung und Harmonisierung der geistigen Ei- 
gentumsrechte. Diese war früh durch Prinz Albert bei der großen Ausstel- 
lung von 1851 angeregt worden, wurde durch die Welle des internationalen 
Interesses an wissenschaftlicher Innovation und sogar noch stärker durch 
die heftigen Bemühungen vorangetrieben, die Wissenschaft den Interessen 
des Unternehmerkapitals gefügig zu machen - manche würden sagen! zu 
versklaven (Noble 1977). Diese Bewegung kulminierte im Jahrzehnt der 
Verhandlungen und Dispute, das schließlich die Pariser Konvention von 
1883 und den Staatenbund zum Schutz industriellen Eigentums hervor- 
brachte. Die in dieser Konvention festgelegten Prinzipien beherrschen auch 
heute noch die Debatten und Konflikte um die internationale Kontrolle der 
Technologie. 

Obwohl der rechtliche Rahmen für die Unternehmensgründung in der frü- 
hen Periode der kapitalistischen Modernisierung kaum eine Rolle spielte, 
lieferte er die Grundlage für die Institutionalisierung des Kapitaleigentums 
in der Form riesiger Unternehmen, die sich in den wichtigen kapitalisti- 
schen Staaten in der Zeit von 1885 bis 1914 entwickelten. Dieser Prozeß 
der Konzentration und Zentralisation von Kapital verlief keineswegs glatt 
und störungsfrei. Er war ein Versuch, die Macht der Arbeit in großem Um- 
fang zu kontrollieren, und wurde seinerseits durch neue Formen der Ar- 
beiterorganisation bekämpft, besonders durch neue Massenorganisationen 
sowie sozialistische, anarchistische und marxistische politische Parteien. 
Die internationalistische Orientierung dieser Bewegungen brach zusam- 
nen, als der Erste Weltkrieg die Widersprüche der Sozialdemokratie offen- 
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barte: im Kern die Bürokratisierung ihrer Institutionen und ihre Spaltung 
am Dilemma »Sozialreform oder Revolution«. Doch war die Integration 
der Arbeiterbewegung in den Staat kein rein nationaler Prozeß, sondern 
ging auch einher mit einem Wechselspiel nationaler und internationaler 
Prozesse. 

Die Konzentration von Kapital führte zu einer internationalen Debatte über 
die Zunahme von Großunternehmen und Kartellen. Die Konzernform war 
in den USA am stärksten ausgeprägt, wo der Prozeß der Kapitalkonzentra- 
tion nach 1880 zuerst und am stärksten einsetzte, was zur populistischen 
Agitation gegen die »Trusts« und 1890 zur Verabschiedung des Sherman 
Act durch den Kongreß führte. Die neuerliche Fusionswelle nach 1897 ver- 
anlaßte den Kongreß, eine Industriekommission einzurichten, die drei Jahre 
lang Beweise aufnahm und Berichte veröffentlichte. 1904 publizierte John 
Moody The Truth about Trusts, und die deutsche Reichsregierung veröf- 
fentlichte ebenfalls einen Kartellbericht (vgl. Fennema 1982; S.11-20), Al- 
lerdings hatten sowohl die rechtlichen Einschränkungen von »Verbindun- 
gen« als auch der Druck seitens der Bevölkerung die Wirkung, die Kon- 
zentration durch kompleite Fusionen anstatt durch instabile Allianzen und 
Kartelle voranzutreiben. 

Daher entstand in dieser Periode eine Form des »regulierten Kapitalismus«, 
der in den großen kapitalistischen Staaten je nach historischen Bedingun- 
gen unterschiedliche Formen annahm. Deutschland, mit seinem starken 
Staat und Bankensystem, entschied sich für staatlich sanktionierte oder un- 
terstützte Konzerne; das liberale Erbe Großbritanniens gründete sich auf 
informelle Kontrollen durch den Staat wie durch die »öffentliche Mei- 
nung«; in den USA entstand eine neue Form des Unternehmensliberalis- 
mus, der sich ursprünglich im Umkreis privater Körperschaften, insbeson- 
dere der National Civic Federation, entfaltet hatte und zur Einrichtung der 
großen Regulationskommissionen führte (vgl. Kolko 1963; Weinstein 
1968; Sklar 1988). Allerdings waren die Verbindungen und Kartelle nicht 
nur häufig von internationaler Bedeutung, sie wurden oft durch zusammen- 
arbeitende Staaten oder durch eine private oder öffentliche internationale 
Organisation unterstützt. Ein Beispiel ist die Permanent Sugar Commission 
von 1902, die die subventionierte Zuckerrübenproduktion zugunsten der 
Zuckerrohrproduzenten einscbränkte. 


3. Unternehmensmacht, Staat und soziale Bewegungen 


Die Herausbildung eines national fundierten aber international koordinier- 
ten Unternehmenskapitalismus warf wichtige Fragen für die vielen sozialen 
Bewegungen dieser Zeit auf. Sozialisten sahen in der Konzentration meist 
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die Basis für den Übergang in eine bessere Gesellschaftsform durch die 
Vergesellschaftung der Produktion. So behauptete etwa Hilferding, daß die 
Entwicklung großer Unternehmen, Trusts und Allianzen, vermittelt durch 
die Banken, zur Herausbildung »der enormen konzentrierten Macht des Fi- 
nanzkapitals [führen wird], in dem alle Teilformen des Kapitals zu einer 
Totalität zusammengeführt werdene«, in der »Kapital nun als einheitliche 
Macht erscheint, die souverän über die Lebensprozesse der Gesellschaft 
herrscht« (Hilferding 1910/1981, S.234-5). Aus seiner Sicht erleichterte 
dies den Übergang zum Sozialismus, da die Notwendigkeit der politischen 
Kontrolle über solche ökonomischen Kräfte deutlicher werden würde und 
die Aufgabe insofern vereinfache, als die Nationalisierung einiger großer 
Banken ausreichen würde, den Prozeß in Gang zu setzen. 

Während Hilferding einen sich verschärfenden Widerspruch zwischen 
ökonomischen Kräften, die sich stark vergesellschafteten, und politischen 
Verhältnissen ausmachte, die sich polarisierten und konflikthafter wurden, 
zog Karl Kautsky einen anderen Schluß. In einem berühmten Artikel, den 
er kurz vor dem Ersten Weltkrieg schrieb, vertrat Kautsky die Auffassung, 
daß die Koordination ökonomischer Kräfte zur politischen Koordination 
führen könne, zur »Übersetzung der Kartellbildung in die Außenpolitik: in 
eine Phase des Ultraimperialismus«. Obwohl diese Ansicht fast sofort 
durch den Ausbruch des Krieges widerlegt wurde, behielt das damit aufge- 
worfene Problem seine Bedeutung, besonders durch Kautskys ergänzende 
Voraussage, daß »das Ergebnis des Weltkriegs zwischen den großen impe- 
rialistischen Mächten eine Föderation der Stärksten sein könnte, die auf ih- 
ren Rüstungswettlauf verzichten« (Kautsky 1911/1970). 

Kautskys Artikel ist durch die scharfe Kritik in Lenins Streitschrift Der 
Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus bestens bekannt ge- 
worden. Diese Kritik folgte und beruhte zum Teil auf dem Werk von 
Bucharin, der Hilferdings Position weiterentwickelt und behauptet hatte, 
daß das Wachstum von Firmen und deren Verbindungen innerhalb der ent- 
wickelten kapitalistischen Länder schr viel intensiver sei als zwischen ih- 
nen; er ging so weit, eine Art »Staatskapitalismus« in den großen kapitali- 
stischen Staaten anzuvisieren. Lenin führte allerdings zwei entscheidende 
Veränderungen in die Argumentation ein: Er betonte, daß das Wachstum 
der Monopole das Wesen der Konkurrenz nicht auslöschte, sondern ver- 
wandelte; soweit die Konkurrenz kontrolliert sei, werde keine 6konomi- 
sche Rationalität erzeugt, sondern Parasitentum und Verfall. Damit zu- 
sammen hing sein zweites Argument, daß kapitalistische Allianzen instabil 
seien, weil »die gleichmäßige Entwicklung verschiedener Unternehmen, 
Trusts, Industriebranchen oder Länder im Kapitalismus nicht möglich ist«. 
Diese ungleiche Entwicklung bedeutete nicht nur eine unsichere ökonomi- 
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sche Grundlage für Allianzen. Lenin hob ferner hervor, daß sie 
zwischenstaatlichen Streit erzeuge. Aus diesem Grunde unterstrich er die 
Wichtigkeit nationaler politischer Kämpfe, einschließlich der progressiven 
Kämpfe abhängiger Völker um nationale Selbstbestimmung. Diese Posi- 
tion Lenins führte zu Auseinandersetzungen mit anderen Revolutionären 
jener Zeit, die auf den revolutionären Wandel durch ein internationales 
Bündnis der Arbeiterklassen mit dem Ziel der Zerstörung aller kapitalisti- 
schen Staaten setzten und den Gedanken von Klassenbündnissen auf natio- 
naler Ebene zur Erlangung der Staatsmacht ablehnten. 

Die nichtrevolutionäre Linke, die sich die Broberung der politischen Macht 
vor allem durch parlamentarische Mittel versprach, konzentrierte sich un- 
vermeidlich auf den nationalen Staat. Der Lackmustest eines genuin soZia- 
listischen Programms war, ob es den allmählichen Übergang der großen 
Firmen in Staatseigentum vorsah. Von daher wurde die extensive Einbin- 
dung des Staates in die Industrie mittels direkter Festlegung oder Kontrolle 
von Preisen, die sich während des Krieges in allen Staaten entwickelte, als 
ein Schritt hin zur vollständigen Nationalisierung betrachtet, und die So- 
zialisten hielten Gesetze zur Durchsetzung von Konkurrenz für überflüssig. 
Auch Wirtschaftskreise oder nichtsozialistische Parteien hielten dies für 
unnötig. Im Gegenteil: die herrschende Ideologie der Periode zwischen den 
Kriegen begünstigte einen kontrollierten Kapitalismus. Dieser sollte nicht 
nur nationalistisch und protektionistisch sein, sondern sich im internatio- 
nalen Rahmen korporatistischer Planung bewegen, auf der Basis weniger 
eines nationalen Protektionismus als vielmehr der staatlichen Unterstüt- 
zung oder Mitarbeit in den ausgedehnten Netzwerken weitgehend privater 
Kartelle, Tatsächlich war es die Existenz ausgedehnter Netzwerke weitge- 
hend privater Kartelie und nicht der nationale Protektionismus, der das 
Wachstum von transnationalen Konzerne in den 30er Jahren aufhielt. 

Erst als die Depression in den Vereinigten Staaten die Besorgnis über die 
Macht des Großkapitals wieder aufleben ließ, wurde die Kontrolle der Un- 
ternehmungen und Kartelle erneut zu einem aktuellen Thema. Obwohl ei- 
nige der New-Deal-Studien zum Big Business von Sozialisten wie Victor 
Perlo und Paul Sweezy durchgeführt wurden und von den Imkskeynesiani- 
schen Theorien Sraffas oder Joan Robinsons beeinflußt waren, wurde die 
zweite Phase der Roosevelt-Administration durch den Brandeis-Liberalis- 
mus beherrscht. Nach der Durchsetzung neuer regulativer Strukturen für 
das Bank- und Anlagegeschäft in den 30er Jahren setzte die liberal-populi- 
stische Bewegung ihren Marsch in Richtung Justizministerium fort. In den 
Jahren 1937-38 aktivierte sie, zunächst unter Robert Jackson, dann unter 
Thurman Amold, die Anti-Trust-Gesetze, und setzte cine Prozeßflut in 
Bewegung, die in einem Wolkenbruch von außergerichtlichen Vergleichen 
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und einem Strom von Gerichtsurteilen in den Jahren 1938 bis 1952 endete. 
Einige Anti-Trust-Maßnahmen gegen internationale Kartelle wurden wäh- 
rend des Krieges aufgehoben und nach dem Krieg durch den Druck der bri- 
tischen Regierung auf die USA eingeschränkt. 

Allerdings trugen die Anwälte des New Deal die Anti-Trust-Lehre unter 
dem Arm: Sie entwarfen nach dem Krieg Wettbewerbs- oder Karteligeset- 
ze für Japan und Deutschland und beeinflußten die der Europäischen Koh- 
le- und Stahlunion (und daher später die der EG). Auch ermutigten sie das 
antimonopolistische Denken unter den britischen Keynesianern wie Beve- 
ridge und Gaitskell, was zur britischen Monopol- und Fusionsgesetzgebung 
nach dem Krieg führte. Allerdings wurden Versuche, die Internationalisie- 
rung der Weitbewerbsgesetze durch die vorgeschlagene Internationale 
Handelsorganisation (TO) zu insttutionalisieren, durch die Weigerung 
des amerikanischen Kongresses blockiert, diese Charta zu ratifizieren. Die 
Diskussion des Wettbewerbsgesetzes im Wirtschafts- und Sozialrat der 
Vereinten Nationen kam kaum voran, und erst später wurde das Thema un- 
ter dem neuen Titel der »restriktiven Geschäftspraktiken« vor einem ande- 
ren Forum, der UNCTAD, wiederbelebt. 

Sowohl revolutionäre wie nichtrevolutionäre Sozialisten haben also wäh- 
rend dieses Jahrhunderts die politische Aufgabe betont, die Macht im Na- 
tionalstaat zu erobern. Die Frage der Stärkung der gesellschaftlichen Macht 
sozialer Bewegungen wurde demgegenüber zweitrangig. Das Wesen des 
Übergangs zum Sozialismus wurde nun als der Übergang des Eigentums 
der großen kapitalistischen Unternehmens an den Staat nach der Eroberung 
der politischen Macht betrachtet. Dies wurde vom reformistischen Flügel 
des Sozialismus, unter dem Banner der Kontrolle und nicht des Sturzes des 
Kapitalismus, zur Verteidigung korporatistischer Regulation verwässert. 
Während dieser Zeit gelang es dem Unternehmenskapitalismus, jeder wirk- 
samen gesellschaftlichen Verantwortlichkeit, Demokratisierung oder Kon- 
trolle zu entrinnen, und zwar auf dem Wege einer Internationalisierung der 
kapitalistischen Regulation und des Unternehmenseigentums - mittels einer 
internationalen Struktur, die die Zielsetzungen und die Funktion der Regu- 
lation koordiniert, während sie einer wachsenden Zahl von Nationalstaaten 
die wichtige Rolle der Legitimation und Durchsetzung reserviert. 


4, Widersprüche und Krise des internationalen Staates 


Das 20. Jahrhundert war ebenso Schauplatz der Konsolidierung und Aus- 
dehnung des Nationalstaates, wie der Entwicklung und des Wildwuchses 
internationaler Organisationen. Das Wesen und die Bedeutung letzterer 
wurde weitgehend durch das Gewicht, das dem Nationalstaat zugeschrie- 
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ben wurden, verdunkelt. Am Ideal eines Weltstaates oder einer Weltregie- 
rung gemessen, kann der Schaffung einer Fülle von größtenteils machtlo- 
sen internationalen Organisationen, deren Hauptattraktion die exotischen 
Konferenzorte zu sein schemen, nur eine geringe Bedeutung zugesprochen 
werden. Doch gerade die Vielzahl und Heterogenität der entstandenen in- 
ternationalen Gremien und deren primär ideologische Funktion ist der 
Schlüssel zu ihrer Rolle. Es wird geschätzt, daß es 1914 50 formelle inter- 
staatliche Organisationen gab, 1939 etwa 80, und 1980 über 600. Die Zahl 
nichtstaatlicher Organe (wiederum nur jener mit formeliem Charakter) ist 
natürlich viel größer: Eine wohl konservative Schätzung ergibt 330 für 
1914, 730 für 1939 und etwa 6000 für 1980 (Jacobson 1984). Diese Insti- 
tutionenzählung läßt allerdings nur die formale Struktur eines Netzwerks 
erahnen, das unzählige Treffen und Kontakte von Regierungsvertretern, 
Managern und Repräsentanten aller Art umfaßt. Tatsächlich spielen solche 
international organisierten Netzwerke eine wichtige Rolle bei der Siche- 
rung eines Mindestmaßes an notwendiger Koordination, das notwendig ist, 
um die staatliche Regulation der internationalen Reproduktion des Kapitals 
zu gewährleisten. 

Sin wichtiger Akteur war z.B. die Internationale Handelskammer, die 1905 
auf einem internationalen Kongreß in Lüttich gegründet und 1919 auf der 
internationalen Handelskonferenz in den USA mit dem Ziel reformiert 
wurde, die amerikanische Hilfe beim Wiederaufbau in Europa zu stimulie- 
ren (vgl. Ridgway 1938). Die IHK erlangte Beraterstatus beim Völkerbund 
(und später im UNO-System) und trug dazu bei, die internationale Harmo- 
nisierung der Regulation von Unternehmen auf eine im wesentlichen libe- 
ale Linie festzulegen. Dies geschah sowohl durch direkte Beteiligung an 
der Formulierung der Vorschläge als auch auf den Druck, den die nationa- 
len Komitees auf die relevanten Regierungsorgane ausübten. 

Tatsächlich sind viele Formen staatlicher Regulation, die manchmal als im 
Kern nationalspezifisch betrachtet werden, durch den Prozeß politischer 
Internationalisierung entstanden oder angeregt worden. Besonders die klas- 
sische »trilaterale« Regulationsstruktur industrieller Angelegenheiten 
durch die gemeinsame Beratung von Vertretern der Unternehmen, der Ge- 
weıkschaften und des Staates wird manchmal als die Verkörperung eines 
wesentlich nationalen »Korporatismus« beschrieben. In Wirklichkeit wur- 
de sie aus dem amerikanischen Modell des »progressiven Ära« in die Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation (11LO) übertragen, von wo 
aus sie viele nationale Strukturen beeinflußt hat. Dieser Prozeß war Teil 
der ersten Stufe der oben erwähnten, von Woodrow Wilson vorangetriebe- 
nen internationalen Liberalisierung, Er wurde nicht nur durch die Furcht 
vor dem Bolschewismus, sondern auch vor einer unabhängigen internatio- 


nalistischen Arbeiterbewegung inspiriert. Aber die wiederbelebte Soziali- 
stische Internationale und der neue Internationale Gewerkschaftsbund ta- 
fen sich 1918 in Genf während der Monate, in denen die Pariser Friedens- 
konferenz vorbereitet wurde. Besonders um der Arbeitscharta des Interna- 
tionalen Gewerkschaftsbunds eiwas entgegenzusetzen, entwarf die Kom- 
mission für internationales Arbeitsrecht unter dem Vorsitz von Samuel 
Gompers auf der Pariser Konferenz die Charta der Internationalen Ar- 
beitsorganisation. 

Obwohl der Unternehmensinternationalismus ursprünglich großangelegte 
und umfassende internationale Regulationsformen anstrebte, wich er 
schnell vor den dadurch aufgeworfenen politischen Problemen zurück. Ein 
Beispiel ist die Beseitigung der internationalen Doppelbesteuerung von 
Einkommen, besonders von Geschäfts- und Unternehmensprofiten. Druck 
seitens der Wirtschaft, darunter der Internationalen Handelskammer, führte 
vor allem über das Frskalkomitee des Völkerbunds zur Entwicklung eines 
Systems bilateraler Steuerabkommen, das zum Wachstum der internatio- 
nalen Direktinvestitionen nach 1945 beitrug. Eine großangelegte Studie zu 
den Grundlagen der Ertragsallokation internationaler Unternehmen wurde 
von der Rockefeller Foundation finanziert und von Mitchell B. Carroll, ei- 
nem amerikanischen Anwalt, durchgeführt, der seine Laufbahn im Han- 
delsministerium begann und später die USA im Fiskalkomitee des Völker- 
bunds vertrat (obwohl die USA dort nicht Mitglied waren) und zum lang- 
jährigen ersten Präsident der Internationalen Finanzassoziation wurde. 
Carrolls Bericht verwarf einen umfassenden Ansatz zur internationalen 
Einkommensverteilung auf der Grundlage eines Teilungsverfahrens. Dies 
vor allem deshalb, weil damit auf internationaler Ebene unmittelbar und of- 
fen die politischen Fragen der Besteuerungsgleichheit aufgeworfen worden 
wären, da eine Aufteilung internationale Übereinstimmung über die Be- 
steuerungsgrundlage von Unternehmensprofiten und die Teilungsformel er- 
fordert hätte. Stattdessen empfahl der Bericht das Prinzip der »Armlängex, 
das auf der separaten Besteuerung jeder nationalen Tochtergesellschaft ei- 
nes transnationalen Unternehmens beruhte. Allerdings hat die Durchset- 
zung des Armlängenprinzips durch die nationalen Stenerbehörden zu ei- 
nem Bargaining- und Verhandlungsprozeß zwischen den Vertretern der 
verschiedenen Staaten und den Beratern der Unternehmen geführt. Trotz 
der Beschwerden über den willkürlichen Charakter der Arrangements ha- 
ben die Unternehmungen dieses dezentralisierte aber locker koordinierte 
System jeder umfassenderen Alternative vorgezogen; sowohl sie wie auch 
die nationalen Steuerbehörden haben sich gegen die Formalisierung durch 
ein globales Aufteilungsschema gewandt, obwohl in der Praxis viele Akü- 
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vitäten so integriert sind, daß dies der einzig brauchbare Ansatz wäre (vgl. 
Picciotto 1989, 1992). 

Auf diesem, wie auf vielen anderen Gebieten, führte das rasche internatio- 
nale Wachstum von Kapital nach dem Krieg zu schweren Spannungen. Seit 
Mitte der 60er Jahre gibt es ein zunehmendes politisches Bewußtsein von 
der wachsenden Macht der transnationalen Konzerne und des Wider- 
spruchs zwischen ihrer zentralisierten Entscheidungstätigkeit bei der Allo- 
kation von Ressourcen und der lockeren Koordination der politischen Re- 
gulierung durch immer mehr Staaten. 

Dieses Problem hat zwei Seiten. Aus Sicht der transnationalen Konzerne 
sind ihre globalen Aktivitäten politischen Interventionen seitens einer 
wachsenden Zahl von Staaten, oft mit gegensätzlichen Zielsetzungen, un- 
terworfen. Die effektive Macht eines jeden Staats ist letztlich auf die Aus- 
stattungen und Individuen beschränkt, die sich auf seinem Territorium be- 
finden, was in Begriffen des internationalen Rechts als Territorialität der 
Rechtsdurchsetzung beschrieben werden kann. Je spezialisierter und inte- 
grierter allerdings die international verstreuten Aktivitäten der iransnatio- 
nalen Konzerne sind, desto verletzlicher werden sie. Die globale Strategie 
eines solchen Konzerns kann zunchmend aus den Fugen geraten durch die 
politische Intervention an einem Oıt, sei es durch widerspenstige Gewerk- 
schaften, Belegschaften oder einzelne Staatsvertreter, und mehr noch durch 
gemeinsame internationale Eingriffe. Andererseits sieht es vom Standpunkt 
des scheinbar souveränen Staates zunehmend so aus, als ob die eindeutig in 
seinen Hoheitsbereich fallende Macht, die ökonomischen und sozialen An- 
gelegenheiten zu regeln, untergraben und wirkungslos gemacht wird. 

Unter solchem Druck wird der internationale Regulationsprozeß, der das 
Wachstum der transnationalen Unternehmen erleichtert hatte, zunehmend 
inadäquat. Die größere internationale Mobilität des Kapitals hat die riesi- 
gen Löcher im Netzwerk der Koordination staatlicher Fnnktionen offenge- 
legt. Ein wichtiges Beispiel sind Offshore-Finanzzentren und Steuerpara- 
diese. Diese haben sich seit den frühen 60er Jahren als tolerierte, indirekt 
regulierie Arena der globalen Zirkulation des Geldkapitals rasch ent- 
wickelt. Allerdings wurden sie nicht nur von Glücksspielunternehmen und 
klemen, auf Sicherheit bedachten Sparern benutzt, sondern auch zur Steu- 
erhinterziehung und Geldwäsche einer Vielzahl von Spekulanten, Erpres- 
sern, Drogenhändlern, Diktatoren und anderen korrupten Politikern. Sie 
bieten nun Möglichkeiten zur internationalen Finanz- und Steuerarbitrage, 
-hinterziehung und -vermeidung, was eine optimale Allokation des Geldka- 
pitals stark behindert. 

Versuche, eine internationale Koordination der Finanzregulation zustande 
zu bringen, haben zur Verbreitung einer bunten Mischung informeller und 
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oft geheimer Organisationen und Treffen von Offiziellen, Beratern und 
Spezialisten geführt. Für die Bankenaufsicht gibt es z.B. das Committee on 
Banking Regulations and Supervisory Practices, die Contact Group of EC 
Supervisory Authorities, die Offshore Group of Banking Supervisors, die 
Commission of Latin American and Caribbean Banking Supervisory and 
Inspection Organizations usw. Arrangements zum Austausch von Informa- 
tionen zwischen den Aufsichtsorganen haben sich in den Bereichen der Be- 
steuerung (eingeschlossen die simultane Überprüfung verwandter Unter- 
nehmen), Anlagenregulation und Bankenaufsicht entwickelt. Weiterhin ha- 
ben sich Gesetze gegen Geldwäsche, Insider-Geschäfte usw. rasch ver- 
breitet. Diese Aktivität hat zu dem Versuch geführt, legitime von illegiti- 
men Finanzgeschäften zu unterscheiden; aber cs kann nicht behauptet wer- 
den, daß ein adäquates internationales Regulationssystem entstanden wäre, 
wie der BCCI-Skandal gezeigt hat. 

Die Versuche, das internationale Regulationssysiem fester zu schnüren, 
haben zu mehr bürokratisch-administrativer Koordination und korporatisti- 
schem Bargaining auf internationaler Ebene geführt. Dies war nicht nur 
vielfach technisch meffizient, sondern hat ein wachsendes Legitimations- 
problem geschaffen. Die technisch-bürokratische Natur der meisten inter- 
nationalen Regulationsprozesse beruhte auf der Legitimation durch natio- 
nale politische Prozesse. Bereits unter starkem Druck durch neue soziale 
und Klassenbewegungen, haben sich nationale Staatsorgane auch zuse- 
hends als wirkungslos gegenüber der globalen Macht des Kapitals heraus- 
gestellt. Gleichzeitig sind die deutlicher werdenden Widersprüche und Un- 
zulänglichkeiten des internationalen Staatensystems durch eine neuerliche 
Internationalisierung von sozialen und Klassenbewegungen auf die Tages- 
ordnung gesetzt worden. 


5, Für einen neuen sozialen Internationalismus 


Tatsächlich sind in der gegenwärtigen Ära »neue soziale Bewegungen« 
entstanden, die sich in jüngster Zeit auch internationalisiert haben, beson- 
ders die Frauen-, die Umwelt-, Anti-Atomkraft- und Armutsbewegungen. 
Ihr Aufstieg stand im Gegensatz zum Niedergang der traditionellen Basis 
der Arbeiterbewegung, besonders der Geweikschaften, was in vielen Län- 
dern zu einer breiten Debatte über die Klassenbasis sozialer Bewegungen 
geführt hat. Unter den Theoretikern hat sich die Diskussion allzu oft polari- 
siert. Einerseits wird behauptet, soziale Bewegungen verschleierten die 
Klassenbasis der Ausbeutung im Kapitalismus und beschränkten sich daher 
auf wesentlich liberale reformistische Ziele wie Nichtdiskriminierung, De- 
mokratisierung oder Frieden. Andereiseits ist die Arbeiterbewegung selbst 
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gespalten zwischen einem sozialdemokratischen Reformismus, der das Be- 
ste für die Arbeiter von einem gesteuerten Kapitalismus erwartet, und ei- 
nem revolutionären Sozialismus mit seiner offensichtlich utopischen Per- 
spektive eines letztendlichen Sturzes des Kapitalismus. 

Von daher verläuft der Gegensatz zwischen Klassen- und Basis-Bewegun- 
gen nicht so eindeutig. In der Praxis sind sich jene, die sich in sozialen Be- 
wegnngen aller Art engagieren, sehr wohl darüber im Klaren, wie schwer 
es ist, eine klassenorientierte Politik mit den dort thematisierten gesell- 
schaftlichen Problemen (Scxismus, Rassismus, Frieden, Umwelt, ect.) zu 
verbinden, ohne in einen Reduktionismus zu verfallen, der die Einheit der 
Klasse höher als effektives und vereintes Handeln ansetzt. Ebenso haben 
viele in der Arbeiterbewegung engagierte Leute die Erfahrung gemacht, 
daß dem Aufbau einer Partei, die die staatliche Macht erlangen kann, Prio- 
rität gegenüber der aktiven und konstruktiven Einbindung in aktuelle sozia- 
le Bewegungen eingeräumt wird, und daß die Mitarbeit in solchen Bewe- 
gungen oft auf Kanalisierungs- und Kontrollversuche hinausläuft. 

Die größte Herausforderung für die Arbeiterbewegung ist heutzutage der 
Aufbau eines neuen Internationalismus, der die Stärken von Klassenpolitik 
mit denen der klassenübergreifenden sozialen Bewegungen vereint. Dieser 
Prozeß muß sich mit den Formen des internationalen Staates auseinander- 
setzen, die als Teil der Internationalisierung des Kapitals entstanden sind, 
und versuchen, diese zu besetzen und zu überwinden. Die Aktionsgruppen 
und Netzwerke der Dritte-Welt-Bewegung haben beträchtliche organisato- 
rische Fähigkeiten entwickelt, Aktionen in internationalen Organen mit ei- 
ner gleichzeitigen Konzentration auf die nationalstaatliche Ebene zu ver- 
binden, wie etwa in den Kampagnen zur Babynahrungswerbung (vgl. 
Chetley 1986). Andere wirksame Kampagnen gab es zu Pestiziden, Arznei- 
mitteln und Müllbeseitigung, während ınan sich in direkten politischen Ak- 
tionen mit den kämpfenden Menschen in Südafrika und Lateinamerika so- 
lidarisierte. Versuche, die organisatorische Flexibilität von Basis- und Ak- 
tionsgruppen mit der disziplinierteren, aber bürokratischeren Macht der 
Gewerkschaften zu verbinden, hatten wechselnden Erfolg, obwohl solche 
Verbindungen oft entscheidend sind. So waren etwa im Gefolge der Bho- 
pal-Katastrophe die verschieden gelagerten Stärken der internationalen Ge- 
werkschaftsorganisationen und des Netzwerks der sozialen Bewegungen 
gleichermaßen wichtig, wenn auch nicht immer koordiniert (Waterman 
1988). 


4 Es hat ausgedehnte Debatten zu den sogenannten »neuen« sozialen Bewegungen gegeben. 
Meiner Ansicht nach ist nichts besonders Neues an sozialen Bewegungen, es geht nur 
darum, daß einige Teile der Linken, die ihre Erwartungen früher an die »weiße Arbeiter- 
bewegung« geheftet haben, gezwungen wurden, neu nachzudenken. Dies hängt mit den 
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Die Schwachstellen und Widersprüche der staatlichen Regulation des Ka- 
pitals sind auf internationaler Ebene am offensichtlichsten. Sie sind in ho- 
hem Maße Ergebnis der internationalen sozialen Bewegungen und spiegeln 
deren Schwächen wider. Wenn die bürokratisch-administrativen Formen 
der internationalen Wirtschaftsregulation geheimniskrämerisch sind, dann 
deshalb, weil es schwierig ist, in einer Welt, in der der Zugang zum Wissen 
ungleich verteilt ist und eine wirtschaftliche wie staatliche Geheimhal- 
tungspolitik betrieben wird, einen offenen internationalen Informationsfluß 
zu erzeugen. Wenn diese Regulationsformen undemokratisch sind, dann 
wegen der Probleme, die der Aufbau demokratischer Formen internationa- 
ier Partizipation zwischen Völkern aufwirft, die durch Sprache sowie die 
Kosten und Hindernisse des Reisens voneinander getrennt sind. 

Doch wie frustrierend die Versuche einer internationalen sozialen Organi- 
sierung auch sein mögen, sie versprechen große Erfolge. Vor allem zwin- 
gen sie sozialistische Aktivisten dazu, die Fata Morgana zu durchschauen, 
die die Arbeiterbewegung seit 1914 getrogen hat, daß nämlich der einzige 
Weg zur menschlichen Emanzipation und zur Anpassung der produktiven 
Macht an die sozialen Bedürfnisse über die Erlangung der nationalstaatli- 
chen Macht führe, mittels politischer Organisationenen, die vor allem 
durch die männlichen weißen Industriearbeiter getragen wurden. Die brei- 
tere Basis sozialer Bewegungen in der Bevölkerung und der durch ihre In- 
ternationalisierung entworfene weitere Horizont, impliziert notwendiger- 
weise eine andere Haltung zum Staat. Die schlechteste Variante beruht auf 
der naiven Illusion, soziale Macht existiere unabhängig vom Staat. Die be- 
ste Alternative führt zu einer verfeinerten Analyse der Widerprüche des 
Staates und den Möglichkeiten, diese zur Stärkung der Macht der sozialen 
Bewegungen zu nutzen - wobei klar ist, daß der nationale Staat nur ein Teil 
der umfassenden Machtstruktur einer globalen kapitalistischen Gesell- 
schaft ist. 


Grenzen und der Krise des strukturalistischen Marxismus zusammen, der eine separate 
»Sphäre« der Produktionsverhälnisse entwarf, abgetrennt von »anderen« sozialen Ver- 
hältnissen in der »Sphäre der Reproduktion«. Dies ist offensiehtlicher Unsinn, da selbst 
die direktesien gewerkschaftlichen Kämpfe um Lohn, Arbeitsbedingungen und Arbeits- 
zeit auch Kämpfe um die Reproduktion sind. Das Problem war immer, wie die zersplit- 
terten Formen spezißscher Könflikte überwunden und eine breitere soziale und Klassen- 
perspektive entwickelt werden kann. Vgl. Holloway und Piceiotto 1977. 
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Übersetzt aus dem Englischen von Klaus Fritz 


Uhl Jähner 


Migration - Asyl - Ausländerfeindlichkeit. 
Zumutungen und Begründungsnotstände 


Am Problem des Asyls kristallisteren sich heute die Ausländerfeindlichkeit 
und auch die Auseinandersetzungen darüber aus, was denn - von tödlicher 
Gewalt bis zum Ansinnen, den sogenannten »Wirtschaftsflüchtlingen« den 
Zugang zum Asylrecht zu verwehren - als Ausländerfeindlichkeit zu gelten 
habe und was nicht. Am Migrationsproblem entzündet sich der Streit um 
die »multikulturelle Gesellschaft« und um den Umgang mit der Tatsache, 
daß die Bundesrepublik zwar keine Einwanderungsgeselischaft, aber doch 
ein Einwanderungsland geworden ist. Wohl in beiden Fällen handelt es 
sich um Selbstverständigungen, die zugleich auf die Markierung innenpoli- 
tischer Koordinaten zielen. Das Recht beider Diskussionen soll nicht be- 
stritten werden. Doch sie bleiben vermutlich hinter den rapiden Verände- 
rungen zurück, denen das Politische unterworfen ist, seit die bipolare Welt 
zerbrochen ist und sich die noch unscharfen Konturen einer anderen, multi- 
polaren Welt abzuzeichnen beginnen. - Drei Versuche, sich der politischen 
Bedeutung der genannten Probleme unter den Bedingungen dieses Wan- 
deis nähern, werden im folgenden skizziert. 


I. Bürgerkriege auf privater Basis 


Die Gewaltszene der skins, faschos, hools kennt ihren »Ausländer«: als 
Opfer. Sie versteht ihn selbstverständlich nicht im Sinne des staatsrechtli- 
chen Begriffs. Der »Ausländer« trifft auf den leeren Inbegriff des Anderen, 
den der moderne subkuliurelle Kombattant im gewaltträchtigen Spiel sub- 
kultureller Selbstunterscheidungen - gewöhnlich ausgetragen zwischen fan 
und fan, skin und punk und Autonomen und fascho oder auch kreuz und 
quer - mit Attributen existentieller Feindschaft belegen kann. Das läßt ihn 
dem Feindbegriff Carl Schmitts zum Verwechseln ähnlich sehen, der in er- 
ster und letzter begrifflicher Abstraktion (auch) den existentiell Anderen 
meint. Deswegen fällt wohl auch im Zusammenhang der Gewalt gegen 
Ausländer und der ausländerfeindlichen Einstellungen in der Politik, gera- 
de anläßlich der Asyldebatte, der Name Schmitts bisweilen wie ein Deck- 
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name; schlaglichtarüg soll er denselben Zusammenhang rechter Gewalt mit 
dem politischen Diskurs in der funktionalen Herstellung eines öffentlichen 
Feindes ausweisen. Allzuschnell aber wird dabei übergangen, daß im flot- 
tierenden Gewaltmilieu der »Feind« zualiererst die Münze ist, die die 
gangs, Rotten, Cliquen erst zum Klingen bringt; in und mit der Rivalität 
erst entfalten sich die »Kämpfe«, die Medien subkultureller Daseinsverge- 
wisserung und nicht der politischen Intervention und politischen Militanz 
sind. - Aber unbestreitbar ja auch: Gewalt gegen Ausländer hat teil an ei- 
nem semantischen politischen Feld. Und schon die subkulturellen Stile arti- 
kulieren latente politische Bekenntnisse und Identitäten in einem vielfach 
medialisierten Feld gesellschaftlichen Wissens. 

Bisweilen hilft ein Blick auf die Worte. Das Wort lautet: Ausländerfeind- 
lichkeit. Der Schmitt'sche Feind meint unbedingt den öffentlichen Feind, 
den hostis im Gegensatz zum inimieus. Er ist wesentlich Staatsfeind dort, 
wo der Staat bzw. die Gesellschaft als Staat die Freund-Feind-Unterschei- 
dung trifft. Eben so hat der ideologische Antisemitismus den traditionellen 
Judenhaß in Feindschaft gegen fantasierte überstaatliche »Plutokratien«, 
ein quasi-staatliches »Weltjudentum« überführt, eben so hat Schmitt selber 
den »Liberalismus« als Instrument der Zersetzung des Staates, seiner Aus- 
lieferung an gesellschaftliche Interessen attackiert; und eben so hat der 
bundesrepublikanische Staat die RAF zur Staatsbedrohung und folgerichtig 
zum Staatsfeind stilisiert. Nichts anderes inkriminiert in der Tendenz der 
notorische ordnungspolitische Eimspruch gegen (mehr oder minder militan- 
te) Regelverletzungen durch Protestbewegungen, der die Duldung »rechts- 
freier Räume« apriorisch und prinzipiell zur Staatszersetzung erklärt, die 
im Keim erstickt werden müsse. Der »Ausländer« dagegen bringt nicht den 
Staat, sondern die Gesellschaft in Gefahr. Er bedroht ihre /dentität und 
Kultur im allgemeinen; als Drogenhändler und Hütchenspieler im besonde- 
ren ihre Sozialmoral und ihren sozialen Frieden; als Anwärter auf Wohnun- 
gen, Arbeit und Sozialgelder, als Bürger also, ihre ökonomischen Ressour- 
cen. So haben noch die Politdemagogen, die die Ausländerfeindlichkeit 
schüren, mit ihrer Behauptung recht, die Bundesrepublik sei kein auslän- 
derfeindliches Land. Sie sprechen im Brustion berechtigter Überzeugung 
aus, daß der » Ausländer« kein Staatsfeind sei. 

Es ist die Gesellschaft, die ihm - nicht als »Feind«, sondern - »feindlich« 
gegenübersteht, unter dem Druck ökonomischer Interessen und mit privati- 
sierten Ressentiments. Und es ist die Politik, die die privatisierte gesell- 
schaftliche Feindlichkeit bedient - aber nicht den öffentlichen Feind als 
Staatsfeind erzeugt. Sie verfolgt ihr eigenes Interesse an Wählerbeschaf- 
fung und legitimiert ihre ideologische Dienstleistung aus öffentlichem In- 
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teresse, das hier nicht die Sphäre der staatlichen Ordnung, sondern die 
summierten gesellschaftlichen Privatinteressen (und Ressentiments) meint. 
Wie immer und mit welcher Absicht man die Transformation des Pohti- 
schen in der und durch die sozialstaatliche Massendemokratie beschreiben 
will: sie hat es in Daseinsfürsorge ökonomisiert; in geregelten Verteilungs- 
vollzügen technisiert; und - indem sie die mit den umstrittenen Herr- 
schaftsordnungen und ihren Rechtfertigungen verbundenen überindividuel- 
len Sinnfragen und geschichtsphilosophischen Antworten stornierte - auch 
privatisiert. Darin schwanden auch die Großen Antagonismen der Großen 
kollektiven Subjekte - der »Nation«, der »Klasse«, der »Rasse«. Aus politi- 
scher Feindschaft wurde Feindlichkeit - bis daß das Gewaltmilieu die 
Feindlichkeit rückverwandelt in die »Feindschaft« derjenigen »Bürgerkric- 
ge«, die von den gangs untereinander und auf privater Basis geführt wer- 
den. Sie sind die Exponenten sozialer Anomie und legen zugleich - wo die 
Ausländerfrage der Gewaltszene eine neue, öffentliche Arena zur Verfü- 
gung gestellt hat - Zeugnis ab von der latenten Allgegenwart der Politik. 
Doch von welcher Politik? 


II. Der reale Schein der Politik 


»Fremdenfeindlichkeit« heute ist keine umstandslose Erbschaft des politi- 
schen »Rassismus«, wie das Plädoyer für die multikulturelle Gesellschaft 
oft glauben machen will - zumal dort, wo es mit maximalem rhetorischen 
Einsatz anläßlich des Streites um das Asylrecht für die prinzipielle Öffnung 
der Grenzen votiert. Für die fundamental verwandelten Umstände ist die 
Inversion der Perspektiven mehr als cin Indiz: denn um Abwehr der Mi- 
gration geht es, nicht um Expansion und imperialistische Eroherung, Und 
anstelle der Großen Rechtfertigungen des Vortechtes der weißen/»arischen 
Rasse« auf die Vorherrschaft in der Welt! statten die Großen Zahlen der 


I Im nämlichen Kontext der Errichtung politischer Imperien war »Rasse« seit dem 19. Ih, 
niemals weniger als ein Begriff politischer Ideologie. Entstanden aus der Abwehr des uni- 
versalen Begriffs vom freien, gleichen Menschen und verallgemeinert zu dessen universa- 
lem Gegenbegriff, hielt er Herrschafts- und/als Eroberungsansprüche fest, gerechtfertigt 
durch Zuschreibungen »rassischer« Superiorität und Inferiorität. - Es ist der in Sozialpsy- 
chologie und Ressentimenis verwandelte, »Rassismus«, der den Anschein umstandsloser 
politischer Kontinuität erzeugt, insbesondere dort, wo sich die Begriffe des Politischen 
entdifferenzieren, weil der Sinn für ihre Historizität verloren geht. Heute wieder gibt der 
»Fremde« dem Ohnmächtigen den »Stoff, aus dem die Träume« - von der (All-)Machı 
sind. Ohne Zweifel ja komponieren sozial hervorgerufene Unterlegenheits- und kompen- 
satorische Überlegenheitsgefühle das Syndrom der Fremdenfeindlichkeit; doch aus den 
Sprachen der Großen kleologien entbunden prägen sie in der Sphäre gesellschaftlicher 
Einstellungen und Diskriminierungen den entideologisierten »Rassismus« aus, der zur 
menlalen Grundausstattung des rechtsextremen Potentials gehört. bildet das Perment 
der gut bekannten, entpolitisierten Sozialpsychologie des Vorvurteils; anwachsend unter 
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Migranten und der Überforderung des Staatsbudgets, des Bruitosozialpro- 
dukts, des Wohnungsmarktes etc. die Fremdenfeindlichkeit mit Argumen- 
ten aus, - Politisch organisiert sie sich in der Debatte um das Asyl. 
Geblieben vom politischen Rassismus als Herrschaftideologie ist darin der 
Anspruch auf Herrschaft im eigenen Land und Gemeinwesen sowie auf 
Alleinverfügung und -konsumtion des eigenen Wohlstandes. Natürlich, 
dieser Anspruch setzt immer schon voraus, daß das Eigene am Reichtum, 
am Land/Territorium und am politischen Gemeinwesen das gerechtfertigte 
Eigene ist, ohne es noch expliziten Rechtferigungen auszusetzen, (Er ap- 
pelliert an die »normative Kraft der (historischen) Fakten»... ‚ohne histori- 
sche Begründungen noch selber vorzulegen. ) 

Und natürlich gilt dann umgekehrt: die Denunziation dieser Anspruchs- 
haltung als (politischer) Rassismus setzt die globale Universalität men- 
schlicher Berechtigungen auf Teilhabe und Teilnahme amı europäischen 
Reichtum, an seinen Ländern/Territorien und seinen Rechtsgütern voraus. 
Denn nur die Prämisse einer universellen Berechtigung der Menschheit 
zum Zugang auf die europäische Staatenwelt erlaubt, ein besonderes curo- 
päisches Anrecht auf Europa ex negativo mit dem ideologischen Rassismus 
zu legieren und ihn - selbstverständlich - zu verwerfen. 

Beide Haltungen (die sie eher sind als explizierte Positionen) haben ent- 
scheidende Gemeinsamkeiten: sie kreisen um eine Trage - wem gehören 
die europäischen Nationalstaaten mitsamt ihren Rechtsgütern und Reich- 
tümern? Und sie verflüchtigen die sich an die jeweiligen Antworten an- 
schließenden Fragen nach der Legitimität oder INegitimität des Eigentums 
der universellen Menschheit oder der europäischen Staatsvölker an ihren 
Nationen in strittige, doch vermeintlich selbstverständliche und daher nicht 
weiter ausgeführte historische Begründungen. Die Selbstverständlichkeit 
des (von internationalen Entwicklungsverpflichtungen unberührten) prinzi- 
pieil legitimen Eigentums, das Europäer an ihren Nationalstaaten und 
-reichtümern haben, konkurriert mit der entgegengesetzten Selbstverständ- 
lichkeit, das europäische Eigentum zu bestreiten, weil es sich einer histori- 


ökonomischem Verteilungsdruck und folgenden Benachteiligungsängsten und -erfahrun- 
gen; konjunkturell repolitisiert nach den ebenfalls gut bekannten Regeln des öffentlichen 
Vorurteilsmanagements und der Wählerbeschaffungsstrategien. Wird von Sozialwissen- 
schaftlern der »Rassismus«e als fait social der Inferioritäts/Superiortlätszuschreibungen 
und Ausschließungspraktiken und die »Rasse« als »soziale Konstrukion« begriffen, dann 
öffnen sich beide Kategorien nur dem vorweg angedeuteten Changieren zwischen gesell- 
schaftlichen Diskriminierungen und politischen Instrumentalisierungen wie auch ihren hi- 
storischen Verknüpfungen mit Natonalismen, Imperialismen etc. Ihre epochentypische 
Politizität aber entzieht sich dem Verständnis. Auf sie jedoch kommt es an, wenn sich die 
Horizonte des Politischen ändern. (Zur Verwandlung des »rassistischen« in den newech- 
ten »eihnischen«e Diskurs im Spiegel der epochal gewandelte politischen Kontexte vgl. 
Balibar 1989.) 
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schen, globalen Ausbeutungsgeschichte verdanke. Wo sich im einen Fall 
die Verteilung europäischen Rechts und Reichtums als politisch rationales 
Gnadengeschenk darbietet, das dem eigenen Überfluß entspringt und sich 
mit ihm verknappt; so im anderen Fall die Verweigerung von Rechtsverlei- 
hungen und Reichtumsverteilungen als Fortsetzung eines bloßen Raubes, 
Wenn in der Summe also der klandestine Rekurs auf historische Selbstver- 
ständlichkeiten und die Beschwörung allgemeinster ethischer Prinzipien im 
Gewand historischer Anrechte, die Surrogate also zukünftig wagender und 
tragfähiger Rechtfertigungen, zu beiden Haltungen gehören, so auch die 
Ferne zum Politischen. Nichts falscher, als sich durch die ja europäische 
Asyldebatte und ihre pragmatischen Begründungen täuschen zu lassen. 
Denn diese selber stellt im wesentlichen eine monumentale Problemver- 
schiebung dar, die sich in den Diskurs der begründungslosen Rechtferti- 
gung des Nationalstaates in Europa (und damit in die weitreichenden Ten- 
denzen der Nationalisierung Europas) nahtlos einfügt. 

Das politisch ignorierte Migrationsphänomen, qua juridischer Formen ver- 
wandelt in ein Asylproblem, erzeugt folgerichtig den Scheinasylanten, dem 
auf Grund vorgeschobener Asylgründe das Recht auf Partizipation an den 
europäischen Nationalstaaten streitig zu machen ist. Oder dem umgekehrt 
ein Recht auf Ansässigkeit - wo auch immer - als Menschenrecht zuzuge- 
stehen ist. Dieser Pseudo-Pragmatismus in der Asyldebatte ist soweit von 
politischer Konfliktregulation entfernt wie der Moralismus des Rückgriffs 
auf die Menschenrechte als eine bloß ethische Institution. Denn politische 
Regulation bemißt sich hier an der Erfindung und (Weiter-)JEntwicklung 
konfliktbewältigender Formen transnationaler Verteilung von Rechts- und 
Wohlstandsgütern und der Einrichtung quasistaatlicher, transwationaler In- 
stitafionen mit Sanktionsmacht, die Menschenrechte zu schützen erst in der 
Lage sind.? 


2 Das Schicksal der Mlüchtlinge und Staatenlosen seit dem 1.Weltkrieg, erst recht der durch 
die nationalsozialistische Herrrschaft Vertriebenen (und Iirmordeten!) hat die bier rele- 
vante Lekuon erteilt: daß die Menschenrechte - wie ihre Gegner behaupteten - nur »wert- 
loser Plunder« sind, wo sie nicht von souveränen Staaten geschützt werden, (vpl,Arendt 
1975, Bd.2, S.220-268) Menschenrechte existieren nur gedeckt durch Staatsbürgerrechte. 
- Aus den Menschenrechten haben die Demokratien ihr Verständnis der Volks-Souveräni- 
tät hergeleitet, anderes bedeutet Souveränität in der anarchischen Staatenwelt, im zwi- 
schenstaatllichen Verkehr und Völkerrecht: wechselseitige Anerkennung nämlich der 
Staatssubjekte, der Unverletztlichkeit der Territorien und der Prinzipien der Nicht-Einmi- 
schung in innere Angelegenheiten. Und während institutionalisierte Verlassungsrechte, 
die auch die demokratischen Staaten binden, die politische Selbstbestimmung garantieren 
sollen, macht im zwischenstaatlichen Verkehr unmittelbar der Kirnsifall der Gewaltanwen- 
dung die Probe auf die Staatssouveränität. Auf der Hand Hegt darüberhinaus, daß letztere 
im Widerspruch zu dem unluntergehbar gewordenen, durch Verletzungen der Menschen- 
rechte und des Minderheitenschutzes qualifizierten, Internationalen Interventionsrecht 
steht. Doch er eröffnet nicht nur ein ideologisches und durch hegemontale Interessen in- 
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Nach Maßgabe solcher Erfordernisse und Problemdimensionen steht der 
politische Streit um Fremdenfeindlichkeit in gänzlich anderem Licht als in 
dem historischen der Rassenideologien, der Rechtfertigung von Chauvi- 
nismus und imperialistischer Expansion. Der Streit verbürgt eine tiefe Re- 
gression des Politischen, keine originäre Aggression. (Daß das zur sozialen 
Aggression in der Gesellschaft führt, ist unbestritten; genauso wie die 
wachsende Aggressivität von Politikern, die die Gesellschaft rhetorisch be- 
dienen.) Die Wendung des transnationalen Migrationsproblems in nationa- 
IGsierend)e Asyldebatten ist die Form emer Rechtfertigung nationalen 
Wohistands durch den Nationalstaat und weiter und mehr noch die selbst- 
läufige Rechtfertigung des Nationalstaates schlechthin; eines halbierten 
Nationalstaates freilich, der realiter - und wie gerade die europäische admi- 
nistrative Verarbeitung der Asylirage bezeugt - längst transnationalisiert, 
als staatsrechtliche und ökonomische Einheit technisiert ist, und die ver- 
gangene politische Nationalgeschichte als Kırltur bewahrt. 
Die »Multikultur« dagegen, die im Extrem offene Staatsgrenzen 
schlechthin und ein universelles Eigentumsrecht am nationalen Reichtum 
und Rechtsgut fordert, bestreitet die Legitimität von Staatlichkeit über- 
haupt, indem sie die territorialen und juridischen Grenzen der Güter über- 
haupt entgrenzt. So bewegt sich der unausgesprochene, implizite Prinzi- 
pienstreit entlang von Vorgaben entweder der Rechtfertigung des National- 
staates oder einer Nichistaatlichkeit; ein Streit also, dessen faktisches 
Machtverhältnis eindeutig ist und den sprachlich auszutragen die widersin- 
nigen Konsequenzen und Irrealitäten verbieten. Ein unaustragbarer Streit 
um antiquierte Formen und unmögliche Formlosigkeiten, der dem wirkli- 
chen Streit um politische Formen ausweicht. 
Die Entwicklung neuer Regulierungsformen globaler Politik und ihre prin- 
zipielle Begründung und Rechtfertigung stellen hohe, uneingelöste Forde- 
rungen. Ihnen gegenüber hat Asylpolitik den Vorteil einer Symbolik, die 
aussieht wie Politik, und auch den Vorteil eines Populismus, der aussicht 
wie Demokratie. Die entideologisierten, politisch als Wählerstimmen ver- 
allgemeinerten gesellschaftlichen Interessen an Wohlstandssicherung wie 
stumentalisierbares Fell der Auslegung der Menschenrechte (Kondylis 1992, S.112- 
120% sondern erst recht ein mit unterschiedlichen Konsequenzen denk- und konzipierba- 
res, konfliktreiches institutionelles Feld des Ausbaus der Uno als völkerrechtliche Organi- 
sation und Sanktionsmacht - ob in Richtung zwischenstaatlicher Bündnisse in einer regio- 
nalisierten und/oder als eigenständige Institution in der einen Welt (Vgl. dazu Czempiel 
1992, S.47-85), die das Menschen- als Weltbürgerrecht verwirklicht und garantiert. So 
wenig wahrscheinlich ein solcher Weltstaat auch künftig ist..., Souveränitätsverluste der 
Nationalstaaten zugunsten internationaler Institutionen stehen nach dem Zerfall des 
Blockgegensätzes auf der Tagesordnung. Und sie werden ohnmächtig sein, wenn sie nicht 
im Kontext weltweiter Abrüstungen und Entwicklungen einer Politik der De-Eskalation 
und nichtmilitärischer und trotzdem wirksamer präventiver Santionsinstrumente stehen. 
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auch die stets mobilisierbaren Ressentiments einerseits, die in Notlügen 
verkleideten Souveränitätsinteressen staatlicher Bürokratien und der politi- 
schen Kasten andererseits agieren konkurrenzios wegen des Mangels an 
Alternativen und an Begründungen. Darum wird sich auch weiterhin mit 
der Asyldebatte die öffentliche Meinung steuern lassen; das trägt den »rea- 
len Schein der Politik«. 


ID. Zumutungen und Begründungsnotstände 


Das Asylrecht meinte seit der Zeit seiner Entstehung den individuell ver- 
folgten politischen Flüchtling. Die Verfassung der Bundesrepublik hat ihm 
auf Grund der Verfolgungen während des Nationalsozialismus eine hervor- 
ragende Bedeutung zugewiesen, wiewohl gerade die durch sie und später- 
hin initiierten nationalen, rassistischen Diskriminierungen und Völkerwan- 
derungen das Fassungsvermögen des Asylbegriffs - juristisch und pohi- 
tisch - bei weitem überstiegen. 

Der »Asylant« heute hat individuellen Asyl-Anspruch, doch kommt er 
nicht allein. Die »Asylantenflut« trägt »Asylantenschwemmen« ins Land. 
Bislang hatte die Rechte die Schreckbilder abonniert; sie addressieren hier 
paranoide Zerfallsängste und bieten Medien der Angstabwehr im Sinne je- 
ner frei Flottierender Ressentimentbereitschaften, die das rechte Potential 
auszeichnen. Das innenpolitische Spiel mit ihnen ist keineswegs ausge- 
spielt, wie die Asyldebatte beweist. Indes beweist dieselbe Debatte die Bil- 
dung neuer Horizonte des Politischen. In sie wird von Linken, Grünen, Li- 
beralen und vereinzelten Konservativen erstmals die Forderung nach Aner- 
kenntnis dessen und Selbsterkenntnis dahimgehend hineingetragen, daß die 
Bundesrepublik ein Einwanderungsland sei. Das mag nurmehr ihre kul- 
turelle Identität betreffen; und die Akzeptanz ihrer unhintergehbaren »Mul- 
tikulture, die außer Zweifel steht, beendet nur die »normale Pathologie«, 
die sich in der Realitätsverleugnung offenbart. 

Die schlüssige politische Forderung geht auf Steuerung der Migration und 
ein Migrationsgesetz, das die Asylproblematik in ihrem eigenständigen 
Recht entlasten möge. Selbstverständlich öffnet sich auch darin kein fun- 
damental neuer politischer Horizont. Als Migrationsgesetz mit weiteren 
Folgen veränderter Einbürgerungspolitik etc. ließe sich nur weiter konzi- 
pieren, was bislang in Anwerbe- und Rückkehrhilfepolitik ökonomisch in- 
duziert und politisch improvisiert worden war und hinsichtlich der politi- 
schen Rechtlosigkeit lange ansässiger Migranten unhaltbar geworden ist. 
Unumgehbar ist auch der Bruch mit dem auf Abstammungs- statt Territori- 
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alprinzipien basierenden Staatsbürgerrecht.3 Die hier gemeinten Öffnungen 
indessen verbergen sich in der Aufweichung anderer Fronten, und auch sie 
gruppieren sich um die Frage des Asyls. Die über Lagergrenzen hinweg 
reichende veränderte Haltung zur Änderung des Asylparagraphen der Ver- 
fassung ist nicht mit Blick auf die pragmatischen und rechtstechnischen 
Begründungen interessant, mit denen sie gerade anläßlich (notwendiger) 
europäischer Rechtsangleichungen vorgetragen wird. Ihre Pointe hiegt in 
dem Aufbruch aus der symbolischen Aufladung der Asylfrage mit ver- 
pflichtenden Erinnerungen an den Nationalsozialismus, die die Bundesre- 
publik so lange in eine legitimierte Nachkriegsgeschichte stellte. Folglich 
ist der Umgang mit der Asyifrage auch von historischen Legitimationsbe- 
zügen, von expliziten und impliziten Stellungnahmen zum Nationalsozia- 
lismus umwoben gewesen. In jener neuen Haltung zur Asylfrage tritt die 
BRD - ähnlich wie in der anderen Frage des Einsatzes der Bundeswehr au- 
ßerhalb des Natogebietes in UN-Verbänden - mental aus der Nachkriegs- 
geschichte heraus. 

Nachkriegsgeschichte ist die Geschichte der Blockbildung. Und: Nach- 
kriegsgeschichte selbst ist mit dem Zusammenbruch des Östblocks und der 
Blockkonfrontation epochal zu Ende gegangen. Das evoziert die Wieder- 
kehr der Außenpolitik und außenpolitischen Orientierungen, der neuen al- 
ten Spielräume für die wieder verlebendigten, in unterschiedlichem Maße 
zu außenpolitischen Subjekten werdenden Nationalstaaten. Aufs neue ha- 
ben sich ihre klassischen konkurrenten Souveränitätsinteressen aus der Po- 
litischen Blocklogik - und vielleicht mehr noch aus der die Blocklogik in 
wechselseitiger nuklearer Vernichtungsdrohung technologisch »rationali- 
sierenden« Rüstungslogik - herausgeschält. 

Die neue Lage wertet die Migrationspolitik und mit ihr den Status der 
Fremden- und Ausländerfeindlicheit in der Politik auf. Durch den Wandel 
der globalen Koordinaten seit den 90er Jahren werden beide aus den Ori- 
entierungsdaten herausgenommen, die das öffentliche Bewußtsein nach do- 
minant innenpolitischen Prämissen strukturierten: einmal, weil die neue 
Lage selber mit ihren neuen Konflikten und dem Wegfall des »eisernen 
Vorhangs« neue Migrationsschübe erwarten läßt; zum anderen, und ent- 
scheidender,weil sie das Migrationsphänomen und Asylproblem in jenen 
Kontext internationaler Politik mit all seinen beweglichen Konfliktfeldern 
und seinem Regulierungsbedarf hineinwachsen läßt, der in der Bipolarität 
gleichsam stillgestellt war. Migration heute ist ungesteuerte Weltpolitik 


3 Zu den unterschiedlichen Rechtswegen möglicher Integrationspolitik vermittels des 
Staatsbürger- und des Migrationsgesetzes und zu dessen Tücken, weil es im auf Dauer gc- 
stellten Streit über Einwanderungsquolen den ethnischen Diskurs im genauen Gegensatz 
zur Intention auf Dauer stellen könnte, vgl. Diner 1992. 
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von unten, deren Steuerungsnotwendigkeif als Weltpolitik in den europäi- 
schen Zielländern unmittelbar aufbricht. Genau das unterscheidet den Pro- 
blemkreis heute - und mit Ihm die Debatten um und Instrumentalisierungen 
von Ausländerfeindlichkeit - von ihren früheren Konjunkturen seit den 
60er Jahren. Der von der Migration angestoßene Regulierungsbedarf 
schießt in die Neukoordinierung der Fundamente außenpolitischer Orien- 
terungen ein; Haltungen der Ausländerfeindlichkeit und die von ihr getra- 
genen Schreckbilder und argumentativen Rationalisierungen legieren sich 
vermittels der Migrationsprobleme mit neuen welt- und außenpolitischen 
Orientierungen - oder, in Ermangelung solcher Orientierungen, mit einer 
neuen Haltung der Leugnung und Abwehr der neuen weltpolitischen Pro- 
bleme selber. 

Was als trans- und internationale Außenpolitik gefordert wäre, wird in den 
bewährten Mechaniken nationaler Innenpolitiken »bewältigt«. In der euro- 
päischen Asyldebatte regredieren die europäischen Demokratien auch poli- 
tisch auf die Nationalstaaten, die sie als territoriale Rechtseinheiten und 
-subjekte sind. Die Regression scheint mangels alternativer politischer For- 
men und Pragmatiken einer »neuen Weltordnung« auswegslos. Die demo- 
kratischen Gesellschaften werden von der politischen Alternativlosigkeit 
infiziert. Nichts anderes beweist das europäische Skandalon der ausufern- 
den Ausländerfeindlichkeit. Als skandalös mögen die europäischen Politi- 
ken »wohlstandschauvinistischer« Abschließung gelten, die gewalttätigen 
Vollzüge der Abweisung und Ausweisung und die Winkelzüge ihrer juridi- 
schen Begründung, die pragmatische Verwaltung von Menschen in Sam- 
mellagern, Containerdörfern etc. . Den Kern der gesellschafliichen Krank- 
heit treffen sie nicht. Ihr wahres Skandalon ist ein nicht skandalisierter 
Skandal: die Gewalt gegen Ausländer, die von Schweigen und Sprachlosig- 
keit umgeben ist. Es schweigt der Staat, der in Redeschlachten über die 
lautstark fortgeführte Asyldebatte verwickelt ist.* In Sprachlosigkeit ver- 
fällt, soweit sie nicht auch Verständnis und Einverständnis zolit, die zivile 
Gesellschaft. Tatsächlich verrät ihr Schweigen gegenüber politisch verstan- 
denem Mord und Vertreibung die zivilen Fundamente der Demokratie. 
Aber nichts falscher, als es umstandslos der Ausländerfeindlichkeit selber 
zuzurechnen. Es resultiert, mehr als aus Affinitäten zur Gewalt, aus Be- 
gründungsschwächen der Demokratie in der neuen Lage, die neue Begrün- 


4 Und dieses nicht, ohne eine neue Pointe zu liefern. In der ehemaligen DR, wo erstmals 
die »rechtsfreien Räume« der Gewalt eine umstandslos ordnungspohtische Dimension 
haben wegen des notorischen Mangels an Polizeikräften, da fällt die ansonsten notorische 
Inkriminierung aus; stattdessen klingt das Verständnis für Fehlhandlungen aus Arbeits- 
und Perspektivlosigkeit auf, als ob der Totschlag und die Mordbereitschaft damit ent- 
schuldbar wären... 


dungen erfordert. Denn wenn der neue weltpolitische Regulierungsbedarf 
eine neue globale Wirtschaftspolitik einschließt wie auch eine neue globale 
Verfassungs-, Institutonen- und Sanktionspolitik, die das Verhältnis von 
staatlichen Souveränitätsrechten und internationalen Interventionsrechten 
zum Schutz qualifizierter Menschenrechte regelt, dann sind mit ihnen Fra- 
gen der weltgescellschaftlichen Verallgemeinerbarkeit von Gerechtigkeits- 
und Rechtsprinzipien einer politischen Hesrschaftsordnung aufgeworfen, 
die die westlichen Demokratien innenpolitisch als Sozial- und Rechtsstaa- 
ten vorläufig beantwortet haben. Und es ist die Unzugänglichkeit dieser 
Fragen nach der Universalisierbarkeit demokratischer Prinzipien, nach den 
Chancen ihrer Übertragbarkeit von der Innenpolitik der Staaten auf eine 
(zwischenstaatliche) Weltpolitik, die letztlich hinter dem Verrat derselben 
Prinzipien durch das Schweigen zur Gewalt - und also für die Unzugäng- 
lichkeit des Skandalons steht. Das Schweigen artikuliert die Sprachlosig- 
keit im Prinzipiellen. 

In der öffentlichen Debatte erscheint die Migration als Symbol der um- 
swittenen multikulturellen Gesellschaft. Doch auch diese Symbolisierung 
gehört zur gesellschaftlichen Pathologie. Multikulturell ist die Gesellschaft 
schon - mit oder ohne Ausländer - durch die Pluralisierung der Lebensstile, 
namentlich durch die Differenzierung der Jugendkulturen und ihre Folgen. 
Daher zeigt sich die Diskussion der Pluralisierung von Kulturen an den 
Ausländern selber als Problemverschiebung,5 die mit der verschobenen 
Asyldebatte ineinander geht. 

Die Allgemeinheit solcher Verschiebungen und Symptombildungen deutet 
an, daß die Migration Metapher eines »verdrängten« Dritten ist:$ einer 
Fundamentalbedrohung des geschichtlichen Selbstverständnisses der euro- 
päischen Staaten. Selbstverständlich, in der Rhetorik der »Überfremdung« 
redet die politische Rechte von nichts anderem. So gewiß aber dieser offen 
geführte Diskurs zu den offenkundigen Verschiebungen gehört’, ebenso 
gewiß gehören bestimmte Erwartungen hinsichtlich künftiger Konsequen- 


5 Sie hat eigenständige Gründe in dem »Kulturalismus« gesellschaftlicher Selbstbeschrei- 
bungen... 

6 Dafür spricht im übrigen schon der auffällige Mangel an Sachliehkeit in der Debatte und 
der Mangel an sachlichen Informationen über Art und Zahl der Migration in den Medien. 
Erst recht aber die notorische Verschieierung der Bedeutung der Migration für den ökono- 
mischen Wiederaufbau Europas und den Ausgleich des Bevölkerungsrückgangs seit dem 
Ende des 2.Weltkrieps. Gerade in der BRD, die seit 45 - beginnend mit den Heimatver- 
triebenen - Einwanderungsland ist, hat die Verdrängung schon groteske Züge. Von wel- 
chen falschen Voraussetzungen aus bier im der Regel gedacht und Politik gemacht wird, 
zeigt Hoffmann 1991, 5.1469-1489. 

7 „nämlich in die »kulturkritische« Tradition der Klage über den Zerfall von »Gemein- 
schaft« in »Gesellschafl«, in der die Abwehr des »Entfremdeten« immer mit der Projek- 
tion auf »Fremde« verschwistert war. 


zen der Migration zu eher verdeckten, aber breit gestreuten und tief liegen- 
den Ängsten - und also zu Grundlagen der Problemverschiebung selbst. 
Längst sind die Erwartungen riesiger Migrationsströme allgemein gewor- 
den. Und mit ihnen diejenigen (Zukunfts-)Bilder eines Reservoirs von so- 
zial, ökonomisch, kultureli radikal außenstehenden Menschen, die dem eu- 
ropäischen Staatsverständnis ebenso radikal entgegenstehen. Ihre Präsenz 
widerspricht nicht nur den problematischen Vorstellungen nationaler Ho- 
mogenität - gleichviel hier, ob die Nation im Akt der Verfassungsgebung 
oder ethnisch gegründet verstanden wurde, Aus ihrer christlichen Ge- 
schichte haben Europas Staaten das historisch verbindliche Sozialethos ge- 
erbt, dessen Fürsorgepflicht sich auf das ganze Gemeinwesens erstreckt, 
wie auch einen ethischen Rechtsbegriff, der keinen Menschen ganz aus- 
schließt.® Und beide, Rechts- und Sozialpflichtsvorsteilungen, sind durch 
die antizipierende Erwartung radikal Außenstehender, die Integrations- und 
Assimilationskapazitäten europäischer Gemeinwesen radikal überfordernde 
Gruppen, fundamental in Frage gestellt. Davon sprechen die Schreckbilder 
einer »Amerikanisierung« Buropas: durchsetzt von Slums und Zonen der 
»Wildnis«, beherrscht von absoluter Armut, nackten Überlebenskämpfen 
und der willkürlichen Gewalt von Einzelnen und Rotten, unerreichbar für 
das staatliche Gesetz und staatliche Sozialleistungen und kulturelle Inte- 
grationen. In ihnen artikuliert sich nicht allein die Angst vor der Unkon- 
trollierbarkeit der Besitz- und Rechtlosen, sondern auch die andere Angst 
vor einer Renormalisierung des Zustandes von ethisch skandalöser Unver- 
sorgtheit und Entrechtung, einer »Aussätzigkeit«, die überwunden zu ha- 
ben Europa als seine zivilisatorische Leistung par excellence verbucht. Und 
während die amerikanische Gesellschaft in Ermangelung einer sozialstaat- 
lichen Tradition solche inneren Gewaltverhältnisse hinnehmen kann, ohne 
sie als Selbsiwiderlegungen zu erleben, untergraben gleichgerichtete Er- 
wartungen, von Migrationsfolgen angestoßen, in Europa in der Tat die 
Fundamente des politischen Selbstverständnisses der europäischen Staats- 
gesellschafien. 

Wenig trägt der Einwand, dieses Selbstverständnis sei immer exklusiv ge- 
wesen und widerlegt durch die Geschichte der Kolonisation und des Impe- 


8 Die sozialstaatliche Massendemokratie hat beide, Rechts- und Sozialpflichtsvorstellun- 
gen, säkularisiert und erhebt - wenn auch mit zusehends geringerem Erfolg - den An- 
spruch, sie einzulösen. Die sozialen Gruppen in der Gesellschaft wiederum rechtfertigen 
ihre säkularen Versorgungsansprüche im Bewußısein früherer Arbeits- und Leistungsin- 
vestiionen in den sozinlen Staat. Die Konkwrenz legitimer und illegitim erscheinender 
Versorgungsansprüche erklärt im übrigen die besonderen Schwierigkeiten, die sozial- 
staatliche Gesellschaften mit der Migration haben - und auch, warum der Asylant für das 
Ressentiment die Spezies der Ausländer überhaupt bestens vertritt: er zuaßierletzt hat sich 
Schutz und Zuwendungen durch Investitionen verdient. 
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rialismus. Umgekehrt, denn entscheidend ist: die Migration trägt ja die au- 
Bereuropäische Peripherie ins Innere Europas hinein und konfrontiert mit- 
einander, was sich ehedem als Außen- und Binnenmoral segmentieren hieß. 
Oder politisch gesprochen: die Migration aktualisiert die globalen Pro- 
bleme inmitten Europas mit der unhintergehbaren Folge, daß die Migration 
die Selbstrechtfertigungs und Selbstbegründungsmuster der reichen westli- 
chen Demokratien umstandslos einer globalisierenden, und das heißt: uni- 
versalisierenden Perspektive aussetzt und damit ihre Begründungsschwä- 
chen in neuer Konstellation offenbart. Gerade weil sich (auch) an der Mi- 
grations- und Asylpolitik die Regression des Politischen oder seine neue 
Erschließung entscheidet, kristallisiert sich an den Problemen, den Mög- 
lichkeiten und Unmöglichkeiten ihrer Lösung und deren Rechtfertigungen 
die neue Konstellation. 

Die Probleme haben ihre pragmatische Seite. Was sich weltpolitisch als 
Regulierungsbedarf hinsichtlich des Reichtumgefälles, der Sicherung der 
Menschenrechte, des Minderheitenschutzes etc., also hinsichtlich des re- 
gelnden Eingriffes in die Migrationsursachen zeigt, das wirkt im Innern der 
europäischen Staaten als Bedarf an Pragmatiken des Umgangs mit den Mi- 
grationsfolgen: an Soztal- und Rechtspolitiken der Integration und des 
Ausgleichs. Migrations- und Asylpolitik stellen dabei restriktiv zu handha- 
bende innenpolitische Instramente dar, die das Zugangsrecht zu sozial- als 
nationalstaatlichem Reichtum und zu demokratischen Rechten und Rechts- 
schutz verleihen und verteilen. So schreiben sie sich als innenpolitische 
Größen in die Rechtfertigungsmuster ein, in denen sich die westeuropäi- 
schen Demokratien seit dem 2.Weltkrieg als Sozialstaaten innenpolitisch 
begründet und stabilisiert haben.? Aber konfrontiert mit dem Migrations- 
druck entfalten sie sich vor dem unübersehbaren Problemäberschuß welt- 
politisch zu handhabender Armut und Gewalt, ausgeübt von totalitären und 
diktatorischen Regimen und Bewegungen. 

Am Druck und am Überschuß aktualisiert sich aber auch der alle interes- 
sensgeleitete Pragmatik übersteigende prinzipielle Rechtfertigungs- und 
Begründungsbedarf. Denn die Universalitätsansprüäche des curopäischen 
politischen Selbstverständnisses bedeuten, daß alle Probleme zugleich An- 
lässe prinzipieller Begründung und Rechtfertigung sind; und nicht weniger 


9 Außenpolitische Rechiferiigungen der westlichen Demokratien waren spätestens bis zum 
Golfkrieg, der die neue weltpolitische Ära offensichtlich machte, pauschal abgedeckt: zu- 
erst durch «ie Ideologeme des Kalten Krieges, später durch die Leitlinien der Entspan- 
nungspolitik.Daß sich die Außenpolitik der Staaten den Gesellschaften en detail so wenig 
erschließt, verweist im übrigen auf ein strukturelles Defizit: ihre Fehl-/Leistungen werden 
in der Regel den Gesellschaften ja nicht unmittelbar, sondern nur über die politischen Ent- 
scheidungsträger, die ihre eigenen Aktionen bewerten, zugänglich. (vgl. Czempiel 1992,8. 
34) 
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ist zu begründen und zu rechtfertigen, als der status quo der Partikularität 
des Reichtums und der Menschenrechte sowie die Möglichkeiten und Un- 
möglichkeiten ihrer Universalisierung. Und zur Lage gehört, wie hier die 
Schwierigkeiten, für die Zukunft tragfähige Begründungen zu finden, mit 
den durch die vergangene Geschichte offenbarten Rechtfertigungsschwä- 
chen des Universalismus zusammengehen. 

Nicht nur, daß Prinzipien eines Ausgleichs des Reichtumgefälles, an denen 
sich eine Weltpolitik und -gesellschaft orientieren können muß, auf »Fun- 
damentalismen« - liberale oder sozialistische - nicht zurückgreifen können, 
Denn die Begründungsfiguren der Fortschrittsideologien sind verschlissen, 
die früher eine künftige Gerechtigkeit garantieren zu können vorgaben. 
Darüberhinaus stehen sie unter dem Zwang des (halb-Jaufgeklärten (Vor-) 
Wissens um die Nichtuniversalisierbarkeit des westlichen industriegesell- 
schaftlichen Reichtumsmodells aus ökologischen Gründen. So wächst der 
Bedrohung durch Migrationsfolgen das (Vor-)Wissen um die andere Be- 
drohung zu, die mit dem Versuch einhergeht, die Migrationsursachen mit 
Mitteln der Industrialisierung »unterentwickelter Länder« zu bekämpfen. 
Das schon stellt das europäische Bewußtsein vor die aporetische Unmög- 
lichkeit des status quo: entweder Infragestellung der Fundamente des euro- 
päischen Selbstverständnisses durch die Folgen der Migration oder Ab- 
schottung und Rechtfertigung des eigenen partikularen Reichtums und also 
Verstoß gegen die eigenen universalistischen Prinzipien oder Festhalten am 
eigenen Universalismus und also Selbst-Infragestellung mit dem Risiko der 
Aufgabe des eigenen Reichtummodelis. 

In diesen Aporien wächst nicht weniger als ein prinzipieller Begründungs- 
notstand der europäischen Aufklärung und Zivilisation heran. Auch wenn 
der sich zuallererst, angestoßen von der Migration, als klassischer Gegen- 
satz von möglichen Prinzipien einer Gerechtigkeitsethik und un-/mögli- 
chen Pragmatiken des Ausgleichs und industriellen Umbaus darstellen läßt; 
den Zwang zur und die Praxis der politischen Entscheidung trägt ja hinter- 
rücks die europäische Asyldebatte selber bei. Denn wo die Asylpraxis dazu 
bestimmt ist, zu beurteilen und zu entscheiden, was einem individuellen 
Menschen an Gewalt und Entrechtung (nicht mehr) zuzumuten sei; da 
spricht sie ja negativ und individuell nur aus, was als kollektives Prinzip 
der Herrschaftsbindungen und als positives Recht global formuliert und 
geltend gemacht werden muß. 

In der Infragestellung des politisch-sozialen Selbstverständnisses Europas 
durch »Fremde« wie in der Verweigerung seiner ökonomischen Selbstin- 
fragestellung einerseits, im Versagen der Politik gegenüber der Erfindung 
neuer weltpolitischer Formen und Prinzipien andererseits gewinnt der Be- 
gründungsnotstand seine Gestalt. Der die Migrationsprobleme verkennende 


Streit um die Multkultur ersetzt den wirklich (welt-Jpolitischen Prinzipi- 
enstreit, den das Asyiproblem als wirkliches Problem weltweiter Heır- 
schaft und Gewalt bereithält. Es erfordert - entgegen der Verfehlung neuer 
Weltpolitik durch eine nationalstaatliche Außenpolitik, die selber wieder- 
um auf Innenpolitik regrediert - eine weltgesellschaftliche Begründung der 
Demokratie.!0 Die Asyldebatte als verschobene Migrationsdebatte in na- 
tionalisierender Form aber zeichnet die Regression der Staats- und Innen- 
politik vor, der die Gesellschaft hinterläuft. Die Drohungen, die für Europa 
und sein Selbstverständnis aus den globalen Problemlagen herrühren, wer- 
den durch die Regression der Politik nicht beschwichtigt, sondern nur ver- 
fehlt, ohne daß das öffentliche (Vor-)Wissen von ihnen abnähme. Im Ge- 
genteit: unerledigt und unbewältigbar drängen sie um so nachhaltiger an 
und vertiefen den Abwehrdruck. Der in der Politik sichtbare Verlust an 
Chancen zur Zivilisierung der Welt nach dem Zusammenbruch der Blöcke, 
greifbar im diskursiven Mangel an chancenreichen Pragmatiken und Prin- 
zipien, schlägt sich im Innern der europäischen Gesellschaften als Verlust 
an Einspruchsmöglichkeiten gegenüber der eigenen De-Zivilisierung nie- 
der. 

Gewiß bauen sich im Verfall der alten politischen Koordinaten von Links, 
Mitte, Rechts die politischen Positionen neu auf. Nichts anderes beweist 
die Migrations- und Asyldebatte mit ihren Lager- und Grenzverletzungen 
innerhalb der politischen Kaste. Aber ebenso gewiß, daß in Ermangelung 
demokratischer Grundlegungen a priori in der zivilen Gesellschaft der 
rechte Habitus Terrain gewinnt. Unaufhaltsam schlägt dann die alternativ- 
lose Einsicht in die Unmöglichkeit einer sozialstaatlichen Weltgesellschaft, 
die Regionen, ja ganze Kontinente nur zu »Leistungsempfängern« und also 
Objekten anderer Art machte, in die Dummheit und Robheit um, daß die 
nationalen Sozialstaaten Europas nicht die Sozialämter der Welt seien. Hier 
orchestriert gesellschaftliche Aggression die Defensivpolitik der Abschot- 
tung. Der Gestus der Abwehr, der verbal und habituell das Alltagsklima zu 
dominieren beginnt, ist verschieden von der Gewalt des Mob, die sich aus 
anderen Quellen speist. Und im Schweigen vor Ihr regt sich - über das Ver- 
sagen der (Welt-)Politik hinaus - noch ein eigenes »Verdrängtes«. Zum 
globalen Regulierungsbedarf gehört die Einrichtung von internationalen 
Sanktionsmächten und mit ihnen die Begründungskautelen für einen »ge- 
rechtfertigten Kriege. Das rührt an die jeder Herrschaftsordnung zugrunde- 


t0 Sie muß sich begründen vor der Welt und ihren unterschiedlschen Kulturen durch ihre ge- 
sellschafllichen, zivilisatorischen Leistungen, Fehlleistungen und kolonisatorischen Ver- 
heerungen. Das hieße auch: noch lange darf die Epoche der »Systemvergleiche« nicht zu 
inde sein; sie wären aus der Verzerrung durch den »Kalten Krieg« zu befreien und 
könnten dadurch den Ausdruck historischer Erfahrung erst ermöglichen. 
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liegende »ursprüngliche Gewalt«, die dic Demokratien innenpolitisch als 
Polizesangelegenheiten verrechtlicht, und die die innenpolitisch akzentu- 
ierten demokratischen Selbstverständigungen weitgehend ausgegrenzt ha- 
ben. Darum durchmischt sich der Blick in die Zukunft, der einen Fort- 
schritt einer zivilisierten Weltgesellschaft eröffnen will, mit unliebsamen 
Erinnerungen aus der eigenen Vergangenheit. Denn er konfrontiert mit den 
alten Fragen zivilisatorischer und zivilisierter, »gehegter« Gewalt in der 
Politik, die den befriedeten europäischen Gesellschaften, insbesondere der 
der Bundesrepublik, heute nur als un- und antidemokratischer, moralischer 
Skandal ihrer Vorgeschichte erinnerlich ist. Und er bringt den moralischen 
Skandal gerechtfertigter Gewalt als Politikum in die Demokratie zurück... 
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Rolf Knieper 


Staat und Nationalstaat 


Thesen gegen eine fragwürdige Identität! 


Die seit 1992 andauernde Krise im Europäischen Währungssystem gilt Kri- 
tikern der Supranationalität als Beleg für die Überzeugung, daß es zum ter- 
ritorial begrenzten Raum des Nationalstaates keine Alternative gebe. Gera- 
de die Geld- und Währungspolitik als »Herzstück der nationalen Souverä- 
nität«?, aber nicht nur diese, sei bestenfalls in problemlosen Konjunktar- 
phasen als nicht von vitalen nationalen Interessen geleitete Staatsfunktion 
denkbar. Es liegt auf dieser Linie, wenn zur selben Zeit eine Vielzahl neu 
entstehender Staaten in Ost und Süd nationale Währungen schaffen, für die 
traditionelle Stammesnamen gesucht und auf denen die Köpfe von verdien- 
ten Söhnen und manchmal auch Töchtern der mit sich selbst identischen 
Ethnie abgehildet werden. 

Die Konfusion ist groß, die möglichen Konsequenzen sind fürchterlich. 
Wer im Geld und in der Währungshoheit Herzstücke und nationale Identi- 
tät entdeckt, schlingert auf der abschüssigen Bahn von Vorläufer-Überte- 
gungen, die das Geld in »den Zusammenhang des lebendigen und seiner- 
füllten Eigen« der konkreten völkischen Gemeinschaft stellen wollten 
(Wieacker 1935, 436 ff.). Solche Vorstellungen gehen gründlich daneben 
und daran vorbei, daß Geld gerade als Gegenteil des Konkreten der reinste 
Ausdruck abstrakten Wertes ist, abstrakt gesetzter Maßstab und abstrakte 
Liquidität, die dem nicht nach Geschlecht, Rasse und sonstigen konkreten 
Unterscheidungsmerkmalen identifizierbaren Eigentümer Sicherheit bei 
künftigen Kaufentscheidungen schafft. 

Wenn Geld als Währung national eingesetzt worden ist und wird, dann 
nicht zur Verteidigung von Identität, sondern in politischer Unterstützung 
des Konkurrenzkampfs von national definierten Unternehmen auf Welt- 
märkten, also immer in den nicht-nationalen Zusammenhängen des Han- 
dels(-Kırieges). Um Währungshoheit zu streiten, macht dementsprechend 


3 Die folgenden Thesen sind ausführlich in meinem Buch Nationale Souveränität - Versuch 
über Ende und Anfang einer Weltordnung, Ffm. 199}, dargelegt und begründet. 

2 So der ehemalige britische Finanzminister N. Lawson, zitiert nach K. Nemitz in Deutsche 
Bundesbank, Auszüge aus Presseartikeln vom 1.12.1988, S. 5. 
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auch nur dann Sinn, wenn diese traditionell aggressive Außenorientierung 
des Nationalstaats mitintendiert ist. 

Besonders die bitteren Erfahrungen der Weltwirtschafiskrise, des Faschis- 
mus und des Weltkrieges haben die Handels'nationen’ (die ja nie selbst ge- 
handelt haben) dazu gebracht, völkerrechtlich verbindlich auf »Wettbe- 
werbsabwertungen von Währungen« (Art. 1 des IWF-Abkommens von 
1944) zu verzichten. Dies war umso leichter akzeptabel, als die Struktur 
des Weltmarktes eine tiefgreifende Veränderung von schwergewichtig 
grenzüberschreitendem Handel zu grenzüberschreitender Investition und 
Produktion durchgemacht hat. Nachdem der Boden inzwischen auch eı- 
kennbar in den Kreis der normalen langlebigen Wirtschaftsgüter zurückge- 
treten ist, bleibt der einzige 'Produktionsfaktor', dem grenzenlose Mobilität 
heute noch politisch-repressiv verwehrt wird, die Arbeitskraft. Im übrigen 
läßt sich eine rasante Transnationalisierung von Unternehmen und eine 
weltweite Integration von Kapitalmärkten und Kommunikationsnetzen 
feststellen. 

Gegen diese Aussage wird die empirische Beobachtung gesetzt, daß der 
Anteil grenzüberschreitender Investitionen nur einen Bruchteil aller, also 
überwiegend nationaler Investitionen ausmache. Diese Beobachtung ist 
ebenso richtig wie die, daß auch der klassische, die Weltwirtschaftsbezic- 
hungen bestimmende grenzüberschreitende Handel nur einen Bruchteil al- 
ler, also überwiegend nationaler Warentransaktionen ausgemacht hat. Zu 
Recht ist daraus nie der Schluß auf seine Unerheblichkeit für internationale 
Beziehungen und Politik gezogen worden. Entscheidend ist nicht die in- 
zwischen erreichte Quantität der Investitionsströme, sondern die mögliche 
und für selbstverständlich gehaltene Mobilität, welche die ohnehin nicht 
strukturnotwendigen nationalen Anbindungen von Kapital auch real, histo- 
risch aufgelöst hat. Ich meine also tatsächlich - wie Senghaas (1992, 1070) 
in kritischer und ungläubiger Rezension schreibt - daß erst jetzt »das Kapi- 
tal zu sich selbst« kommt, »gegenüber nationalen Besonderheiten 
gleichgültig und seiner inneren Logik entsprechend« auf der weltweiten 
»Suche nach Rentabilität«. 

Wenn Senghaas dieser Aussage die Überzeugung entgegensetzt, die kapita- 
listische Produktion bedürfe territorialstaatlich abgegrenzter »Wirtschafts- 
räume«, dann verwechselt er - wie viele andere - die Ebenen von Ge- 
schichts- und Strukturanalyse und extrapoliert aus Vergangenheiten Aussa- 
gen für die Zukunft. So unbestritten richtig es ist, daß die bürgerliche Ge- 
sellschaft sich im Nationalstaat entwickelt hat, daß die Dynamik der Kon- 
kurrenz durch nationale Industriepolitik zusätzlich angeheizt worden ist, 
daß die Konsolidierung der Produktionsverhältnisse wahrscheinlich ohne 
national orientierte Politik so nicht zustande gekommen wäre, so unbe- 
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gründet ist es, in der territorialstaatlichen Begrenzung der Staatlichkeit un- 
ahdinghare Strukturmerkmale dieser Produktionsverhältnisse auszumachen 
und eisern an ihrer Notwendigkeit auch dann noch festzuhalten, wenn das 
Kapitalverhältnis selhst sich globalisiert hat. In diesem Prozeß verliert na- 
tionalstaatliche Konkurrenzschutzpolitik ihr Ohjekt. Diese These impliziert 
nun überhaupt nicht eine Auffassung vom 'Absterhen des Staates’, wie un- 
terstellt werden Könnte, da Existenz und Funktionen des Staates territoriale 
Begrenzung gerade nicht voraussetzen. Mit der A-Nationalisierung des 
Wirtschaftsverhältnisses läßt sich im Gegenteil schärfer erkennen, daß zwi- 
schen der historischen Spezifik des Nationalstaates und Staatlichkeit zu un- 
terscheiden ist. 

Immer noch in Anknüpfung an theoretische Üherlegungen zur politischen 
Ökonomie kann ich den Staat als nicht mehr und nicht weniger denn als 
einen Teil eines umfassenderen gesellschaftlichen Verhältnisses verstehen, 
das er nicht schafft, sondern dessen Geschöpf er ist und dies als »beides: 
praktische Realität und ideologische Funktion« (Gerstenberger 1992, 438). 
Es ist durch die Produktion abstrakter Werte bestimmt, die ihre Vergleich- 
barkeit im Geld finden. In der so formierten Gesellschaft, in der jeder Ein- 
zelne in und gleichzeitig unahhängig von Klassenzugehörigkeit praktisch 
schrankenlos und in Konkurrenz zu jedem anderen Einzelnen nach indivi- 
duellen, ahstraktem Reichtum strehen muß, um in Sicherheit zu lehen, und 
in der gleichwohl die Produktion von Waren, die zur Befriedigung von Be- 
dürfnissen gekauft werden, arbeitsteilig und in hoher gesellschaftlicher In- 
terdependenz und Ahhängigkeit organisiert ist, muß die Erfüllung he- 
stimmter Aufgahen kollektiv hleiben, aus dem individuellen Wetthewerh 
herausgenommen sein. Ohne ideologisches laheling sollte es wieder mög- 
lich sein, den Staat als Funktion zu sehen, d.h. den Schwerpunkt der Ana- 
Iyse auf die von Karl Marx so genannten "allgemeinen Produktionsbedin- 
gungen' zu lenken (Marx 1857, 429 ff.), die den Aufgahen entsprechen, die 
nach Adam Smith (Smith 1776, Buch V, Kap. I) für ‘die Gesellschaft hoch 
vorteilhaft sind, doch niemals einen solchen Profit ahwerfen, daß sie einem 
einzelnen die Kosten ersetzen‘, und die dementsprechend durch jene allge- 
meinen (Steuer)Abgaben zu finanzieren sei, in denen Schumpeter (1918) 
die 'materielle Existenz des Staates’ identifiziert hatte. Damit sind der Be- 
griff und die Realität des Staates, der keineswegs mit dem Nationalstaat 
gleichzusetzen ist, untrennbar mit den kapitalistischen Produktionsverhält- 
nissen verbunden. Er ist historisch kontingent wie diese; wo und solange 
diese bestehen, bleibt er notwendig. 

Konturenlos, historisch unpräzise und damit unergiebig hingegen ist es, 
immer dann vom Staat zu sprechen, wenn irgend eine Form von Herr- 
schafisverhältnissen analysiert wird - also kein Staat der Römer, des Hohen 


Mittelalters, der Inka oder der Zulu einerseits und kein sozialistischer Staat 
andererseits. 

Wir wissen, daß Karl Marx von vielen als vaterlandsloser Geselle und daß 
Adam Smith von Friedrich List (1841) und seiner nationalökonomischen 
Schule als Kosmopolit beschimpft worden ist. Bei Marx war sicher auch 
der Jude gemeint, wie noch Sombart (1917) »das Judentum« für die inter- 
nationale Orientierung von Unternehmen verantwortlich gemacht hat; ge- 
wichtiger aber wurde beiden angelastet, daß sie in Kategorien der politi- 
schen Ökonomie und ihren juristisch-institutionellen Rahmenbedingungen 
und nicht der politischen Nationalökonomie gedacht haben. Die Notwen- 
digkeit zur Brsichtung und Erhaltung allgemeiner Produktionsbedingungen 
oder - wie heute gesagt würde - Infrastrukturen knüpften sie an Geldwirt- 
schaft und Warenproduktion im Profitinteresse, die strukturell grenzenlos 
sind. Daß es sich dabei um »nationale Aufgaben« handeln könnte, ist bei- 
den Theorien fremd. Auch eine inhaltliche Definition, eine gegenständliche 
Auflistung dessen, was unter allgemeinen Produktionsbedingungen zu ver- 
stehen sei, fehlt. Sie widerspräche der Dynamik der Produktionsverhältnis- 
se, Sicherlich gibt Smith die Beispiele des Straßen- und Brückenbaus und 
anderer physischer Infrastrukturen, wesentlich aber bleiben die Merkmale 
der gesellschaftlichen Nützlichkeit bei fehlender individueller Rentabilität. 
Diese Merkmale können in der Zeit schwanken: heute Nützliches kann 
morgen unnütz werden, wie heute Unrentables morgen rentabel hergestellt 
werden mag. 

Mit der Überwindung territorialer Grenzen lösen sich die gesellschaftlichen 
Verhältnisse nicht auf, und der Staat kann nicht 'absterben‘. Wohl aber muß 
staatliche Aktivität, muß 'Politik' sich selbst territorial entgrenzen und d.h. 
a-national werden, um weiterhin den Existenzbedingungen der Staatlich- 
keit entsprechen zu können. Daraus folgt auch, daß die Bedingungen politi- 
schen Widerspruches und von Opposition? neu definiert werden müssen, 
wenn sie sich umfassend äußern und Einfluß nehmen wollen. Demokrati- 
sierung der Gesellschaft muß dann auch Demokratisierung supranationaler 
Organisationen heißen. 

In dieser Perspektive gewinnen der Verlauf und die Behandlung der ein- 
gangs erwähnten Währungskrise eine ganz andere Dimension. Sie belegt 
nicht die Unersetzbarkeit nationaler (Geld-)Politik, sondern vielmehr die 
Hilflosigkeit fragmentierter politischer, demokratisch ohnehin wenig legiti- 
mierter Kompetenzen angesichts eines weltweit hoch integrierten und vola- 
tilen Fmanzmarktes. Die nichtigsten Auslöser haben in den letzten Jahren 
diesen Markt an den Rand von Zusammenbrüchen geführt, in die eine 


3  Wiesie H. Gerstenberger, op.cit., zu Recht einfordert. 
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grenzenlose Konkurrenz treiben muß, wenn sie nicht in durchsetzungsfähi- 
ger, d.h. auf demselben entgrenzten Niveau angesiedelter Geld- und Kre- 
ditpolitik und -geseizgebung vor sich selbst geschützt wird. 

Diese Überlegungen sind selbsiverständlich nicht auf die (Interpretation 
der) Währungskrise beschränkt, sondern gelten allgemein. Nachdem die 
Transnationalisierung der Ökonomie die substantielle Basis des National- 
staates untergraben hat, bleibt doch die Notwendigkeit zur disziplinieren- 
den und Gesellschaftlichkeit herstellenden Staatlichkeit erhalten, und es 
mag sein, daß die weltweit zu beobachtenden Deregulierungen nicht ein 
Triumph des Neoliberalismus sind, sondern das Abräumen von wirkungs- 
los gewordenem und nur mehr einengendem Wirtschaftsrecht, das nun auf 
internationaler Ebene wiederaufleben muß: zunehmende Flugzeugabstürze, 
Tankerhavarien, Umweltzerstörungen, Schwindelfirmengründungen und 
andere »Katastrophen« beweisen täglich, daß Anlaß und Notwendigkeit 
von Regulierungen nicht weggefallen sind. 

Offensichtlich sind weder solche Regulierungen noch das öffentliche Steu- 
eraufkommen noch die Auslagen der Infrastrukturen noch insgesamt die 
staatsmonopolitische Gewalt zur Erhaltung der Produktionsverhältnisse an 
eine nationale Grenze oder Identität gebunden. Ebenso offensichtlich set- 
zen sich globale, weltstaatliche Regulierungen und Politiken in multlatera- 
ler Rechtsschöpfung wie in tatsächlicher Übung von hochuniformisierten 
und standardisierten Finanz-, Wirtschafts-, Sozial- und Infrastrukturpoliti- 
ken durch. Soweit solche Politiken durch Finanztransfers aus Ländern mit 
höheren in Länder mit geringeren Steueraufkommen begleitet werden, wer- 
den sie Entwicklungspolitik genannt. Dieser Begriff ist irreführend, da es 
sich um nichts anderes als um struktur- und regionalpolitische Finanzaus- 
gleiche handelt, nicht aber darum, unterentwickelten Gesellschaften zur 
Evolution zu verhelfen. Die Anschauung belegt, daß die Politiken nicht 
zentralistisch durchgesetzt werden oder werden müssen, sondern nach re- 
gionalen, föderalen, komnmnalen, sektoralen und anderen dezentralisieren- 
den Kriterien operationalisierbar gemacht werden können. Dies sind klassi- 
sche Organisationsprinzipien des Staatshandelns und nicht zu verwechseln 
mit den territorialen Bin- und Ausgrenzungen des Nationalstaats. 

Obwohl sich dieser Prozeß inkonsistent, widersprüchlich und wenig spek- 
takulär vollzieht, findet er doch statt. Dabei ist offensichtlich, daß er sich 
reibungsloser dort vollzieht, wo es darum geht, die grenzenlose Mobilität 
von Kapitalinvestitionen zu gewährleisten. Ob als Vielzahl paralleler natio- 
naler Politiken oder in der substantiellen Vereinheitlichung von allgemei- 
nen Produktionsbedingungen und Wirtschaftsgesetzgebungen: Territoriale 
Grenzen spielen für Investitionsentscheidungen eine bereits jetzt ver- 
gleichsweise minimale und rasant abnehmende Rolle. Hingegen bleihen 
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territoriale Grenzen bedeutsam, um soziale Ungleichheiten und den status 
quo der Reichtumsverteilung zu zementieren. Die Masse der Welibevölke- 
rung würde heute mit dem Verlust nationaler Souveränität gewinnen und 
hätte bei Globalisierung der ökonomischen Verhältnisse alles Interesse, 
den Prozeß der politischen Globalisierung über die in gewisser Weise pas- 
sive Antwort der Migration hinaus zu forcieren. 

Es ist natürlich nicht auszumachen, ob es nicht politischer, ökonomischer, 
ökologischer und sozialer Katastrophen bedarf, um die Einsicht in die Un- 
vermeidbarkeit politischer Globalisierung zu erzeugen, und es ist ebenfalls 
nicht ausgemacht, ob die genannten Katastrophen noch als Katharsis wir- 
ken können. Die jüngere Geschichte hält einiges Material bereit, welches 
die Annahme nicht abwegig macht, daß die Einsichtsfähigkeit besonders 
dann getrübt ist, wenn wie auch immer definierte kollektive Identitäten in 
und durch den territorial begrenzten Staat realisiert werden sollen, wie sie 
heute auch wieder - wie eingangs erwähnt - für die Währungshoheit rekla- 
miert werden. Die idealisierende Personifizierung des Staates, seine Inter- 
pretation als eines gefühls- und vernunftsbegabten Wesens oder klarer: 
Mannes, hat wahrscheinlich seine Wurzel in der frühen Identifizierung des 
Staates mit dem Prinzen. Sie ist dann aber besonders in der überaus eıfolg- 
reich aus Preußen exportierten hegelianischen Staatsphilosophie auf eine 
philosophische Basis gestellt worden, der schlechte politische Realität 
nichts anhaben Konnte und die Pate gestanden hat nach der Geburt so vieler 
Vaterländer, in denen sich ein religiöses, rassisches, ethnisches, kulturelles, 
linguistisches oder klassengebundenes Ideal in kollektiver Identität ver- 
wirklichen sollte und wollte. Nicht erst seit heute könnten wir wissen, daß 
alle diese Gründungen, von vornherein zum Scheitern verurteilt, geschei- 
tert sind, hänfig genug nach Repression und blutigem Gemetzel. Der Staat 
trägt (nationale) Identität nicht. Versuche zu ihrer Verwirklichung in terri- 
torialen Grenzen müssen auf Minderheiten stoßen. Bisher ist es immer nur 
gelungen (und dabei wird es bleiben), diese Minderheiten als andersartig 
zu definieren, auszugrenzen und in Konsequenz zu liquidieren, nicht aber 
den Staat als Träger einer positiven Identität zu schmieden. So zahlreich 
sind diese Experimente und so eindeutig die Ergebnisse, daß sie eingestellt 
werden könnten. Hegel und Herder sind oft genug empirisch widerlegt. 
Auch widerlegt ist die Hoffnung, daß in den Experimenten sich eine neue 
Gesellschaft jenseits kapitalistischer Produktionsverhältnisse formierte. 
Nach ihrem Ende beginnt man erneut, identitätslose allgemeine Produk- 
tionsbedingungen zu erstellen. Ihnen ist Nationalität cbenso wenig wesent- 
lich wie den Inhabern von Kapital oder von Arbeitskraft. 
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William C. Smith 


Neoliberale Restrukturierung und die neuen 
Demokratien in Lateinamerika 


1. Eimleitung 


Die lateinamerikanischen Demokratien erwartet in den 90er Jahren eine 
kritische Phase. Die zivilen Regimes, die in den 80er Jahren nach der Ab- 
lösung der Militärdiktaturen entstanden sind, haben ein gewisses Maß an 
institutioneller Stabilität und Konsolidierung erreicht; allerdings sind sie 
immer noch mit schweren ökonomischen Problemen konfrontiert. Die Po- 
litik des »freien Marktes«, die durch den sogenannten »Konsens von 
Washington«? gefordert wird, hat bescheidene Erfolge bei der Zähmung 
der Hyperinflation, der Einschränkung öffentlicher Haushaltsdefizite und 
der Erzeugung von Außenhandelsüberschüssen gebracht. In den meisten 
lateinamerikanischen Ländern jedoch hat sich das Ziel stabilen und nach- 
haltigen Wachstums als fast unerreichbar erwiesen. In der Folge hat ein 
starker Rückgang des Pro-Kopf-Einkommens in den meisten Ländern die 
Armut verschärft und ohnehin schon krasse Erscheinungen der Ungleich- 
heit und der Konzentration von Einkommen und Reichtum noch ver- 
schlimmert. Die sehr bescheidene wirtschaftliche Erholung der Region, 
sowie jüngste Ereignisse wie der fehlgeschlagene Militärputsch in Vene- 
zuela und die Errichtung einer zivil-militärischen Diktatur in Peru, werfen 
daher beunruhigende Fragen nach den sozialen und politischen Konse- 
quenzen der neoliberalen Restrukturierung auf. Besondere Beachtung in 
den Analysen der Periode nach dem Übergang verdienen die starke Erosion 
der staatlichen Fähigkeit, die wichtigen makroökonomischen Variablen zu 


) Elemente dieses »Konsensus« sind u.a. extensive Reformen des Staates (Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen, Gskalische Reformen, scharle Einschnitte bei den kompensato- 
rischen Sozialausgaben, die Abschaffung von Subventionen für den Konsum und für 
»ineffiziente« Interessen von Produzenten, usw.); die Herstellung »richtiger Preise«, wo- 
bei die Erhaltung des makroökonomischen Gleichgewichts Vorrang hat; breit angelegte 
marktorientierte Reformen (Deregulierung und Entmonopolisierung des privaten Seklors, 
Rlexibilisierung des Arbeitsmarktes, usw.); schließlich der wettbewerbsfähige Wiederein- 
stieg in die Weltwirtschaft (Liberalisierung des Handels, Förderung ausländischer Invesü- 
tionen, usw.). Vgl. Williamson (1990), Malan (1990), Fanelhi, Frenkel und Rozenwarcel 
(1990). 
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steuern, und die problematischen Spannungen zwischen der durch die For- 
derungen der Weltwirtschaft verstärkten Logik des Marktes und dem Ver- 
langen, die Partizipation der Bevölkerung und die Bürgerrechte über die 
politisch-institutionelle Arena der Wahldemokratie hinaus zu erweitern und 
zu institutionalisieren, 

Vergleichende Analysen der marktorientierten Reformen in Lateinamerika 
haben, was die ökonomische Leistung anbelangt, kaum systematische Dif- 
ferenzen zwischen den Regimes ergeben. Allerdings können ein paar Ver- 
allgemeinerungen hinsichtlich der Unterschiede bei der Wahl makroöko- 
nomischer Strategien gemacht werden. Erstens zeigen politische und öko- 
nomische Eliten in konsolidierten Demokratien wie in stabilen autoritären 
Regimes eine starke Präferenz für »orthodoxe«, marktorientierte Strategien 
der Stabilisierung und Strukturanpassung, wenn sie mit schweren ökono- 
mischen Krisen konfrontiert sind. Die Priorität dieser Regimes ist die Um- 
setzung eines aufgeputzten Modells der Kapitalakkumulation auf der Basis 
einer wettbewerbsstärkeren, exportorientierten Eingliederung in die Welt- 
wirtschaft. 

Zweitens und im Gegensatz zur Situation im stabilen zivilen und autoritären 
Regimes zeigen die politischen und technokratischen Eliten in nicht kon- 
solidierten »Übergangsdemokratien« Lateinamerikas im allgemeinen eine 
Neigung zu »heterodoxen« makroökonomischen Strategien, um den Pro- 
blemen einer starken Auslandsverschuldung, stagnierenden Wachstums 
und dem Risiko einer Hyperinflation zu begegnen. Anstatt den Marktme- 
chanismus die Preise »einrenken« zu lassen, sind die um ihre Wählerbasis 
besorgten Politiker und Politikstrategen in den neuen Demokratien stark 
versucht, in der Hoffnung auf eine rasche wirtschaftliche Erholung die 
»sichtbare Hand« eines aktivistischen Staates einzusetzen, ohne tiefe Re- 
zessionen und die hohen sozialen Kosten, die normalerweise mit fehlge- 
schlagenen orthodoxen Strategien verbunden sind, in Kauf nehmen zu 
müssen (Stallings/Kaufman 1989; Haggard/Kaufman 1990). 

Drittens hat sich, trotz der ernsthaften innovativen Anstrengungen in Län- 
dern wie Argentinien, Brasilien und Peru, die Neigung zu heterodoxen 
Strategien seitens der neuentstandenen demokratischen Regimes als transi- 
torisch und vor allem auf die ersten Phasen des Übergangs von militäri- 
scher zu ziviler Machtausübung beschränkt erwiesen. Die Strategie des 
»heterodoxen Schocks« in den Plänen von Austral, Cruzado und Inti, die 
Mitte der 80er Jahre in Argentinien, Brasilien und Peru implementiert wur- 
den, ist aus einer Reihe von Gründen gescheitert, darunter den aphrodisie- 
renden Wirkungen, die eine scheinbar »kostenfreic« Anpassung ohne poli- 
tisch unpopuläre Maßnahmen wie Rezession, Arbeitslosigkeit und hohe 
Zinsen auf vom Volk gewählte Politiker ausübt. Die zögernde Umsetzung 


dringender Politikkorrekturen, ganz abgesehen von der Verschiebung »fun- 
damentalerer« Reformen, ineins mit schwindender Unterstützung durch die 
Bevölkerung, haben dem »makroökonomischen Populismus« und gefährli- 
chen hyperinflationären Episoden Bahn gebrochen, gefolgt durch immer 
härtere Stabilitätsprogramme, in deren Folge die sozialen Kosten noch hö- 
her stiegen (Dornbusch und Edwards 1991). 

Beispielhaft ist die argentinische Erfahrung. Nach dem Abgang der Mili- 
tärdiktatur im Jahr 1983 sahen sich Präsidenten mit sozialdemokratischen 
(wie Raul Alfonsin von der zentristischen Radikalen Partei) wie populisti- 
schen Neigungen (wie der Peronist Carlos Menem) zunehmend gezwun- 
gen, orthodoxe politische Strategien einzusetzen, die auf den antistaatli- 
chen Diskurs abgestimmt waren, der sich um die Regierungen Reagans und 
Bushs, die multilateralen Kreditinstitutionen und die internationalen Pri- 
vatbanken ausbreitete. Im wesentlichen ähnliche Restrukturierungsprojekte 
wurden auch unter ganz anderen Bedingungen - und mit unterschiedlichem 
Erfolg - in Chile, Mexiko, Bolivien, Ecuador, Peru und Venezuela unter- 
nommen. In der gesamten Hemisphäre sind die kurzfristigen Stabilisie- 
rungspolitiken der frühen 80er Jahre der Forderung nach tiefgreifenden 
strukturellen Transformationen gewichen, die als Voraussetzungen eines 
marktgetriebenen oder »neoliberalen« Akkumulationsmodells betrachtet 
werden.? 


2. Makroökonomische Logik, kollektive Akteure und Verteilungs- 
kämpfe 


Eine kurze, äußerst sülisierte Darstellung der Krisenlogik der lateinameri- 
kanischen Makroökonomie und der zugehörigen strategischen Konflikte 
zwischen den wichtigsten kollektiven Akteuren - staatlichen Eliten, Kapital 
und Gewerkschaften - mag dazu beitragen, die Dynamik der Hyperinflation 
und die Verbreitung eines politisch wie mikroökonomisch spekulativen 
Verhaltens zu erklären, die der drastischen Verengung internationaler wie 
innenpolitischer Handlungsspielräume zugrundeliegen. Es ist diese schein- 


2 Zar Entwicklung des orthodoxen Denkens in den 80er Jahren s. Kahler (1990). S. Cava- 
rozzi (1992) für eine scharfsinnige Analyse des Zusammenbruchs der »slaatszentrierten 
Matrix«, der den Strategien des freien Marktes Bahn gebrochen hat. Der Begriff »Neo- 
liberalismus« wird in diesem Artikel} eingesetzt, um das Augenmerk auf die heutigen An- 
hänger der »Puristen« der Nachzwanziger (Friedrich Hayek, Ludwig von Mises, Wilhelm 
Röpke) zu lenken, die über die Verteidigung ausgeglichener Budgets, nichtregulierter 
Märkte und Angriffe auf staatliche Intervention hinausgehen und die schädlichen Auswir- 
kungen der staatlichen Verfilzung mit monopolistischen und oligopolistischen Interessen 
im privaten Sektor und mit der organisierten Arbeiterschaft kritisieren. Für eine eingehen- 
de Diskussion vgl. Nylen (1992). 
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bar unausweichliche Verengung des Entscheidungsspielraums, der Regie- 
rungen unterschiedlicher ideologischer Färbung dazu zwingt, auf neolibe- 
rale Restrukturierungsprojekte zu setzen.? Diese Exkurse mögen auch et- 
was Licht auf die Schwierigkeiten und Handlungsschranken werfen, die 
solche Projekte für Parteien, Basisbewegungen und andere politische Kräf- 
te bilden, die für die Konsolidierung der neuen Demokratien und eine brei- 
tere und tiefere Partizipation der Bevölkerung arbeiten. 

In vielen lateinamerikanischen Ländern hat die Schuldenkrise zu einem 
perversen Prozeß wirtschaftlicher Desartikulation, besonders im industri- 
ellen Sektor, geführt. Diese Desartikulation der produktiven Struktur hat 
die ohnehin schon schwerwiegenden Probleme der Arbeitslosigkeit und 
Unterbeschäftigung noch verschärft und das phänomenale Wachstum des 
sogenannten »informellen« Sektors stark beschleunigt. Während des »ver- 
lorenen Jahrzehnis« der 80er Jahre brach das Pro-Kopf-Einkommen (allen 
voran die Rückgänge in Argentinien, Venezuela und Bolivien um etwa 
25%) auf ein Niveau herunter, das man vor fünfzehn oder zwanzig Jahren 
erreicht hatte; der Statistik der Vereinten Nationen zufolge ist Armut ge- 
genwärtig das Schicksal von 40% der Lateinamerikaner. In vielen Ländern 
hat ein scharfer Rückgang der Sparquote und der öffentlichen und privaten 
Investitionen die Fähigkeit stark eingeschränkt, beim schwindelerregenden 
technologischen Fortschritt mitzuhalten, der anderswo in der Weltwirt- 
schaft stattfindet. Diese durchgängigen sozialen und wirtschaftlichen Ver- 
änderungen hängen eng mit dem Prozeß der externen Anpassung zusam- 
men - u.a. mit massiver Kapitalflucht und dem darauf folgenden Neito- 
iransfer von Kapital (durchschnittlich 25-30 Mrd.$ p.a.) während der 80er 
Jahre (Frenkel und Rozenwurcel 1989). 

Trotz der großen Handelsüberschüsse, die durch den Anpassungsprozeß er- 
zeugt wurden, gibt es weiterhin Zahlungsbilanzdefizite, die zu einer fortge- 
setzten Akkumwlation von Auslandsschulden führen. Kompliziert wurde 
diese Situation häufig durch den relativ geringen Zufluß von ausländi- 
schem Kapital, durch den Rückgang der Warenpreise auf dem Weltmarkt 
und in vielen Ländern durch die fortgesetzte Kapitalflucht nach Übersee. 
Unter starkem Druck der Gläubigerbanken, des Internationalen Währungs- 
fonds und der Regierungen entwickelter Länder hat der Staat selbst diesen 
Kapitaltransfer finanziert, indem er die Verantwortung für die Tilgung des 
Großteils der Auslandsschulden übernommen hat, einschließlich der ur- 
sprünglich im privaten Sektor gemachten Schulden, Viele Regierungen ha- 


3 Für hervorragende vergleichende Analysen der Faktoren, die eine Verschiebung der öko- 
nomischen Strategien veranlassen, vg}. Gourevitch (1986); Gerefli und Wyman (1990), 
Haggard (1990). 


ben damit zu ihrer eigenen Kapitalauszehrung und der damit verbundenen 
Finanzkrise des Staates beigetragen. 

Diese Entschuldung einheimischer Investoren und der gigantische Kapital- 
transfer zu internationalen Banken und multilateralen Institutionen wie der 
Weltbank und dem Internationalen Wäbrungsfonds, führte zusammen mit 
einer unkontrollierten monetären Expansion im Inland zu einer schweren 
Finanzkrise des Staates, so daß sich die Regierungen gezwungen sahen, 
kurzfristige Anleihen mit sehr hohen Realzinssätzen aufzunehmen (Car- 
ciofi 3990). Auf der anderen Seite führten extrem hohe Zinssätze und 
schnelle Fluktuationen des Realeinkommens verschiedener Klassen und 
Sektoren der Bevölkerung zu Arbeitslosigkeit und Rezession, zu einem 
verschärften Inflationsdruck und andaueınder makroökonomischer Instabi- 
Hität. Eine hohe Inflation - und deren Beschleunigung in wichtigen kon- 
junkturellen Phasen - in Argentinien, Brasilien, Bolivien, Peru und anders- 
wo, ist jedoch nicht allein die Folge ökonomischer Faktoren. Viele Politi- 
ker, Politikstrategen und große Parteien haben systematisch versucht, die 
politischen Kosten, die mit den für den Stopp der Inflationsspirale notwen- 
digen sozialen Opfern verbunden sind, ganz zu vermeiden oder zumindest 
zu verschieben. Desgleichen ist der Widerstand städtischer Unternehmer, 
landwirtschaftlicher Interessen, der Mittelklassen und der organisierten Ar- 
beiterschaft gegen Kürzungen ihres Realeinkommens ein wesentlicher Fak- 
tor für die anhaltende Inflation und eine vorrangige Ursache ihrer Be- 
schleunigung. 

Dieses Tauziehen läßt eine »Inflationskultur« entstehen, die die meisten 
Bürger, unabhängig von ihrer sozialen Klasse und wirtschaftlichen Stel- 
lung, dazu veranlasst, sich in der rationalen Erwartung einer entweder hoch 
bleibenden oder noch steigenden Inflation defensiv zu verhalten.* Das ver- 
bissene Streben nach kurzfristigen Profiten prägt das mikroökonomische 
Verhalten von Firmen, öffentlichen Unternehmen, Gewerkschaften und 
einzelnen Sparern und Investoren, die damit ein außerordentlich hohes 
Maß an Verteilungskonflikten erzeugen. Während der Staat finanziell 
praktisch kollabierte, wurde der Markt zum Hauptmechanismus der Allo- 
kation von Einkommen und der Regulation grundlegender gesellschaftli- 
cher Konflikte. 

In diesen Verteilungskonflikten kommen eine allgemeine Logik aller kapi- 
talistischen Ökonomien wie auch einige besondere Merkmale zum Aus- 
druck, die mit der Existenz riesiger Auslandsschulden zusammenhängen. 
Unter solchen Umständen bieten sich eine Reihe verschiedener strategi- 


4 Vgl. Alt und Chrystal (1983) für eine Diskussion der »erwarlungsverstärkten Phillips- 
Kurve«. 
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scher Interaktionsmuster an. In der gegenwärtigen politischen Machtkonfi- 
guration werden Regierungen, die versuchen, ein Stabilitätsprogramm im 
Kontext von Rezession und stagnierendem Wachstum durchzusetzen, fast 
unausweichlich mit einer Nullsummen-Situation konfrontiert sein, die der 
organisierten Arbeiterschaft, Sektoren der Mittelklasse und schwächeren 
industriellen und Handelsinteressen unweigerlich Einkommensverluste 
aufzwingen wird. Hinzu kommt, daß Regierungen bei hoher Nettoabwan- 
derung von Kapital sicht nur mit den normalen Verteilungskämpfen, die 
mit interscktoralen Einkommenstransfers durch hohe Inflation verbunden 
sind, zu Rande kommen müssen, sondern gleichzeitig auch mit den Kon- 
flikten und Frustrationen, die von emer Wachstumskurve herrühren, die 
weit unter der potentiellen Akkumulationsrate der Wirtschaft bleibt. Unter 
diesen Bedingungen kann sich ein Nettoverlust an kollektivem Reichtum 
einer Gesellschaft einstellen. Wenn sich diese allgemeine Logik mit den 
spezifischen Bedingungen in den meisten lateinamerikanischen Ländern 
verknüpft, werden die sozialen und politischen Kosten der Stabilisierung 
und strukturellen Anpassung an eine demokratische Regierungsform expo- 
nentiell steigen. 

Obwohl eine ökonomische Erholung und geringere Inflationsraten theore- 
tisch »öffentliche Güter« und daher vermutlich im Interesse aller gesell- 
schaftlichen Sektoren sind, stellen Stabilisierungs- und Anpassungspoliti- 
ken dennoch schwierige kollektive Handlungsprobleme dar. Aufgrund der 
komplexen, zeitverschobenen Abgleichprozesse von Gewinnen und Verku- 
sten werden alle Akteure versuchen, die Kosten der Austerität und Restruk- 
turierung auf andere abzuwälzen, Diese Versuche, anderen die Last aufzu- 
halsen, führen zu scharfen Verteilungskonflikten und zu einem Muster der 
strategischen Interaktion zwischen Klassen und Sektoren, das stark an das 
»Gefangenendilemma« erinnert. In diesem Spiel mit gemischten Motiven 
müssen sich die Teilnehmer entscheiden, ob sie in der Verfolgung gemein- 
samer Interessen kooperieren oder einen maximalen einseitigen Vorteil an- 
streben. Ein hohes Maß an Unsicherheit über die makroökonomische Poli- 
tik, zusammen mit anhaltenden Zweifeln an der Stabilität des demokrati- 
schen Regimes selbst prägen Gewinne und Verluste der wesentlichen Pro- 
tagonisten - staatlicher Eliten, unternehmerischer Interessen und organi- 
sierter Arbeiter - dergestalt, daß sie den Anreiz für jeden Akteur erhöhen, 
sich fürs »Ausscheren« oder die Nicht-Kooperation als dominante Strategie 
zu entscheiden und zu versuchen, ihre Interessen unabhängig von den Stra- 
tegien der jeweils anderen zu schützen. Obwohl einige Individuen oder 
spezifische Sektoren riesige Gewinne einfahren können, wenn alle kollekti- 
ven Akteure sich absichtlich konfrontativ verhalten, laufen selbst kurzfri- 
stige »Gewinner« Gefahr, zu langfristigen »Verlierern« zu werden. Vom 
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Standpunkt der Gesellschaft als Ganzer wird das wahrscheinliche Ergebnis 
daher suboptimal sein und zu höherer Inflation, geringerer Effizienz der In- 
vestionen, zu stagnierendem Wachstum, größerer sozialer Ungleichheit 
und ziemlich sicher zu einer Eskalation politischer Konflikte führen. > 
Natürlich mögen einige Individuen und spezifische Akteure beträchtliche 
Gewinne einstreichen, indem sie sich weigern, eine niedrigere Inflationsra- 
te als »öffentliches Gut« zu betrachten. In Ländern, die unter endemischer 
Inflation leiden, hängen die Profite vieler Firmen in hohem Maße von fin- 
anzieller Spekulation und nicht von der Produktion und Verwertung von 
Gütern und Dienstleistungen ab. Reiche Einzelsparer und Firmen mit liqui- 
den Mitteln haben mächtige Anreize, nicht zu kooperieren. Tatsächlich 
»spielen« viele der großen Unternehmen mit der Inflation, indem sie ihre 
Strategien und Produktionsstrukturen so wählen, daß sie Einnahmen, wie 
etwa die vorläufig einbehaltenen Umsatzsteuern (manchmal bis zu 60-70% 
des Endverkaufspreises für einige Waren, etwa bei Zigaretten) für kurzfri- 
stige spekulative Investitionen auf Finanzmärkten einsetzen. Für solche 
Firmen Könnte eine wmedrigere Inflation größere Verluste bedeuten. Von 
rhetorischen Bekenntnissen zur liberalen Wirtschafisform abgesehen über- 
rascht es daher nicht, daß einige Firmen und grupos econömicos ein »ratio- 
nales« Interesse daran haben könnten, sich aktiv einer Politik zu widerset- 
zen, die monetäre Stabilität verheißt. 

Die Rationalität von Akteuren unter Bedingungen, die durch ein hohes 
Maß an Verteilungskonflikten geprägt sind, unterstreicht die zentrale Be- 
deutung von Unsicherheit in konkurrenzdemokratischen Systemen. 


»Der Prozeß des Aufbaus einer Demokratie besteht in der Institutionalisierung von Ungewiß- 
heit, der alle Interessen unterworfen werden. In einem autoritären Regime haben einige Grup- 
pen, normalerweise die Streitkräfte, die Fähigkeit zu intervenieren, wann immer das Ergebnis 
eines Konflikts ihrem Programm oder ihren Interessen zuwiderläuft. ... In einer Demokratie ist 
keine Gruppe in der Lage einzugreifen, wenn die Ergebnisse von Konflikten die aus ihrer 
Sicht eigenen Interessen verletzten, Demokratie heißt, daß alle Gruppen ihre Interessen unter 
die Prämisse der Ungewißheit stellen müssen.« (Przeworski 1986, 58; 1988). 


Was ist aus dieser Einsicht für die Frage der Konsolidierung neuer Demo- 
kratien zu folgen? Eine erfolgreiche Konsolidierung wird weitgehend da- 
von abhängen, ob die gewählten Politiker und Politikmacher in der Lage 
sind, die zersetzende Logik des Verteilungskampfs zu entschärfen und so- 


5 Es ist erhellend, daß die spieltheoretische Literatur jene Akteure als »Grünschnäbel« be- 
zeichnel, die angesichts des nichtkooperativen Verhaltens anderer ihrerseits kooperative 
Strategien verfolgen, Theorelisch ist in aufeinanderfolgenden Gefangenendilenpma-Spie- 
len mit einer kleinen Teilnehmerzahl die beste Strategie »tl-Tor-tat«, eine Strategie, die, 
wiederum in der Theorie, zu sozialem Lernen führen könnte, wenn Akteure entdecken, 
daß Kooperation bessere Ergebnisse bringt. Vgl. Lipnowski und Maital (1985). Vgl. a. die 
provokante Analyse des »Schattens der Zukunft« in Axelrad (1984) und die allgemeine 
Diskussion in Tsebelis (1990), 
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ziales Leinen (Kooperation durch aufeinanderfolgende Runden strategi- 
scher Interaktion) zu fördern, indem sie Regeln und Prozeduren schaffen, 
die auf einem ausgehandelten Konsens beruhen, der durch starke und auto- 
nome gesellschaftliche und politische Institutionen gestützt wird. Neokor- 
poratistische institutionelle Arrangements, die aus »gesellschaftlichen Pak- 
ten« bestehen und traditionelle Mechanismen der Repräsentation (wie Par- 
lamente und Parteien) ergänzen sollen, könnten von daher zu stärkerer Ko- 
operation und Lastenteilung führen - den Voraussetzungen für eine erfolg- 
reiche Stabilisierung unter einem demokratischen Regime.$ Unglücklicher- 
weise sind jedoch in Lateinamerika Versuche, »freiwilligex Pakte zu 
schmieden, kläglich gescheitert. Weiterhin waren »hobbesianische Lösun- 
gen«, bei denen gewählte technokratische Eliten in demokratischen Regie- 
rungen versuchen, ohne Verhandlungen mit kapitalistischen Interessen- 
gruppen und den Gewerkschaften neue Spielregeln durchzusetzen (wobei 
formaldemokratische Prozeduren allerdings eingehalten wurden), bisher 
kaum erfolgreicher.’ »Abgestimmte« Regeln oder Prozeduren sind entwe- 
der nicht geschaffen worden, oder aber die Spitzenorganisationen von Ka- 
pital und Arbeit wurden durch mörderische Konflikte zerrissen und hatten 
nicht die Legitimität und die Ressourcen, um ihre Anhänger zu disziplinie- 
ren, jedenfalls viel zu wenig, um der Gegenseite oder dem Staat verläßliche 
Gesprächspartner zu sein. Darüber hinaus wird die Ungewißheit, was den 
künftigen Austausch zwischen den »Partnern« des Pakts angeht, noch ver- 
schärft durch die Krise des Staates und die Schwäche der nationalen Öko- 
nomie gegenüber ausländischen Gläubigern und den Unwägbarkeiten der 
internationalen Märkte. In einem solchen Kontext werden öffentliche und 
private Akteure langfristige Verpflichtungen vermeiden und rational han- 
dein, indem sie kurzfristige Vorteile maximieren. ® 


6 Die Literatur zum Neokorporatismus ist gut bekannt, Für eine Artikelauswahl vgl. 
Schmitter und Lehmbruch (1979), Katzenstein (1985), Panitch (1977). Wie das empini- 
sche Material in Crepaz (1992) zeigt, ist der Korporatismus in Europa immer noeh leben- 
dig. 

7 Die Durchsetzung neuer Regeln bedeutet nicht automatisch eine Rückkehr zur autoritären 
Politik. Im Kontext von Hyperinflation, Rezession, hoher Arbeitslosigkeit usw. werden 
viele Sektoren, manchmal auch die großen politischen Parteien, die im Parlament vertre- 
ten sind, tatsächlich durchgreifende Maßnahmen einer »slarken« Exekutive gutheißen. Zu 
»hobbestanischen Lösungen« kollektiver Handlungsprobleme unter demokratischen Be- 
dingungen vgl. Acuna (1992). 

8 Die relative Schwäche vieler Schlüsselelemente korporatistischer Systeme (bilaterales 
Repräsentationsmonopol, starke Disziplinierung der einfachen Mitglieder durch die Spit- 
zenorganisationen usw.) lrägt zur Erklärung der Vorherrschaft von Situationen bei, die 
dem »Gefangenendilemma« ähneln. Allerdings werden die Voraussetzungen einer strale- 
gischen Kooperation zwischen Antagonisten wie Kapital und Arbeit durch die relativ un- 
erforschte spieltheoretische Situation verdeutlicht, die als »Kampf der Geschlechter« be- 
zeichnet wird. Vgl. Scharpf (1991) für eine klärende Diskussion. 
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Unabhängig von der verfolgten Strategie - sei es ein freiwilliger Pakt, seien 
es nicht ausgehandelte staatliche Maßnahmen - waren die mit der Abstim- 
nung makroökonomischer Zusammenarbeit beauftragten staatlichen Insti- 
tutionen bisher äußerst zurückhaltend, wenn es darum ging, für die Umset- 
zung eines Pakts Teile ihrer Entscheidungsmacht an Unternehmens- oder 
Gewerkschaftsvertreter abzugeben. Absichten hin oder her, die meisten zi- 
vilen Regierungen waren bisher nicht in der Lage, die erforderlichen Ver- 
waltungskapazitäten zu mobilisieren, um Sanktionen gegen Regelverletzer 
durchzusetzen, die vereinbarte Preise, Löhne oder Investitionsziele nicht 
einhielten. Das Scheitern gesellschaftlicher Pakte und die Unfähigkeit poli- 
tischer Parteien und parlamentarischer Mechanismen, gesellschaftliche Er- 
fordernisse zu artikulieren und zu kanalisieren, haben die Konsolidierung 
eines demokratischen Klassenkompromisses verbindert. Letzlich führten 
diese Fehischläge zu einem rückläufigen sozialen Leinprozeß hinsichtlich 
der negativen pay-offs, die von kooperativem Verhalten erwartet werden. 
Dadurch werden partikularistische Strategien ermutigt, die auf die Maxi- 
mierung der Nominallöhne und Profite abzielen, und gegenläufige Anreize 
geschaffen, die zur Eskalation der Trittbreitfahrerkonkurrenz führen: Städt- 
ische Kapitalisten, ländliche Produzenten, Gewerkschaften und die Mittel- 
klassen versuchen allesamt, die Kosten der Stabilisierung und strukturellen 
Anpassung auf die jeweils anderen, auf nicht organisierte Gruppen oder auf 
den Staat abzuwälzen (Smith 1992). 

Dieses Muster strategischer Konflikte zwischen den bedeutendsten kollek- 
tiven Akteuren macht eine zentrale Lebenstatsache in vielen neuen (und 
alten) Demokratien deutlich, die marktorientierte Reformen durchführen: 
die Stärkung des privaten Kapitals (das beträchtliche Vetomacht über die 
makroökonomische Politik innehat) und die korrespondierende Schwä- 
chung der staatlichen Fähigkeit, die Wirtschaft zu regulieren bzw. in Klas- 
sen- und sektoralen Konflikten zu vermitteln.? Die privilegierte Position 
des Kapitals wird verdeutlicht durch den vom Ambito Financiero (eine 
führende Finanzzeitung aus Buenos Aires) so genannten »Marktputsch«, 
eine neue Form der politischen Destabilisierung, die häufig zu durchgrei- 
fenden Umbesetzungen im wirtschaftlichen Expertenstab der Regierung 
führt und/ oder größere Strategieverlagerungen im Sinne der Unterneh- 
mensforderungen erzwingt. Marktputsche werden normalerweise 

»durch Spekulanten verursacht, ... weil sie die ersten sind, die bemerken, daß [Devisen-] Re- 
serven verioren gehen, daß in exzessivem Ausmaß ungedecktes Papiergeld gedruckt wird, daß 


9 Vgl). Erieden (1991) für eine anregende Erklärung der Rolle verschiedener Typen Skono- 
mischer Ausstattungen und verschiedener Ebenen des Klassenkampfs bei der Formung 
von unternehmerischen Strategien und der staatlichen Politik der Stabilisierung und struk- 
turellen Anpassung. 
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mehr Staatsbedienstete eingestellt werden, die feststellen, ob es Korruption gibt oder nicht, ob 
die Staatsausgaben reduziert werden oder nicht, Der Vorteil dieses Mittels, Veränderungen der 
staatlichen Politik oder des wirtschaftlichen Expertenstabs zu erzwingen, isı, daß ein 'Markt- 
putsch’ demokratiseh ist und ohne Militär auskommu« (Ambito Financiero 1989). 


3. Pfade der neoliberalen Restrukturierung 


Grob gesagt ist genau dies in Argentinien und Brasilien geschehen. Die 
Bemühungen ziviler Regierungen unter Radl Alfonsin (1983-89) und Jose 
Sarney (1985-90) um eine neokorporatistische Abstimmung der heterodox 
geprägten makroökonomischen Politik mit staatlichen Bliten, Unterneh- 
mensinteressen und Gewerkschaften sind kläglich gescheitert. Alfonsin wie 
Sarney verfolgten Strategien, die rhetorisch und symbolisch einem »frei- 
willigen« Bündnis mit Kapital und Arbeit verpflichtet waren. In Wirklich- 
keit allerdings war die Umsetzung der Plänc von Austral und Cruzado zur 
Bekämpfung der Inflation mittels einer hetcrodoxen Politik näher an der 
»hobbesianischen Lösung« staatlich durchgesetzter Regeln und makroöko- 
nomischer Politik, ohne Verhandlungen mit Kapital oder Arbeit (Smith 
1989b; Acuna 1989, 1992). Im Hinblick auf das niedrige Niveau der politi- 
schen Institutionalisierung standen das Parteiensystem und parlamentari- 
sche Mechanismen der Interessensartikulation und -aggregation unter star- 
kem Druck, das politische Vakuum auszufüllen. Dieses institutionelle 
Scheitern ebnete in beiden Ländern den Weg für den Einsatz orthodoxer 
wirtschaftlicher Maßnahmen, deren soziale und politische Konsequenzen 
zu den ernsten Problemen der demokratische Regierungsfähigkeit beitru- 
gen (Smith 1990; Sola 1989). 

Carlos Menem trat die argentinische Präsidentschaft 1989 bei einer galop- 
pierenden Inflationsrate von monatlich 200% an. Menem forderte seine 
Mitbürger auf, sich auf eine »strenge, kostenträchtige und tiefgreifende 
Anpassung« vorzubereiten, die eine »große Operation ohne Betäubung« er- 
fordere. Zunächst kam es zu einer neuen Runde der Hyperinflation, dann 
zur »Iyperrezession«, der eine prekäre Geldstabilität mit einer recht 
bescheidenen Wiederbelebung bestimmter Wirtschaftssektoren folgte. In 
der Konsequenz wurden durch eine regressive Einkommensumverteilung 
und eine Senkung des Lebensstandards für die Mehrheit der Bevölkerung 
die oberen Einkommensschichten bereichert, während eine wachsende 
Konzentration der Kontrolle über die Produktionsmittel lokalen grupos 
econömicos und ihren transnationalen Partnern zugutekamen. Trotz der ho- 
hen sozialen Kosten stärkte der Sieg über die Hyperinflation kurzfristig die 
Populartät Menems und der peronistischen Partei (Smith 1992). 

In Brasilien folgte dem hyperinflationären Debakel am Ende der Amtsperi- 
ode Sarneys der autokratische Politikstil der Regierung von Fernando 


Collor de Mellto, die häufig die verfassungsrechtlich dubiosen sogenannten 
»provisorischen Maßnahmen« mißbrauchte. Die Regierung Collor hatte 
keinen Erfolg bei der Stabilisierung, während die Privatisierungsbemühun- 
gen und die Handelsliberalisierung aufgrund der Opposition gewisser Ge- 
schäftsinteressen, bürokratischer Inkompetenz und angeblicher Amtskor- 
ruption seitens des Präsidenten und seiner Gefolgschaft behindert wurden. 
Das Scheitern der als Collor I und Collor II bekannten Wirtschaftspläne, 
das mit dem Wiederanstieg der Inflation auf monatliche Raten von 20% 
und mehr offensichtlich war, führte zum krassen Verlust der ursprüngli- 
chen Popularität der Regierung (Crabiree 1991). In der Folge stieg der 
Druck seitens der Bevölkerung, die Verfassung von 1988 durch ein natio- 
nales Plebiszit zu reformieren, in der Hoffnung, daß der Übergang zu ei- 
nem parlamentarischen Regime zu größerer politischer Stabilität und Ko- 
härenz der makroökonomischen Politik führen werde. 

Der Pfad in Richtung Neoliberalismus verlief in anderen Ländern etwas an- 
ders. In Chile wurde der Neoliberalismus mit Waffengewalt unter der Dik- 
tatur Pinochets durchgesetzt (Silva 1992). Allerdings verdeutlichen die ma- 
kroökonomischen und sektoralen Politiken des christdemokratischen Präsi- 
denten Patricio Alwyn, daß die verführerische (und zwingende) Macht des 
neoliberalen Denkens in der nachautoritären Periode weiterbesteht, selbst 
in einer Koalitionsregierung, in der Mitte-Links-Kräfte vertreten sind (Ver- 
gara 1992). Stetiges ökonomisches Wachstum, eine niedrige Inflation und 
die starke Unterstützung der Regierung Alwyn bei den Wahlen Zeichnen 
Chile als Musterbeispiel demokratischer Herrschaft mit liberaler Wirt- 
schaftspolitik aus. In Mexiko hat die Regierung Carlos Salinas de Gotari 
von der Partei der institutionellen Revolution (PRD) bedeutende Wirt- 
schaftsreformen mittels staatlich arrangierter »Solidaritätsbündisse« duxch- 
geführt, wobei der größte Teil der Kosten von den Arbeitern, Bauern und 
Sektoren der Mittelklasse getragen wird. Die grundlegenden Prioritäten 
dieser eher staatskorporatistischen Vartante der Politikabstimmung sind die 
Erlangung eines neuen und daverhafteren makroökonomischen Gleichge- 
wichts sowie Neuverhandlungen über die Außenschulden, wobei die Priva- 
sierung von Staatsunternehmen und die Förderung ausländischer Investi- 
tionen ebenfalls mit Kräften verfolgt werden. Das Herzstück der mexikani- 
schen Politik der Finanz- und Handelsliberalisierung ist das vorgeschlage- 
ne »Nordamerikanische Freihandelsabkommen« mit den Vereinigten Staa- 
ten and Kanada. Eine bescheidene ökonomische Wiederbelebung und dra- 
stisch reduzierte Inflationsraten wurden erreicht, dies jedoch um den Preis 
schärfer werdender klassenförmiger und regionaler Disparitäten. Sicherlich 
ist die Regierbarkeit wieder hergestellt, aber die Auswirkungen der neoli- 
beraten Reformen auf die politische Liberalisierung und schließliche De- 
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mokratisierung des hochflexiblen und anpassungsfähigen mexikanischen 
Autoritarismus sind bestenfalls zwiespältig (Heredia 1992; Haber 1992). 
Der Einzug neoliberaler Politik in Venezuela kommt von unvermuteter 
Seite, nämlich infolge der Wiederwahl des einst ausgabefreudigen Präsi- 
denten Carlos Andres P£rez von der sozialdemokratischen Acefon Demo- 
erdtica, Unter Druck seitens der US-Regierung und den internationalen 
Gläubigern Venezuelas, führte die Regierung P£rez eine Reihe marktorien- 
tierter Reformen durch, die zur Wicderherstellung eines raschen Wirt- 
schaftswachstums führten (9,2% im Jahr 1991), aber auch zu verbreiteter 
Korruption und verschärften sozialen Ungleichheiten beitrugen. Die wach- 
senden politischen Spannungen brachen schließlich 1992 im Versuch eines 
Militärputsches mit rechtspopulistischen Untertönen auf. Obwohl er 
schnell niedergeschlagen wurde, sind der Putsch und der zunehmende 
Druck seitens der Bevölkerung, die Wirtschaftreformen aufzugeben, symp- 
tomatisch für die potentielle Verheerung selbst lange Zeit institutionalisier- 
ter politischer Systeme durch die neoliberale Politik; tatsächlich erinnern 
die Ereignisse in Venezuela dramatisch an die Gefahren einer »Dekonsoli- 
dierung« der Demokratie (IRELA 1992). 

Die Umsetzung neoliberaler Politik in den Zentralanden kam in Bolivien 
unter Victor Paz Estenssoro (1985-88) und seinem Nachfolger, Jaime Paz 
Zamora, rasch voran, während es mit marktorientierten Reformen in Ecua- 
dor unter Leön Febres Cordero (1984-88) und Rodrigo Borja (1988-92) 
etwas gemächlicher ging. Allerdings könnte die Wahl von Sixto Durän 
Bellen im Juli 1992, einem den Unternehmern nahestehenden Konservati- 
ven, neue Bemühungen um rasche ökonomische Liberalisierung signalisie- 
ren. In Peru wurden erste Schritte in Richtung Marktreformen unter Fern- 
ando Belaünde Terry (1980-85) durch die heterodoxe Administration von 
Alain Garcia (1985-90) unterbrochen, allerdings nur, um mit neuem Elan 
in der Form des »Fujischocks« von Alberto Fujimori nach dessen überra- 
schendem Wahlsieg von 1990 wiederaufgenommen zu werden (Conaghan, 
Malloy und Aubgattas 1990; Pastor und Wise 1992). 

Die vielfältigen Spannungen zwischen demokratischer Regierung und ra- 
dikalem Neoliberalismus kulminierten im April 1992 in einer Krise, als 
Fujimori die Verfassung außer Kraft setzte und das Parlament und die 
Rechtsprechung lahmlegte. Obwohl die Kämpfe gegen den Drogenhandel 
und den Sendero Luminoso mehr öffentliche Aufmerksamkeit gefunden 
haben, trat ein wesentliches Motiv des vom Militär unterstützten Putsches 
in Fujimoris frontalen Angriffen auf den Kongreß und die Oppositionspar- 
tejen und damit auf die Demokratie selbst zutage, welche er beschuldigte, 
die radikalen ökonomischen Reformen der Exekutive zu blockieren. Der 
zivil-militärische Coup in Peru ist nur ein extremes Beispiel für einen be- 
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unruhigenden Trend in den Zentralanden zur »starken Präsidentschaft« mit 
unmißverständlich autoritären Untertönen (Conaghan 1992). Tatsächlich 
wurde vermerkt, daß die Affinität von autokratischem Politikstil und dem 
»Konsens von Wasbington« über marktorientierte Reformen »dazu führt, 
die repräsentativen Institutionen zu untergraben, die Politik zu per- 
sonalisieren und ein Klima zu erzeugen, in der Politik auf Vorgaben redu- 
ziert wird, auf das Verlangen nach deren Einlösung. Selbst wenn neolibe- 
rale Reformpakete ökonomisch in Ordnung sind, führen sie häufig zu einer 
Voodoo-Politik« (Bresser Pereira, Maravall und Przeworski 1992), 


4. Neoliberalismus, Privatisierung des Staates und »Klitisierung dex 
Politik« 


Obwohl der neoliberalen Restrukturierung unbestreitbar eine gewisse Lo- 
gik eignet und sie gewiß durch die »Weltordnung nach dem Kalten Krieg« 
und die gegenwärtigen Transformationen der Weltwirtschaft begünstigt 
wird, bleiben die sozialen Folgen und die politischen Implikationen dieser 
Projekte höchst kontrovers (Vacs 1992). 

Die in den vergangenen Jahren zu verzeichnende drastische Erosion der 
Fähigkeit lateinamerikanischer Staaten, die inneren Kosten der zunehmend 
prekären Eingliederung ihrer Ökonomien in das sich rasch wandelnde in- 
ternationale wirtschaftliche Umfeld zu dämpfen, ist für die Erklärung der 
offenbar unerschöpflichen Dynamik neoliberaler Reformen absolut zentral. 
Dies heißt allerdings nicht, daß »interne« Faktoren keine Rolle spielen. Die 
innenpolitische Durchsetzbarkeit von marktorientierten Reformen wird in 
hohem Maße von folgenden Faktoren abhängen: (1) von der sich ändern- 
den Machtbalance in den Beziehungen von Staat und herrschenden ökono- 
mischen Gruppen innerhalb der Unternehmerklasse und (2) von der Fähig- 
keit der Mittelklassekonsumenten, der Gewerkschaften und der Basisbewe- 
gungen, zusammen mit den schwächeren Fraktionen des städtischen und 
ländlichen Kapitals, die Übernahme der riesigen sozialen Kosten zu ver- 
weigern, die durch die permanente Schrumpfung des Staates und den Ver- 
such entstehen, uneingeschränkt konkurrenzfähig in die Weltwirtschaft ein- 
zutreten. 

Betrachtet man das Verhältnis von Staat und geselischaftlicher Macht, 
stößt man auf einen schlagenden Widerspruch. Einerseits verlangen neoli- 
berale Rezepte die Eindämmung des Staates und eine Schwächung der 
staatlichen Mechanismen makroökonomischer Regulation; andererseits 
muß der Staatsapparat (obwohl er personell neu besetzt ist und die zentra- 
len Politiknetzwerke an kapitalistische Interessen geknüpft sind) zusätzh- 
che Aufgaben (für die es wenig gesellschaftliche Legitimation gibt) zur 


Stützung des marktgetriebenen Akkumulationsmodells übernehmen. Tat- 
sächlich könnte eine größere wirtschaftliche Autonomie durchaus nicht we- 
niger, sondern mehr Autonomie gegenüber den unmittelbaren Forderungen 
spezifischer unternehmerischer Interessengruppen erfordern, obwohl diese 
erweiterte Autonomie, um wirksam zu werden, in ausgedehnte öffentliche 
und private Politiknetzwerke »eingebeitet« sein muß. Desgleichen könnte 
eine strengere Orthodoxie nicht auf weniger, sondern auf mehr staatliche 
Koordination und Führung des privaten Sektors hinauslaufen, sowie auf 
eine wirksamere administrative Macht, die in den Händen von staatlichen 
Managern und technokratischen Eliten konzentriert ist.!® Kurz, trotz der 
Vorherrschaft antistaatlicher Rhetorik muß der Staat in dieser Periode 
schneller Transformationen unweigerlich eine stärkere Rolle spielen. Wird 
der Staat aber, sobald ein neues »Gleichgewicht« erreicht ist, stärker oder 
schwächer sein als vor der neoliberalen Revolution? Vermutlich wird er 
sowohl stärker als auch schwächer sein, je nach der spezifischen Pro- 
blematik, um die es geht. Z.B. wird der entstehende neoliberale Staat si- 
cherlich viele seiner traditionellen »unternehmerischen« Funktionen über 
Bord werfen, die mit dem unmittelbaren Eigentum an produktiven Unter- 
nehmen verbunden sind; in diesem Sinne wird der Staat »schwächer« sein. 
Umgekehrt, wenn die gewählten Politiker und ihre technokratischen Ver- 
bündeten es vermeiden wollen, die Übergangskrise mit den entsprechenden 
sozialen und politischen Kosten ins Unabsehbare zu verlängern, muß sich 
ein neuer Modus staatlicher Regulation herausbilden, in der die staatlichen 
Autoritäten über eine größere Macht und Kompetenz verfügen, die Funk- 
tion des Marktes zu überwachen, die technische Modernisierung zu fördern 
und kompensatorische Sozialpolitik umzusetzen, 

Worin bestehen, über die Frage der Stärke und Fähigkeiten des Staates hin- 
aus, die politischen Erfordernisse erfolgreicher neoliberaler Reformen? Un- 
abhängig von den Besonderheiten der Wahlsysteme und institutionellen 
Formen (Präsidial- vs. Parlamentsdemokratie)!! ist klar, daß die Koexi- 
stenz von neoliberaler Restrukturierung und demokratischen Verfahren zu- 
mindest erfordert, daß die Exekutive eine verläßliche Mehrheit im Parla- 


10 Die ostasiatischen »Tiger« sind interessante Beispiele stark interventionisiischer aber 
»warktfreundlicher« Staaten. Vgl. Evans (1992) und Doner (1992). 

1} Politökonomische Analysen mißachten häufig die Debatte über die relativen Vorteile und 
Nachteile präsidialer gegenüber parlamentarischen Regimes. Die Regimelrage ist jedoch 
potentiell von Bedeutung, weil verschiedene institutionelle Arrangements sich in ihrer 
Fähigkeit beträchtlich unterscheiden können, kontraproduktive Anzreizmuster zu be- 
kämpfen und politische Strategien gegen den Widerstand mächtiger ökonomischer Inter- 
essen durchzusetzen. Vgl. Linz und Valenzuela (1992) für eine institutionalistische Per- 
spektive, die die Überlegenheit des Parlamentarismus für die Krisenbewältigung in La- 
teinamerika verteidigt. 


ment für ihre Reformvorhaben irgendwie gewinnen und dann halten muß. 
Was bedeuten neoliberale Projekte, selbst wo dies möglich war, für die 
demokratische Verantwortung von Entscheidungen und institutionelle 
»checks-and-balances«? Und inwiefern führen sie zur Neubestimmung 
fundamentaler Beziehungen zwischen Staat und Markt? Grob verallgemei- 
nert gesagt beschleunigen neoliberale Projekte - ob erfolgreich oder nicht - 
drei Tendenzen: (1) die fortschreitende Unterordnung staatlicher Politiken 
unter die Logik von Marktkriterien; (2) eine durchgängige »Privatisierung« 
staatlicher Macht durch die Erosion der Autonomie gewählter Politiker und 
ihrer Parteien; und (3) die Verstärkung der strukturellen Macht der führen- 
den Sektoren der Unternehmerklasse. 

Natürlich begrüßen die dominierenden Spieler im privaten Scktor den Ein- 
satz marktorientierter Strategien und die Vorherrschaft einer Exekutive, die 
gegenüber der parlamentarischen Kontrollinstanz nicht rechenschafis- 
pflichtig und von der Logik der Wahlkonkurrenz befreit ist. Heißt dies, daß 
die unternehmerischen Interessen sich wohlwollend auf die offiziellen 
Pläne für eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit nach außen einlassen 
werden? Nicht unbedingt. In den erfolgreicheren Fällen der Staats- und 
Marktreform, z.B. in Mexiko und Chile, haben einige Kapitalisten positiv 
auf die Wirtschaftsreform reagiert, indem sie die Investitionen erhöhten 
und Fluchtkapital wieder ins Land brachten. Werden sie jedoch in eine Si- 
tuation gebracht, in der sie keine eindeutigen Wettbewerbsvorteile zu er- 
warten haben, dann werben mexikanische und chilenische Unternehmer 
weiterhin für staatliche Subventionen, Zollschranken usw. Dies heißt, daß 
Unternehmer so lange auf der Seite des Freihandels sind, bis ihre Interes- 
sen eine andere Sprache sprechen. Darüber hinaus verdeutlicht die argenti- 
nische Erfahrung die schr reale Möglichkeit, daß selbst jene industriellen 
Kapitalisten, die sich eine Nische in den Weltmärkten erobern können, äus- 
serst ungern ihre Erwartungen und Verhaltensweisen ändern (Acuna 1991). 
Tatsächlich haben die herrschenden industriellen, finanziellen und Agrar- 
produkte exportierenden Sektoren der Unternehmerklasse in der gesamten 
Region beharrlich ihre privilegierte Position und größere strukturelle 
Macht eingesetzt, indem sie verlangten, die antistaatliche Rhetorik sofort 
durch konkrete Taten einzulösen. Das betraf insbesondere folgende Punkte: 
(1) die Reduktion des Haushaltsdefizits; (2) das Ende der Preiskontrollen; 
(3) die Einführung eines günstigen Wechselkursregimes; und (4) einen här- 
teren Umgang mit den Gewerkschaften. In der Tat bezeichnet der ideolo- 
gische Diskurs der dynamischsten Elemente der haute bourgeoisie unwei- 
gerlich staatliche Intervention und Management der Ökonomie als ein 
Übel, das rücksichtslos ausgelöscht werden muß. Dennoch ist es ein 
Axiom, daß spezifische Firmen und Repräsentanten eben dieser Sektoren 
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(besonders jene, die in der besten Position sind, um die Gewinne aus finan- 
ziellen Spekulationen einzustreichen oder die von staatlicher Begünstigung 
abhängig sind, was fiskalische Anreize und Großzügigkeit bei der Vergabe 
lukrativer Staatsaufträge angeht) ihre eigenen Forderungen nach staatlicher 
Unterstützung als vollkommen gerechtfertigt, ja als die Verkörperung wirt- 
schaftlicher Rationalität selbst darstellen. Staatliche Interventionen zugun- 
sten von Verbrauchern, Lohnabhängigen, Armen oder selbst »weniger effi- 
zienten« Unternehmensinteressen werden dagegen als »Subventionsver- 
schwendungen« verurteilt, die sofort einzustellen seien. Das internationale 
Umfeld, darunter die Pressionen seitens IWF, GATT und Regierungen ent- 
wickelter Länder, legitimieren diesen inzwischen hegemonialen Diskurs 
noch mehr und bewirken eime Verstärkung des antistaatlichen Impulses der 
gegenwärtig betriebenen Reformen. 

In langfristiger Perspektive können mehrere alternative Szenarien ins Auge 
gefaßt werden.!Unter der Annahme, daß die Schuldenkrise weiterhin an 
Schärfe verliert und daß die Märkte der fortgeschrittenen kapitalistischen 
Ökonomien grundsätzlich offen bleiben für die lateinamerikanischen Indu- 
strie-, Mineral- und Primärprodukte, könnte ein Szenario mit »erfolgrei- 
chen« Reformen des Staatsapparats, einer Deregulierung der Wirtschaft 
bzw. einer Liberalisierung des finanziellen und kommerziellen Sektors zu 
einem makroökonomischen Gleichgewicht führen, das privaten Investitio- 
nen und einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum förderlich wäre. Nach 
einer Zeit der »Opfer«, die den Beschäftigten und der einfachen Bevölke- 
rung durch den Staat und die herrschenden Unternehmenssektoren während 
des Anpassungsprozesses auferlegt wurden, könnten die sozialen Bedürf- 
nisse durch eine kompensatorische Politik allmählich in Angriff genommen 
werden. Einhergehend könnte die Vertiefung der marktorientierten Refor- 
men nach und nach die traditionellen gesellschaftlichen Spaltungen verän- 
dern und zu einem erneuerten Parteiensystem führen, das veränderte gesell- 
schaftliche und ökonomische Konstellationen widerspiegelt. Möglich ist, 
daß eine Entpolitisierung der Debatten um die Grundzüge der Politik, zu- 
sammen mit der Konkurrenz um Wählerstimmen innerhalb der institutio- 
nellen Grenzen der entstehenden neoliheralen Ordnung, zur Stabilität und 
Legitimität demokratischer Politik beitragen werden. 


12 Die folgende schematische Diskussion verdankt vieles den laufenden Auseinandersetzun- 
gen mit Carlos Acuna vom Centro de Estudios de Estado y Sociedad. Wir bereiten gegen- 
wärbig eine (heoretische Arbeit über neoliberale Restrukturierung und alternative Szena- 
rien für das Buch zu der Konferenz über »Demokratie, Märkte und strukturelle Reformen 
in Lateinamerika«, die jüngst in Buenos Aires stattgefunden hat und von uns ausgerichtet 
wurde, vor. 
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Das Scheitern der marktorientierten Reformen könnte dagegen zu einem 
eher »katastrophischen« Szenario der Staatsschrumpfung führen, das die 
Fähigkeit des staatlichen Sektors, die zentrale Infrastruktur aufrechtzuer- 
halten und die Mindestbedürfnisse der Armen und der marginalen Sektoren 
zu decken, ernsthaft beeinträchtigt. Gleichermaßen könnte die Einschrän- 
kung der staatlichen Fähigkeit, das privatwirtschaftliche Verhalten zu re- 
gulieren, die Entwicklung hochkonzentriener Märkte und finanzieller Spe- 
kulation begünstigen, während es gleichzeitig nur zu langsamem und spo- 
radischem Wachstum kommt. Dies wiederum würde zum fortschreitenden 
Zesfall geseilschaftlicher Netzwerke und zur Erosion kollektiver Identitä- 
ten und politischer Solidaritäten führen. Obwohl jene irgendwann in einem 
Prozeß der Verbürgerlichung entstehen könnten, ist es auch möglich, daß 
der Ausschluß von Arbeitern und Angestellten vom formellen Arbeits- 
markt zu tieferer Anomie und zum massenhaften Rückzug der Bürger aus 
der Wahlarena wie auch aus der Politik konventioneller Interessengruppen 
führen könnte.)3 Wachsendes soziales Chaos in den riesigen verarmten 
Städten der Region - eine Art »niedrigintensiver«-Bürgerkrieg - könnte so- 
wohl religiöse wie säkulare soziale Heilsbewegungen hervortreiben und zu 
gesellschaftlichen Eruptionen und systemfeindlichen Bewegungen führen. 
Unter diesen Umständen könnte die Neigung zu demokratischen Verfahren 
auf Seiten der Streitkräfte und der Unternehmer in Frage gestellt werden. 
Obwohl unwahrscheinlich, können künftige Putschversuche wie in Vene- 
zuela oder aufogolpes wie in Peru nicht völlig ausgeschlossen werden. !# 
Selbst unter demokratischen Regierungen könnte allerdings ein Anwachsen 
von offizieller und »privater« Gewalt und Repression (über das erschrek- 
kende Niveau hinaus, das in vielen Ländern schon als »normal« gilt) ein 
integraler Bestandteil des Alltagslebens großer Teile der Bevölkerung in 
der neuentstehenden neoliberalen Ordnung werden. 

Man kann sich natürlich qualitativ eigenständige Szenarien vorstellen, etwa 
die Herausbildung neuer, noch in den Anfängen steckender historischer 
Konfigurationen, in denen soziale Bewegungen und eine wiedererstarkte 
demokratische Linke noch einmal die Banner der geselischafllichen und 
wirtschaftlichen Gerechtigkeit hissen und versuchen, die Logik der Demo- 
kratie über das Terrain politischer Wahl hinaus zu erweitern. Allerdings 
scheinen solche Überlegungen in der gegenwärtigen historischen Situation, 


!3 Vel. Zermeno (199}) für eine anregende Untersuchung dieser Fragen anhand des mexika- 
nischen Falles. 

14 Die Flexibilität und Nartnäckigkeit demokratischer Regierungen im Umgang mit ökono- 
mischen Krisen ist häufig unterschätzt worden. Für eine Neneinschätzung vol. Remmer 
(1990, 1991), Vgl. die Diskussionen zum strategischen Bigeninteresse an demokratischer 
Stabilität auf Seiten des Militärs und der Unternehmer in Acuna und Smulovitz (1991). 
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unter der Hegemonie des »stummen Zwangs der Marktkräfte« utopisch. ! 
Weniger radikale Alternativen mögen vorstellbar sein, darunter etwa ein 
Szenario, in dem eine Mitte-Links-Regierung mit Unterstützung der Ge- 
werkschaften versuchen könnte, marktorientierte strukturelle Reformen 
durchzuführen. Der Erfolg dieser »sozialdemokratischen« Alternative be- 
ruht auf der Verwirklichung von drei zentralen Forderungen. 


»Erstens muß «ie Sozialpolitik ausgearbeitet sein und eingeselzt werden, sobald mit der Stabi- 
lisierungs- oder Liberalisierungspolitik begonnen wird, Zweitens muß das gesamte Reformpa- 
ket effizient sein in dem Sinne, daß es die sozialen Kosten minimiert, und es muß auf das Ziel 
einer Neubelebung des Wachstums zugeschnitten sein, Schließlich sollten Reformprogramme 
im politischen Wechselspiel repräsentativer Organisationen innerhalb des Rahmens repräsen- 
tativer Institutionen formuliert und durehgesetzt werden. ... Soll die Demokratie konsolidiert 
werden, d.h. sollen alle politischen Kräfte lernen, ihre Forderungen und Konflikte imerhalb 
des Rahmens demokratischer Institutionen zu kanalisieren und zu organisieren, müssen diese 
Institutionen eine wirkliche Rolle in der Ausarbeitung und Umsetzung politischer Strategien 
Spielen, die ihre Lebensbedingungen beeinflussen.« (Bresser Pereira, Maravall und Przeworski 
1992719 


Spanien unter der pragmatischen Führung von Felipe Gonzälez und der So- 
zialistischen Partei ist ein Beispiel für die Möglichkeiten dieses Szenarios. 
Es gibt allerdings beträchtliche Zweifel, ob die Konstellation von Faktoren, 
die den Übergang in Spanien ermöglicht hat, im heutigen Lateinamerika zu 
finden ist.17 

Auf einer eher entmutigenden, vielleicht jedoch realistischeren Ebene läßt 
der Großteil der zugegebenermaßen skizzenhaften Analyse vermuten, daß 
die strukturellen Reformen, die durch die Zivilregierungen der Nachüber- 
gangsperiode eingeleitet wurden, die Durchsetzung eines exklusiven Akku- 
mulationsmodells und die Ersetzung der inzwischen bankrotten »staatszen- 
tierten Matsix« durch eine neue »marktzentrierte Matrix« beschleunigt ha- 
ben. Marktorientierte Reformen haben schon jetzt zu tiefgreifenden und 
wahrscheinlich irreversiblen Transformationen des Staates, der »civil so- 
ciety« und der politischen Ökonomie geführt, Während diese Transforma- 
tionen zwar schließlich zur Herausbildung einer effizienteren und dynami- 
scheren Wirtschaft führen mögen, werden sie vermutlich die Bildung cines 


15 Zur gegenwärtigen Lage der lateinamerikanischen Linken vgl, Cavarozzi (1991); Casta- 
neda (1992), NACLA (1992), 

16 Vgl. CEPAL (1990, 1992) für umfangreiche Bemühungen, eine alternative Entwieklungs- 
strategie auszuarbeiten, bei der Gleichheit ein Primärziel darstellt, zusätzlich zur orthodo- 
xen Fixierung auf Anpassung, strukturellen Wandel und Konkurrenzfähigkeit nach außen. 
Vgl. auch Teitel (1992) zu neueren Überlegungen führender lateinamerikanischer Ökono- 
men zu alternativen Entwicklungsstrategien. 

17 Wie bekannt, wurde der Übergang in Spanien nicht nur durch den Pacto di Moncloa er- 
leichtert, der die Regierbarkeit während einer kritischen frühen Phase der postfranguisti- 
schen Periode sicherstellte, sondern auch durch die Rolle der Krone, die Attraktivität der 
wirtschaftlichen Integration in die Europäische Gemeinschaft und die Möglichkeit geopo- 
Hüscher und militärischer Kooperation mit der NATO, 


90 William C. Smith 


breiten demokratischen Klassenkompromisses verhindern, der auf extensi- 
ver Koordination zwischen staatlichen Eliten, Unternehmern und Gewerk- 
schaften beruhen würde. Dies heißt allerdings nicht, daß die von den neo- 
liberalen Reformen hervorgebrachten Transformationen unvereinbar sind 
mit dem Überleben und schließlich vielleicht der Konsolidierung einer de- 
mokratischen politischen Ordnung. Die Frage lautet, welcher Typus eines 
demokratischen Systems entstehen könnte. 

Die spezifischen institutionellen Merkmale und die gesellschaftlichen Fun- 
damente der demokratischen Regimes nach dem Übergang im Lateinameri- 
ka der 90er Jahre werden sich beträchtlich voneinander unterscheiden, und 
es wäre unsinnig, eine herrschende Tendenz oder die Herausbildung eines 
typischen Musters vorauszusagen.!® Während im Lauf der Zeit alle Länder 
durch die Erfordernisse marktorienterter Reformen verändert werden, wird 
es immer nutzloser, sich eine gemeinsame Zukunft der lateinamerikani- 
schen Gesellschaften vorzustellen. Tiefgreifende Veränderungen der ge- 
sellschaftlichen und ökonomischen Strukturen sind Vorboten wachsender 
politischer Vielfalt. Tatsächlich sind verschiedene Länder inzwischen auf 
Wesen, die nacheinander - oder vielleicht gleichzeitig - nicht zu einem ein- 
zigen, sondern zu mehreren Szenarios führen. Troiz dieser regionalen Viel- 
falt zeigen die hier schematisch diskutierten politischen Strategien und Ent- 
wicklungen - Stärkung der Marktmechanismen, Erosion der staatlichen Re- 
gulationsfähigkeit und Kastration der politischen Parteien, sozialen Bewe- 
gungen und kollektiven Akteure (besonders jener, die die Interessen der 
unteren Klassen repräsentieren) - daß sich Lateinamerika unter dem außer- 
ordentlichen Druck, wettbewerbsmächtiger in die Weltwirtschaft einzu- 
klinken, sich auf einen Entwicklungspfad begeben hat, der sich fundamen- 
tal von bisher Bekanntem unterscheidet. Wenn diese Hypothese wenigstens 
annähernd richtig ist, wird die neu entstehende politische Ordnung, obwohl 
liberal und demokratisch, zu Gesellschaften gehören, die stark elitistisch 
und sozial relativ regressiv sind. 
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Aus dem Amerikanischen übersetzt von Klaus Fritz 


Heribert Dieter 


Probleme der Kooperation zwischen asiatischen und 
angelsächsisch geprägten Ländern im asiatisch- 
pazifischen Wirtschaftsraum 


Der asiatisch-pazifische Wirtschaftsraum hat seit geraumer Zeit einen ho- 
hen Stellenwert in der Diskussion über die Veränderungen der Weltwirt- 
schaft. Allerdings wird die Region häufig in stark vereinfachender Weise 
mit der EG oder Nordamerika verglichen, ohne daß auf die Widersprüche 
innerhalb des Pazifischen Beckens in ausreichender Form hingewiesen 
wird. Dieser Vergleich verkennt die Probleme, die es bei der Schaffung ei- 
ner pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft geben wird. 

Ziel dieses Aufsatzes ist es, auf zwei zentrale Problemfelder bei der Schaf- 
fung einer asiatisch-pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft hinzuweisen: 
Zum einen gehören zum Pazifischen Becken grundverschiedene Länder in 
schr stark voneinander abweichenden Stadien der Entwicklung. Um die 
Divergenzen zwischen den Ländern der Region verstehen zu können, soll 
im ersten Abschnitt eine Analyse der Struktur des Pazifischen Wirtschafts- 
raumes erfolgen. Neben der Herausarbeitung der stark voneinander abwei- 
chenden wirtschaftlichen Strukturen ist es wesentlich, die Refevanz der 
einzelnen Ökonomien nicht aus dem Auge zu verlieren: Betrachtet man le- 
diglich Fluß-, nicht aber auch Bestandsgrößen, besteht die Gefahr einer 
verzerrten Analyse. Zum Beispiel ist Singapurs Wirtschaftswachstum 
zweifellos beeindruckend und weist das Land als eine dynamische Volks- 
wirtschaft aus. Das Bruttoinlandsprodukt machte jedoch 1990 lediglich 
6,0% der Wirtschaftsleistung Kanadas aus. Die Bedeutung der einzelnen 
Ökonomien für die Region soll daher zu Beginn des Aufsatzes betrachtet 
werden. Im ersten Abschnitt wird darüber hinaus die Struktur des Handels 
in der Region untersucht: Intensivere Kooperation bedeutet in der Regel 
zunächst verstärkten Handel zwischen den einzelnen Ländem. Um die 
Chancen einer asiatisch-pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft einschätzen 
zu können, muß man die heutige Struktur des Handels in der Region ken- 
nen. 

Der zweite Problembereich betrifft die unterschiedlichen Wirtschaftsstile. 
Im Pazifischen Becken existieren, vereinfachend gesagt, zwei völlig ver- 
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schiedenartige Staats- und Wirtschaftssysteme: Auf der einen Seite stehen 
die angelsächsisch geprägten Staaten, die durch die Forderung nach weit- 
gehenden Entfaltungsmöglichkeiten von Individuen in Gesellschaft, Politik 
und Wirtschaft gekennzeichnet sind. Demokratien unterschiedlicher Güte 
und mehr oder weniger freie Marktwirtschaften charakterisieren diese 
Gruppe, zu der die USA, Kanada, Australien, Neuseeland und mit Eim- 
schränkungen auch Hongkong gehören, Auf der anderen Seite befinden 
sich die kapitalistischen Entwicklungsstaaten Asiens. Dort steht die Ent- 
faltung des Einzelnen offenkundig im Hintergrund, und man kann diese 
länder weder als demokratische Gesellschaften noch als freie Marktwirt- 
schaften bezeichnen. Für die Fragestellung dieses Aufsatzes sind vor allem 
die zu dieser Gruppe zu rechnenden Staaten Japan, Korea, Taiwan, Singa- 
pur, Indonesien, Malaysia und Thailand von Belang. Zu fragen ist, ob die 
Unterschiedlichkeit der Wirtschaftspolitiken in den beiden Lagern nicht 
schon zu einer Dichotomie in der Region geführt hat, die eine intensive 
Kooperation unmöglich macht. 

Die einzelnen Akteure der Region können im Rahmen dieses Aufsatzes 
selbstredend nicht umfassend untersucht werden. Dennoch, nicht zuletzt 
um die differierenden Wirtschaftsstile zu erläutern, soll der Versuch ge- 
macht werden, die Charakteristika der wichtigsten Länder des asiatisch-pa- 
zifischen Wirtschaftsraums zu skizzieren. An erster Stelle steht dabei na- 
türlich Japan, dessen ökonomischer Einfluß in der Region von herausra- 
gender Bedeutung ist, Aber gerade diese Machtkonzentration könnte für 
eine pazifische Integration von Nachteil sein. Japans Funktion für die pazi- 
fische Kooperation einzuschätzen erfordert eine detaillierte Betrachtung 
der (Außen-)Wirtschaftspolitik des Landes, dessen Entwicklung das Vor- 
bild für andere asiatische Länder darstellte, Die Analyse der anderen asiati- 
schen länder soll auf die Betrachtung der sich in Teilbereichen unterschei- 
denden Entwicklungsmodelle und Wirtschafisstile beschränkt bleiben. 

Man kann davon ausgehen, daß die Wirtschaftsysteme der angelsächsi- 
schen Länder, vor allem das der USA, hinreichend bekannt sind und aus 
diesem Grunde wird auf eine detaillierte Untersuchung verzichtet. Erwähnt 
werden sollen lediglich die für diesen Aufsatz wichtigsten Aspekte: Libe- 
ralisımus in Wirtschaft und Gesellschaft stehen im Mittelpunkt und staatli- 
che Intervention wie auch Planung gelten als grundsätzlich schädlich. Der 
Markt übernimmt in diesen Ländern sowohl theoretisch als auch in der Re- 
alität die Aufgabe der Allokation der Ressourcen. 
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1. Strukturdaten des asiatisch-pazifischen Wirtschaftsraums 


Eine Betrachtung der historischen Entwicklung des asiatisch-pazifischen 
Wirtschaftsraumes ist an dieser Stelle nicht möglich.! Auf zwei Punkte 
muß jedoch hingewiesen werden: Japan unternahm bis zur Kapitulation im 
Jahr 1945 den Versuch, die Region mit militärischen und ökonomischen 
Mitteln zu kontrollieren. Davon abgesehen war die Region jedoch stets 
durch Beziehungen der einzelnen Länder zu ihren jeweiligen Kolonial- 
mächten und weniger durch regionale Interdependenz gekennzeichnet. Das 
Pazifische Becken insgesamt gewann jedoch beständig an Relevanz. Die 
wichtigsten Ursachen dieser Entwicklung waren: 

a) Gegen Ende des 19. Jahrhunderts fand eine wirtschaftliche Dynamisie- 
ung der alten ostasiatischen Hochkulturen statt. Den Beginn machte Japan 
mit der Meiji-Restauration (1868), später folgte China. Nach der Entkolo- 
nisierung setzte dieser Prozeß der Dynamisierung in den neuen National- 
staaten ein, vor allem sind hier Südkorea, Taiwan, Singapur, Indonesien 
und Malaysia zu nennen. 

b) Die Nachkriegssupermächte USA und UdSSR waren beide Anrainer- 
staaten des Pazifik, was aber eher militär-strategische Fragen betraf. Von 
Bedeutung für den Aufschwung des pazifischen Wirtschaftsraumes war in 
erster Linie die Verlagerung der Wachstumszentren in den USA vom 
Nordosten (Rustbelt) zu den pazifischen Staaten Kalifornien und Oregon 
und dem Südweststaat Texas (Sunbelt). 

c) Auch bei den anderen Ländern der Region, vor allem bei China, Austra- 
lien und Neuseeland, gewann der intraregionale Handel stark an Bedeu- 
tung. Menzel konstatiert die Herausbildung einer regionalen Arbeitstei- 
Jung: Japan liefert Spitzentechnologien; die asiatischen NICs sind für her- 
kömmliche Technologien zuständig; Australien, die Länder des Persischen 
Golf und ASEAN-Länder beliefern die Region mit Rohstoffen und Nah- 
rungsmitteln; China stellt das Billiglohnland der Region dar (vgl. Menzel 
1987a, S. 8Off). 

d) Die hohen Handelsbilanzüberschüsse ostasiatischer Länder führen zu ei- 
nem Anstieg der Forderungen an andere Länder. Hier sind vor allem die 
Position Japans, aber auch beispielsweise die hohen Währungsreserven 
Taiwans zu berücksichtigen. 

Hinsichtlich politisch-kultureller Gesichtspunkte gibt es keinen geschlos- 
senen Pazifischen Raum. Ideologie und Kultur, von förmlichen politischen 
Theorien bis hin zu Sprache und Essen der einzelnen Länder, belegen, daß 


{ Einen guten Überblick der historischen Entwicklung liefert Segal (1990, $. 19-84). 
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es innerhalb des Pazifischen Beckens zwar bedeutende Unter-Regionen 
gibt, nicht aber eine Einheit, Die Vielfältigkeit fällt insbesondere im Ver- 
gleich zu Europa und der atlantischen Welt auf, wo man sich, bei allen 
Unterschieden, auf gemeinsame Wurzeln der politischen Kultur berufen 
kann (vgl. Segal 1990, S. 179). Segal schlägt eine Einteilung des asiatisch- 
pazifischen Wirtschaftsraumes in sechs unterschiedliche Zonen vor, die 
sich wiederum in kleinere Gebiete gliedern lassen. Zwischen diesen Zonen 
herrschen große Unterschiede in Bezug auf Klima, Lebensstil, Nahrung, 
Kultur und Ideologie: 

Zone 1: Die pazifischen Inseln (Island Paeific): Dazu gehören neben Au- 
stralien, Neuseeland und Papua Neu-Guinea fünf weitere unabhängige 
Staaten, nämlich Fidji, Kiribati, die Solomon-Inseln, Tonga und Tuvalu 
sowie die abhängigen Gebiete Amerikanisch-Samoa, Französisch-Poly- 
nesien, Guam, Neukaledonien, die Karolinen-Inseln, die Marshall-Inseln, 
Pitcairn und Antarktis-Gebiete, 

Zone 2: Neun Staaten werden zu Südostasien gerecbnet: Vietnam, Laos, 
Kambodscha, Thailand, Malaysia, Indonesien, Brunei, Singapur und die 
Philippinen. 

Zone 3: Dazu sind die VR China sowie die asiatischen Gebiete der ehema- 
ligen UdSSR zu zählen. Diese Zone weist allerdings nur wenige Gemein- 
sanıkeiten auf. 

Zone 4: Dazu gehören Japan, Taiwan, Hongkong und die beiden koreani- 
schen Staaten. 

Zone 5. Dazu zählen vier Gebiete Nordamerikas: Alaska, Kanadas Pazifik- 
Gebiete, die Pazifik-Staaten der USA und Mexiko. 

Zone 6: Mittel- und Südamerika: Zwar haben sich diese Länder bisher 
nicht in Richtung Pazifik hin orientiert,2aber geographisch betrachtet ge- 

hören zehn Länder eindeutig zum Pazifik: Guatemala, Honduras, Nicara- 
gua, Costa Rica, Panama und EI Salvador sowie die südamerikanischen 
Länder Ecuador, Peru und Chile (vgl. Segal 1990, $. 8-12). 

Der asjatisch-pazifische Raum ist genausowenig klar definiert wie etwa der 
Mittelmeerraum oder der atlantische Raum. Viele Autoren übergehen das 
Problem und aggregieren kurzerhand die Daten aller Pazifikanrainerstaaten 
(vgl. Menzel 1989, S. 118). Wenn man so verfährt, besteht die Gefahr, 
sowohl die Bedeutung des Pazifischen Wirtschaftsraumes als auch die Ver- 
flechtungen innerhalb der Region zu überschätzen. Um nicht wahllos alle 
Pazifikanrainerstaaten zusamımenzufassen und um die Chancen regionaler 
Kooperation einschätzen zu können, muß eine Eingrenzung der betrachte- 


2 Die spanische Kolonialmacht prägte die Orientierung Lateinamerikas zum Atlantik hin. 
Spanien wollte verhindern, daß der Absatz der eigenen Exportwaren in den Kolonien 
dureh Handel mit chinesischer Seide geschwächt wurde (vgl. Segal 1990, S. 371). 


SCHERE EBENEN INNE Re BIENDESEINEIEN 
ten Staaten erfolgen. Nicht berücksichtigt werden in diesem Aufsatz Län- 
der, 

- die nicht unmittelbar an den Pazifik angrenzen, 2.B. die südasiatischen 
Länder Pakistan, Indien, Bangladesh, Burma und Sri Lanka. 

- die an den Pazifik angrenzen, aber kaum Beziehungen zu anderen Län- 
dern der Region unterhalten, d.h. vor allem die lateinamerikanischen 
Länder. 

- für die keine ausreichende Datenbasis zur Verfügung steht, z.B. Indo- 
china oder Nordkorea 

- deren Außenhandel und Wirtschaftskraft unbedeutend sind, z.B. die pa- 
zifischen Inselstaaten. 

Wendet man diese Kriterien an, so ergibt sich als Ergebnis die Liste der 

Mitgliedsstaaten des APEC-Forums (Asia-Pacifie Economic Cooperation): 

Japan, China, Südkorea, Taiwan, Hongkong, Singapur, Malaysia, Indone- 

sien, Philippinen, Thailand, Brunei, die USA, Kanada, Australien und Neu- 

seeland. Auf die Einbeziehung von Brunei wird in den weiteren Ausfüh- 
rungen verzichtet, weil dieses Land bei der Entwicklung von asiatisch-pa- 
zifischer Kooperation nur eine Nebenrolle spielt. 

Der asiatisch-pazifische Wirtschaftsraum wird seit geraumer Zeit als die, 

neben der EG und Nordamerika, dritte Weltwirtschaftsregion von heraus- 

gehobener Bedeutung bezeichnet (vgl. z.B. Sames/Wagner 1988, Segal 

1990; Boyd 1989). Die Summe der Wirtschaftsleistungen der einzelnen 

Anrainerstaaten des Pazifischen Beckens ist in der Tat beeindruckend und 

läßt Vergleiche mit der EG und Nordamerika zweifellos zu. Wie eingangs 

erwähnt, sollte man dabei allerdings nicht vergessen, daß das Pazifische 

Becken ein sehr heterogener Wirtschaftsraum ist, dessen einzelne Länder 

sich in völlig unterschiedlichen Entwicklungsstadien befinden. 

In der Tabelle I sind Daten der wichtigsten Länder des Pazifischen Bek- 

kens aufgeführt. Die Daten der Spalte I weisen darauf hin, daß schon von 

der Bevölkerungszahl her sehr unterschiedliche Nationen zu betrachten 
sind. Die Volksrepublik China mit mehr als 1,1 Milliarden Menschen ist 
zweifellos ein Ausnahmefall. Von miteinander vergleichbarer Größe, was 
die Bevölkerungszahl betrifft, sind die USA, Indonesien und Japan. Eine 
mittlere Position nehmen die Philippinen, Thailand, Malaysia, Korea, Tai- 
wan, Australien und Kanada ein. Singapur, Hongkong und Neuseeland ver- 

fügen nur über geringe Bevölkerungszahlen. Auch die Werte in Spalte II 

machen deutlich, daß sehr unterschiedliche Staaten zur APEC gehören. 

Auf der einen Seite finden sich vier große Flächenstaaten: China, Austra- 


3 Schon Anfang des 20. Jahrhunderts meinte der damalige US-Präsident Theadar 
Roosevelt: »The Atlantic is the ocean of the present and the Päcific is the ocean of Ihe 
future« (zitiert nach Conroy/Kim 1987, 8. 2). 


Probleme der Kooperation im asiatisch "pazifischen Wirtschaftsraum 99 
lien, Kanada und die USA.* Mit Ausnahme von Indonesien verfügen die 
meisten anderen betrachteten Länder aber nur über sehr wenig Fläche: Ne- 
ben den Stadtstaaten Singapur und Hongkong sind auch Korea, Taiwan und 
Japan auf kleinem Raum sehr dicht besiedelt. 

Die Daten der Spalte II unterstreichen die ökonomische Heterogenität der 
Region. Die drei ärmsten Länder (China, Indonesien, Philippinen) erwirt- 
schaften nur geringe Pro-Kopf-Wirtschaftsleistungen und sind in ihrem 
Entwicklungsstand noch sehr weit von den wohlhabenden Ländern der Re- 
gion entfernt. Zur mittleren Kategorie müssen Thailand, Malaysia, Korea 
und Taiwan gezählt werden. Singapur und Hongkong bilden mit einem 
jährlichen Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt von mehr als US $ 11.000 aller- 
dings bereits die Schlußlichter der Spitzengruppe,5 Das Pro-Kopf-BSP 
Neuseelands lag 1990 nur geringfügig höher und ist heute niedriger als in 
Singapur und Hongkong. Dies ist zum einen ein Beleg für die Dynamik der 
beiden asiatischen Stadtstaaten, zum anderen wird damit die schwierige 
Wirtschaftslage Neuseelands unterstrichen. 

Man könnte einwenden, daß es ja gerade das Ziel von wirtschaftlicher In- 
tegration ist, unterschiedliche Entwicklungsstufen zu überwinden, Bei ei- 
nem Gebiet mit so großen Abweichungen vom durchschnittlichen Pro- 
Kopf-Einkommen der Region erscheinen aber bekannte Formen der Inte- 
gration, beispielsweise ein gemeinsamer Markt, völlig utopisch. Ein ge- 
meinsamer Markt würde nämlich die Mobilität der Produktionsfaktoren 
Arbeit und Kapital beinhalten. Betrachtet man aber nur den Teilaspekt der 
Migration, so ist offensichtlich, daß es für qualifizierte Arbeitnehmer aus 
ärmeren Regionen, beispielsweise China, wenige wirtschaftliche Gründe 
zum Verbleiben in ihrer Heimat geben würde. Die ärmeren Regionen hät- 
ten dann als Resultat der Integration lediglich schlechter ausgebildete Ar- 
beitnehmer anzubieten und wären dadurch der Chance auf eine eigenstän- 
dige Entwicklung weitgehend beraubt. Auch bei der Untersuchung anderer 
Aspekte wird man feststellen, daß in einer Wirtschaftsgemeinschaft zwi- 
schen sehr unterschiedlich entwickelten Staaten für die ärmeren Länder die 
Gefahr eines sich selbst verstärkenden Auszehrungsprozesses besteht, 
wenn nicht geeignete Maßnahmen zum Ausgleich des Standortnachteils 
getroffen werden. 


4 Zusammen mit Rußland und Brasilien sind dies die flächenmäßig größten Länder der 
Welt. 

5 Beim Vergleich der einzelnen Länder ergibt sich im monetären Bereich ein methodisches 
Probiem. Die Wahl des US-Dollar als gemeinsamer Maßstab ist nicht unproblematisch, da 
der Dollarkurs in den 80er Jahren stark schwankte (vgl. Menzel 1989, S. 99). Seit etwa 
1988 haben sich die Bewegungen des Wertes der US-Währung allerdings beruhigt und 
deshalb erscheint die Wahl des Dollar als Instrument des Vergleichs durchaus sinnvoll. 
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Die Spalte IV der Tabelle } ist für die Untersuchung der Integrationsfähig- 
keit der Region von großer Bedeutung. Auffällig ist das hohe Wirtschafts- 
wachstum in China, Korea, Taiwan, Singapur und Hongkong. Auf der an- 
deren Seite fallen die deutlich unter den Wachstumsraten der asiatischen 
Länder wie auch unter dem OECD-Mittel gelegenen Zuwächse Neusee- 
lands, Australiens und der USA ins Auge.Insbesondere Neuseeland fällt 
mit einem durchschnittlichen Pro-Kopf-BSP Zuwachs von 1,1% zwischen 
1965 und 1990 stark ab. Die Integration des asiatisch-pazifischen Wirt- 
schaftsraumes würde also bedeuten, daß sich schr leistungsfähige Länder 
einerseits und Staaten mit andauernden Wachstumsproblemen andereıseits 
einander nähern. In einigen Ländern, insbesondere in Australien und Neu- 
seeland, wird von den Befürwortern die Hoffnung gehegt, eine asiatisch- 
pazifische Kooperation brächte die Lösung der chronischen Strukturkrise, 
Das Gegenteil wäre zu erwarten. Ebensowenig wie in erster Linie die Öko- 
nomie der DDR von der Wirtschafts- und Währungsunion mit der BRD 
profitierte, genausowenig werden im Pazifik die Länder, deren Produkte 
schon heute auf dem Weltmarkt nur schwer verkäuflich sind, von einer 
Wirtschafisgemeinschaft profitieren. 

Die Daten in Spalte VI verdeutlichen, welche Ungleichgewichte es von der 
wirtschaftlichen Potenz her im Pazifischen Becken gibt. Zwar sind die 
USA nicht ausschließlich pazifische Wirtschaftsmacht, der Umfang des 
Bruttoinlandsproduktes macht aber deutlich, daß die USA trotz aller öko- 
nomischen Probleme noch immer die größte Volkswirtschaft der Welt und 
schon deshalb für die Region von zentraler Bedeutung sind. Japan hat zwar 
inzwischen ein höheres Pro-Kopf-BSP erzielt, aber die gesamte Wirt- 
schaftsleistung liegt in den USA noch immer etwa 83% über dem Bruttoin- 
landsprodukt Japans (1990). 

Auch die Länder, die unterhalb der Ebene der beiden wirtschaftlichen 
Großmächte liegen, weisen beachtenswerte Unterschiede auf. Die 17 Mil- 
lionen Einwohner Australiens erwirtschafteten ein Bruttoinlandsprodukt, 
das nur rd. 12 Mrd. US-Dollar unter der Summe der Wirtschaftsleistung 
der in der Tabelle 1 aufgeführten ASEAN-Länder lag. Zugleich beträgt 
aber die Summe der Bevölkerungszahlen in den untersuchten fünf 
ASEAN-Staaten Indonesien, Philippinen, Thailand, Malaysia und Singapur 
mehr als das 18fache der australischen Bevölkerung. Um die ökonomi- 
schen Kräfteverhältnisse in der Region zu illustrieren, ist ein anderer Grö- 
ßenvergleich hilfreich. Läßt man Kanada und die USA außer acht, so er- 
scheinen die anderen Länder der Region neben Japan wie wirtschaftliche 


6 Einen Sonderfall auf asiatischer Seite stellen die Philippinen dar, deren Wirtschaft in den 
letzten 25 Jahren nur äußerst schleppend wuchs. 


TABELLE 1: Kennzahlen ausgewählter Länder des Pazifischen Beckens 
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Zwerge. Die Summe der Wirtschaftsleistungen aller in der Tabelle aufge- 
führten Länder betrug 1990 mit US $ 1.464 Mrd. nur 49,7% der Wirt- 
schaftsleistung Japans. Anders als beispielsweise in der EG gibt es im 
asiatisch-pazifischen Wirtschaftsraum keine Gruppe von Staaten etwa ver- 
gleichbarer ökonomischer Potenz. Japan und die USA sind mit weitem Ab- 
stand die wichtigsten Volkswirtschaften des Pazifischen Beckens. 

Die Daten in den Spalten VI bis IX reflektieren den Stand der wirtschaftli- 
chen Entwicklung eines Landes. Bei dieser Art der Betrachtung wird noch 
einmal deutlich, wie unterschiedlich die Wirtschaftsstrukturen der unter- 
suchten Länder sind, In den ärmeren Staaten spielt die Landwirtschaft eine 
herausgehobene Rolle, während in den wohlhabenderen Ländern ım 
Dienstleistungsscktor etwa zwei Drittel des BIP erwirtschaftet werden. 


2. Die Handelsstrukturen im Pazifischen Becken 


Intensivere wirtschaftliche Kooperation zwischen Staaten bedeutet auf den 
ersten beiden Stufen, d.h. in einer Freihandelszone oder eimer Zollunion, 
eine Ausweitung des Warenhandels. Aus diesem Grund ergibt sich die 
Notwendigkeit, die vorhandenen Strukturen im Außenhandel der beteilig- 
ten Länder zu untersuchen. In Spalte I der Tabelle 2 finden sich Daten zur 
Exportleistung und in Spalte IH zu den Wareneinfuhren, die, zusammen be- 
trachtet, Ausdruck des Grades der Integration einer Volkswirtschaft in den 
Weltmarkt sind. Hier wird klar, daß die USA und Japan für die Region 
nicht zuletzt deshalb von zentraler Bedeutung sind, weil sie, auf unter- 
schiedliche Art und Weisc, große Importmärkte sind: Die USA nehmen 
große Mengen auch verarbeiteter Güter auf, Japans Importe hingegen wei- 
sen noch immer einen sehr niedrigen Anteil an Industrieprodukten auf.’ 
Die Konfliktlinie zwischen diesen beiden wirtschaftlichen Supermächten 
wird schnell greifbar: Während die Handelsbilanz der USA 1990 ein Defi- 
zit von US $ 144 Mrd. aufwies, erwirtschaftete Japan einen Überschuß in 
Höhe von US $ 55 Milliarden. 

Die angelsächsischen Länder Australien und Neuseeland fallen im Ver- 
gleich bei der Exportleistung ganz deutlich ab. Neuseeland beispielsweise 
exportiert nur ctwa cin Fünftel dessen, was das von der Bevölkerungszahl 
her vergleichbare Singapur ausführt. Australien, das ja ein fast genauso ho- 
hes BIP wie die in den Tabellen ! und 2 aufgeführten ASEAN Länder er- 


7 3apans Importstruktur im Jahr 1990 im Vergleich zum gewichteten OECD-Mittel belegt 
diese These. Die Anteile an der Gesamteinfuhr betrugen: Nahrungsmittel 14 %* (OECD 
9%); Brennstoffe 25% (OECD 11%); sonstige Rohstoffe 16% (OECD 8%), Maschinen, 
lektrotechnik, Fahrzeuge 16% (OECD 34%); übrige Industrieprodukte 30% (OECD 
39%), Quelle: Weltentwicklungsbericht 1992, S. 279. 
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wirtschaftet, exportierte 1990 mit rd. US $ 36 Mrd. nur knapp 26% der 
Ausfuhren der fünf untersuchten ASEAN Länder. Aus den Daten der 
Spalten HI und IV werden sowohl die Exporterfolge der asiatischen Länder 
wie auch die Exportschwächen der angelsächsischen OECD-Länder deut- 
lich. Vor allem Neuseeland liegt in beiden aufgeführten Perioden signifi- 
kant unter den OECD-Mittelwerten. Auf der anderen Seite haben Korea 
und Taiwan sowohl zwischen 1965 und 1980 (bzw. 1970 bis 1980) als 
auch zwischen 1980 und 1990 enorme Wachstumsraten bei den Exporten 
aufzuweisen. Bei den Daten für die achtziger Jahre fallen auch die deutli- 
chen Zuwächse bei den Ausfuhren Thailands und Malaysias auf. 

Die Daten in den Spalten V bis XII spiegeln die Entwicklungsprozesse in 
den einzelnen Ländern wider. Im Zuge der industriellen Entwicklung sind 
für die asiatischen Länder recht eindeutige Trends auszumachen: Während 
1965 der Anteil von Brennstoffen, Mineralien und Metallen an der Ge- 
samtausfuhr im Durchschnitt der neun in der Tabelle 2 aufgeführten asiati- 
schen Länder noch 17% betrug, lag 25 Jahre später dieser Mittelwert nur 
noch bei 12,6%. Deutlicher ist der Rückgang bei den übrigen Rohstoffen: 
Während diese 1965 noch 42,6% der Gesamtexporte ausmachten, entfielen 
1990 nur noch 16,2% der Ausfuhren auf die Kategorie sonstige Rohstoffe. 
Dem Rückgang der Bedeutung von Rohstoffexporten steht ein entspre- 
chender Zuwachs bei den Exporten von Industrieprodukten gegenüber: 
Diese Entwicklung unterstreicht, daß die untersuchten asiatischen Länder 
im Prozeß der Industrialisierung in den letzten 25 Jahren enorme Fort- 
schritte erzielt haben. 

Demgegenüber fällt auf, daß sowohl Australien als auch Neuseeland nicht 
in der Lage waren, den Anteil der Rohstoffexporte auf ein für Industrielän- 
der übliches Niveau zurückzudrängen. Anders gesagt: Beide Länder expor- 
tieren noch immer unverarbeitete Rohstoffe in großem Maßstab und haben 
es nicht geschafft, ihre Industrien so zu entwickeln, daß ein erheblicher 
Teil der Wertschöpfung im eigenen Lande vorgenommen werden kann. 
Neuseeland senkte den Anteil der Rohstoffe an der Gesamtausfuhr von 
95% im Jahr 1965 auf 75% im Jahr 1990. Australien senkte den Anteil von 
86% auf 63%. Im gewichteten Durchschnitt aller OECD-Mitglieder beiru- 
gen die Vergleichszahlen 30% (1965) bzw. 19% (1990). 

Die Analyse der Handelsstrukturen der untersuchten Länder des Pazifi- 
schen Beckens unterstreicht, daß in der Region Länder mit sehr unter- 
schiedlichen Außenwirtschaftsstrukturen existieren. Während die asiati- 
schen Länder mit dem Versuch einer exportorientierten Industrialisierung 
mehr oder weniger erfolgreich waren und auch ihre Gesamtexporte stark 
steigern konnten, blieben die angelsächsischen Länder und insbesondere 
Australien und Neuseeland weit hinter der asiatischen Konkurrenz zurück. 
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Diese beiden angelsächsischen Länder wiesen noch 1990 die Handelsstruk- 
tur eines armen Entwicklungsiandes auf: Der gewichtete Mittelwert für 
Länder mit niedrigem Einkommen (ohne Indien und China) wies 1990 ei- 
nen Anteil der Rohstoffe an der Gesamtausfuhr von 72% auf und lag damit 
in der Kategorie von Australien und Neuseeland (vgl. Weltentwicklungsbe- 
richt 1992, S. 280). 

Für die Bewertung des Grades der Integration einer Region ist der intrare- 
gionale Handel ein häufig verwendeter Maßstab.3 Dabei fallen deutliche 
Veränderungen auf. Die 14 in den Tabellen 1 und 2 aufgeführten Länder 
konnten 1960 55,5% ihrer Exporte in der Region absetzen, 1983 war dieser 
Wert auf 67,8% gestiegen (vgl. Menzel 1989, S. 120).? Allerdings läßt sich 
dieser Trend nicht bei allen Ländern beobachten. Korea exportierte 1960 
noch 85,9% seiner Ausfuhren in die Region, nach 23 Jahren und einer au- 
Bergewöhnlich erfolgreichen Exportoffensive sank dieser Wert auf 61,5%. 
In diesem Fall wurde eine Diversifizierung der Absatzmärkte erreicht, was 
ketztlich nur durch eine Diversifizierung der Exportprodukte möglich ge- 
wesen ist. 

Die 14 ausgewählten Länder aus den Tabellen I und 2 bezogen 1960 
57,0% ihrer Binfuhren aus der Region, 1983 waren es 67,0% (vgl. Menzel 
1989, S. 120). Bei der Interpretation dieser Durchschnitttswerte ist jedoch 
eine gewisse Vorsicht geboten. Japan, Südkorea, Taiwan, Singapur und die 
Philippinen bezogen }960 einen zum Teil deutlich größeren Teil ihrer Im- 
porte aus dem Pazifischen Becken als 1983. In den 80er Jahren haben sich 
Japan und die asiatischen NICs weiter als erfolgreiche Exportnationen pro- 
filiert. Es sind vor allem zwei Entwicklungen, die zu Beginn der 90er Jahre 
den Handel zwischen den APEC-Ländern prägen. Zum einen isi dies die 
Funkton der USA und Kanadas als Absatzınarkt für die Exporte Japans 
und der asiatischen NICs, zum anderen ist es die Bedeutung Japans als Ex- 
porteur. 

Die große Bedeutung der USA und Kanadas als Absatzmärkte insbesonde- 
re für Japan und die asiatischen NICs fällt in erster L.inie bei Japan auf, das 
Je ein Drittel seiner Exporte in Nordamerika, ein weiteres Drittel in den üb- 


8  Machlup weist darauf hin, daß man bei der Intepretation dieser sich verändernden Ver- 
hältniszahlen vorsichtig sein müsse, Die theoretische Begründung für eine weitergehende 
Interpretation dieser Verhältniszahlen fehle (vgl. Machlup 1977, S. 95). Unzulässig sei 
vor allem, verschiedene Länder mit völlig unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen zu ver- 
gleichen und aus dem Grad des Außenhandels auf den unterschiedlichen Integrationsgrad 
eines Jandes in eine Region zu schliessen (vgl. Machlup 1977, 8.98). Aber auch Machtup 
meint, daß man durchaus die Daten zum Außenhandel verschiedener Länder einer Region 
verwenden kann, um Trends zu analysieren, 

9 Die USA werden dabei als pazilische Nation gewertet, Wünschenswert wäre die Auf- 
schlüsselung nach Regionen innerhalb der USA, die Datenlage erlaubt dies allerdings 
nicht, Eine gewisse Zurückhaltung bei der Interpretation erscheint daher angebracht, 
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Daten zur Struktur des Handels zwischen den APEC-Ländernd im Jahr 1991 


lixporte 1991 Anteil der Ameil.der Anteil der Anteil der 
in Millionen } Exporte in die | Iixporte in die | Importe aus Importe aus 
US-Dollar APEC-Länder | APEC-Länder APEC- APEC- 
an den Gc- ohne l.ändern an J.äindern ohne 
samtexporten | Nordamerika© | den Gesamt- Japan in 
in Prozent in Prozent importen in Prozent 
Prozent 
ale zer eier 4 m 1 : A ASEFRENG IEREEEN Vs 
China, VR 70.451 79,54 79,0 70,0 53,9 
Indonesien 29.294 79,2 66,6 69,1 44,6 
Philippinen 8.767 TTO 39,4 727 53,0 
Thalland 28.263 62,3 39,5 69,2 40,4 
Malaysia 34.413 76,6 58,9 78,3 52,3 
Korea, Rep. 71,870 64,6 36,7 66,7 AG 
Taiwan® 67.214 74,3 41,9 70,3 al 
Singapur 59.025 69,0 48,4 50,7 
Hongkong 98.577 70,9 46,4 84,9 68,5 
Neuseeland 9.599 65,5 51,4 67,0 51,4 
Australien 41.764 740 62,3 67,0 49,5 
Kanada 127.163 85,4 10,2° 76,0 68,7 
USA 422.158 48,0 27,88 58,3 39,6 
Japan 314,786 56,0 34,5 4 

Mittelwerte ! 70,9 45,3 50,3 


a) Das Sultanat Brunch wird in dieser Tabelle nicht berücksichtigt. 
b) Die Daten für Taiwan beziehen sich auf das Jahr 1990. 
ec) Die USA und Kanada. 
d) Hongkong nimmt im Außenhandel Chinas eine Sonderstellung ein. Allen 45,6% der Gesamtexporte der VR 
China gingen J99} nach Bongkong, das eine Brückenfunktion für den chinesischen Handel erfüllt. 

ec) Ohne das jeweils andere nordamerikanische Land. 


Quellen: IMF, Direstions of Trade Yearbook 1992. Washington, D.C.). Europa Publications 
1992, 8. 772. Eigene Berechnungen. 


rigen APEC-Ländern und die restlichen 34% in den anderen Staaten der 
Welt absetzt. Die asiatischen NICs, d.h. Korea, Taiwan, Singapur und 
Hongkong, verkauften 1991 69,7% ihrer Ausfuhren in den APEC-Ländern 
und 43,4% der Ausfuhren gingen in die APEC-Länder ohne Nordameri- 
ka.!0 Bei diesen vier Ländern ist die Bedeutung Nordamerikas zwar nicht 
ganz so hoch wie bei Japan, aber dennoch sehr viel höher als bei den ande- 
ren in Tabelle 3 aufgeführten Ländern. Sowohl bei den weniger entwickel- 
ten asiatischen Ländern, mit der Ausnahme von Thailand, als auch bei Au- 
stralien und Neuseeland spielt Nordamerika als Absatzmarkt eine nicht so 
bedeutende Rolle. 

Parallelen finden sich bei der Betrachtung der Funktion Japans als Lie- 
ferant der Region: Tendenziell kann man feststellen, daß die Anteile der 
Importe aus Japan in den asiatischen Ländern höher sind als in den angel- 
sächsischen Ländern der Region. Dieser Entwicklung liegt, wie bereits cı- 
wähnt, eine regionale Arbeitsteilung zugrunde, bei der Japan als Lieferant 
von Spitzentechnologien fungiert, die NICs herkömmliche Technologien 
herstellen und die ASEAN-Liänder, Australien, Neuseeland und teilweise 
auch Nordamerika die nötigen Rohstoffe beisteuern (vgl. Menzel 1987a, S. 
80ff). Japan hat im Pazifik zweifellos den Status einer wirtschaftlichen Su- 
permacht: Zunehmend hängen die sich rasch entwickelnden asiatischen 
Ökonomien von japanischer Technologie, japanischen Dircktinvestitionen 
und anderen Formen der Kooperation ab. Diese wachsende Interdependenz 
ist allerdings asymmetrisch, da Japans Märkte für Exporte von industriell 
gefertigten Waren, von Halbfabrikaten abgeschen, aus den sich entwik- 
kelnden asiatischen Ländern noch immer weitgehend verschlossen sind 
(vgl. Boyd 1989, S. 105). Zudem heißt Technologietransfer aus Japan her- 
aus meistens, daß damit eine japanische Beteiligung verbunden ist. Ein 
Transfer von Technologie ohne Gegenleistung als Beitrag zur Entwicklung 
der asiatischen Nachbarländer bleibt die große Ausnahme (vgl. Pohl 1987, 
S. 10f). Pohl meint, daß ein Technologietransfer in die ASEAN-Länder 
schon deshalb unterbleibe, weil sich Japan, über die NICs hinaus, keine 
weiteren Konkurrenten schaffen möchte, die Beziehungen hätten vielmehr 
kolonialen Charakter (vgl. Pohl 1987, S. 11f). 

Schließlich erlauben die Daten der Tabelle 3 einen weiteren Schluß: Zwar 
ist Nordamerika, d.b. vor allem die USA, sehr wichtig für die asiatischen 
Länder, umgekehrt ist der asiatisch-pazifische Raum für die USA nur von 
geringer Bedeutung. Die USA verkaufen nur ein Viertel ihrer Exporte 
(27,8%) an die APEC-Länder (ohne Kanada), die USA beziehen aber 


10 Engels weist darauf hin, daß die USA für alle Länder des asiatisch-pazifischen Wirt- 
schaftsraumes als Absatzmarkt wichtiger sind als die EG (vgl. Engels 1987, 8.27). 
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39,9% ihrer Importe aus den APEC-Ländern (ohne Kanada). Man kann es 
auch anders formulieren: die Quelle der US-Außenhandelsprobleme liegt 
im Pazifischen Becken. 199] wiesen die USA einen Fehlbetrag in der Han- 
delsbilanz von US $ 86,8 Mrd. auf, davon entfielen allein 46,9 Mrd. oder 
53,4% auf Japan. Das Defizit mit den übrigen APEC-Ländern (d.h. ohne 
Japan und Kanada) belief sich 1991 auf US $ 38,7 Mrd.: Mehr als 98,5% 
des US-Handelsbilanzdefizits wurde somit mit den Ländern des asiatisch- 
pazifischen Beckens erwirtschaftet.!! Die Bedeutung der USA für die Län- 
der der Region ist damit offensichtlich, andererseits ergibt sich daraus 
zwangsläufig auch eine hohe Verwundbarkeit der asiatischen Länder durch 
protektionistische Maßnahmen der USA. 


3. Japan als Modell der Entwicklung 


Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß Japan die bedeutendste Wirt- 
schaftsmacht ist, die, anders als die USA, ausschließlich dem Pazifischen 
Becken zuzuordnen ist. Japan fungiert sowohl als Wachstumspol des Pazi- 
fischen Beckens als auch als Modell für andere asiatische Länder. In die- 
sem Abschnitt sollen wichtige Elemente der japanischen Wirtschafts- und 
insbesondere der Außenwirtschaftspolitik untersucht werden. Dies dient 
vor allem dazu, die angesprochene Dichotomie der wirtschaftspolitischen 
Konzeptionen in der Region zu unterstreichen: Auf der einen Seite stehen 
die von einem hohen Maß an Regierungsintervention geprägten Länder 
Asiens, exemplarisch sind hier Japan und Korea zu nennen, Auf der ande- 
ren Seite finden sich die weitgehend wirtschaftsliberalen Idealen ver- 
pflichteten angelsächsischen Länder, d.h. die USA, Kanada, Australien und 
Neuseeland.!? 

Japans industrielle Entwicklung begann recht spät: Noch 1874 belief sich 
das Pro-Kopf-BSP pro Jahr auf US $ 74 in Preisen von 1965, d.h. zu Be- 
ginn der nachholenden Industrialisierung befand sich Japan auf dem Ni- 
veau einer Subsistenzwirtschaft (vgl. Röpke 1989, S. 29). Anfang der 30er 
Jahre, d.h. innerhalb von knapp 60 Jahren, war Japan zur regional bedeu- 
tendsten Wirtschafis- und Militärmacht aufgestiegen. Japan versuchte sei- 
nen Hegemonieanspruch ab 1932 mit militärischen Mitteln durchzusetzen, 


tl Bereits 1985 zeichneten Japan und die asiatischen NICs für zwei Drittel des US-Handels- 
bilanzdefizits verantwortlich (vgl. Engels 1987, S. 31). Die USA haben zwar auch mit an- 
deren Ländern, z.B. den OPEC-Staaten, Defizite zu verzeiehnen, die jedoch weit binter 
den genannten Beträgen für die asiatischen Länder zurückbleiben. 

12 Ob Bill Clinton eine Kehrtwende in der Wirtschaftspolitik der USA durchsetzen wird, 
kann aus heutiger Sicht nicht beantwortet werden, Es gibt allerdings Anzeichen dafür, daß 
Clinton aus den Fehlern seiner republikanischen Vorgänger gelernt hat und nicht bereit 
ist, den Marktkräften ihren Lauf zu lassen. 


Probleme der Kooperation im asiatisch-pazifischen Wirtschaftsraum 109 


wurde aber 1945 von den USA vernichtend geschlagen. Trotz dieser Nie- 
derlage wurde in Japan bereits Mitte der 50er Jahre das Pro-Kopf-Ein- 
kommen der Vorkriegszeit wieder erreicht (vgl. Klenner 1989, S. 72f). Wie 
war ein solch rascher Wiederaufbau möglich? 

Nachdem Japan im Zweiten Weltkrieg den USA im Kampf um militärische 
Hegemonie unterlegen war, widmete sich das Land in der Nachkriegszeit 
ausschließlich dem Streben nach Verbesserung seiner wirtschaftlichen 
Macht und damit nach ökonomischer Hegemonie. Dabei hat Japan in kei- 
ner Phase die industrielle Entwicklung und den internationalen Handel dem 
freien Spiel der Marktkräfte überlassen. Die Produktion industrieller Wa- 
ren wurde von Produktionsregimes reguliert und die Industrie- und Außen- 
handelspolitik wurde, für Freihändler unverzeihlich, entgegen den beste- 
henden (statischen) komparativen Kostenvorteilen betrieben (vgl. Röpke 
1989, S. 46). Um die Psychologie japanischer Entscheidungsträger in 
Staat und Wirtschaft zu verstehen, muß man sich die Bedingungen der ja- 
panischen Industrialisierung und Spezialisierung nach dem Zweiten Welt- 
krieg vergegenwärtigen. Boyd spricht von der ‘sozialen Psychologie des 
Konsens über exportgestütztes Wachstum’ (1989, S. 34). Dieser Konsens, 
so Boyd, betreffe die Unterstützung von steuerlichen, geldpolitischen, fi- 
nanzpolitischen und handelspolitischen Maßnahmen genauso wie die ge- 
zielte Unterstützung von Investitionen, Technologieförderung und anderen 
industriepolitischen Maßnahmen, deren Ziel steis die Förderung von Ex- 
porten bei gleichzeitiger Beschränkung von Importen gewesen sei. Auch 
Pohl spricht von einem nationalen Konsens über die Notwendigkeit von 
Exporterfolgen (vgl. Pohl 1987, S. 7). Weitere Elemente des Konsens seien 
die Kenntnis der Ressourcenknappheit Japans sowie die Annahme, die üb- 
rige Welt sei Japan feindlich gesonnen (Boyd 1989, S. 34). 14 

Es wäre verfehlt, von einem grundlegenden Neubeginn in der japanischen 
Wirtschaft nach 1945 zu sprechen. Die Unternehmensstrukturen, das Bil- 
dungssysiem, die Beziehungen zwischen Staat und Wirtschaft wie auch 
zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber wurden zumindest anfangs unver- 
ändert übernommen (vgl. Klenner 1989, S. 66). Auch van Wolferen meint, 
daß 1945 keine Wasserscheide gewesen sei. Vielmehr hätten auch nach 
dem Krieg Kräfte gewirkt, die imperiale Ziel verfolgten (vgl. van Wolferen 
1989a, S. 517f). Der japanischen Regierung standen nach dem Krieg 


13 Nach dem Zweiten Weltkrieg empfahlen ausländische Wirtschaftsberater und auch die ja- 
panische Zentralbank die Spezialisierung auf arbeitsintensive Güter. In der Politik des 
MITI wurden diese Empfehlungen allerdings völlig ignoriert (vgl. Röpke 1989, S. 46). 

14 Die Anpassung der Wirtschaftspolitik an veränderte Rahmenbedingungen nimmt aller- 
dings wegen der wenig institutionalisierten Form der Entscheidungsfindung und infolge 
der Notwendigkeit, einen Konsens zu erzielen, unter Umständen eine gewisse Zeit in An- 
spruch. 
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schlagkräftige, aus der Zeit der staatlich gelenkten Wirtschaft stammende 
Institutionen zur Durchsetzung wirtschaftspolitischer Ziele zur Verfügung: 
das Finanzministerium, die Bank von Japan und nach 1949 zusätzlich das 
MITI. Diesen Behörden standen Instrumente zur direkten Allokation von 
Devisen, Kapital und anderen Ressourcen zur Verfügung, zudem gab es 
Mittel zur indirekten administrativen Führung!5 der Wirtschaft durch den 
Staat (vgl. Klenner 1989, S. 66; Boyd 1989, S. 34). 

In der Phase zwischen 1946 und 1955 legte die japanische Wirtschaft ein 
hohes Wachstumstempo vor: Das BSP wuchs pro Jahr um durchschnittlich 
8,9%. Die Wirtschaftspolitik legte Wert darauf, daß die Investitionen schon 
frühzeitig durch inländische Ersparnisse finanziert wurden, um nicht die 
Kontrolle über die eigenen Industrien zu verlieren. Bereits Anfang der 50er 
Jahre sticg die Sparquote auf 27%, zudem wurde die Kapitalbildung in den 
Unternehmen durch vorteilhafte Abschreibungsregeln erleichtert (vgl. 
Klenner 1989, S, 71). Die Japaner bestanden ferner darauf, daß in der 
Phase des Wiederaufbaus der Kapitaltransfer aus den USA in Form von 
Direktkrediten, nicht aber in Form von Direktnvestitionen vorgenommen 
wurde (vgl. Segal 1990, S. 297). Zumindest in den ersten beiden Dekaden 
nach dem Zweiten Weltkrieg wies Japan Parallelen zum sowjetischen Ent- 
wicklungsmodell auf: Wichtig war eine möglichst hohe Investitionsquote 
und die Allokation eines möglichst großen Teils der Investitionen in die 
Produktionsgüterindustrie. Sowohl in Japan wie auch in der UdSSR und 
der VR China nahm man in Kauf, daß dies eine Einschränkung des potenti- 
ell möglichen Konsums bedeutete (vgl. Klenner 1989, S. 82).!% Eine wei- 
tere Parallele ist der hohe Grad an Planung, der Japans Entwicklung kenn- 
zeichnet: 1956-1960 galt der erste Fünfjahresplan, 1960 bis 1970 war die 
Dekade, die dem 'Plan zur Verdopplung der Einkommen’ gewidmet war. 
Allerdings waren, anders als in der UdSSR, die Planziele für niemanden 
verbindlich (vgl. Klenner 1989, S. 73). Auch Pohl sieht starke Elemente 
der Planung in allen Entwicklungsphasen der japanischen Wirtschaft. Zwar 
sei es übertrieben, von einer Planwirtschaft zu sprechen, insbesondere in 
den 60er und 70er Jahren könne man aber durchaus von einer geplanten 
Wirtschaft sprechen (vgl. Pobl 1991, S. 34). Die Bedingungen für Japans 


15 Der englische Begriff "administrative guidance’ erscheint geeigneter, um die Subtilität die- 
scr Führung hervorzuheben. Röpke bezeichnet die Entwicklung weg von direkten Eingrif- 
fen als eine Senkung der Regulationsdichte. Er nennt diese Eingriffsform »weiche, selbst- 
organisierte Koordination jenseits des Marktes« (Röpke 1989, S. 52). 

16 Noch heute ist die Lebensqualität in Japan in wichtigen Bereichen niedriger als in ver- 
gleichbaren OECD-Ländern, Zwar verfügen die Japaner über ein sehr hohes Pro-Kopf- 
Einkommen, aber sie leben in unterdurchschnittlichen kleinen Wohnungen und haben 
überdurchschnittlich hohe Jahresarbeitszeiten. Das Muster der Vernachlässigung von 
Konsumption zugunsten von Investitionen liegt diesen Entwieklungen zugrunde, 
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Nachkriegserfolge waren zudem vorteilhaft, wenngleich aus der damaligen 
Perspektive die Situation nicht unbedingt günstig aussah: 

a) Japan konnte, nicht zuletzt aus strategischen Gründen, Technologie frei 
importieren. Es beschränkte sich für lange Zeit auf den Fremdbezug von 
Technologie, die imitiert und durch Assimilieren und Modifizieren den ei- 
genen Bedürfnissen angepasst wurde (vgl. Röpke 1989, S. 40; Klenner 
1989, S. 73). 

b) Die USA unterstützten den wirtschaftlichen Wiederaufbau durch Kredite 
und Technologietransfer (vgl. Segal 1990, S. 297). 

c) Ab 1949, unter dem System von Bretton-Woods, war der Wechselkurs 
auf 360 Yen pro US-Dollar festgelegt worden, was als Überwertung des 
Yen gesehen werden kann.!7 Folgt man dieser Annahme, dann hatte die ja- 
panische Regierung, da im Bretton-Woods-System lediglich Defizitländer 
zur Anpassungsleistung, d.h. zur Reduzierung von Leistungsbilanzdefizi- 
ten, gezwungen waren, nur zwei Optionen: Die Regierung hätte eine Ab- 
wertung des Yen vornehmen können, was aus Gründen des internationalen 
Renomees vermieden werden sollte. Japan wählte die zweite verbleibende 
Möglichkeit: Steigerung der Exporte trotz der Überbewertung und zugleich 
Kontrolle der Importe durch protektionistische Maßnahmen (vgl. Lincoln 
1988, S. 49). 

d) Nach der militärischen Niederlage im Zweiten Weltkrieg spielte militä- 
risch-technologische Innovation in Japan kaum noch eine Rolle. Die Japa- 
ner hatten schnell gelernt, daß bei knappen Ressourcen Konzentration auf 
ausgewählte Sektoren der Ökonomie wichtig ist und daß nur dadurch die 
Schaffung dynamischer komparativer Weitbewerbsvorteile ermöglicht 
wird (vgl. Röpke 1989, S. 39). 

e) Wesentliche Voraussetzung war zudem, daß das Welthandelssystem Ja- 
pans neomerkantilistische Handeispolitik gestattete. 

Im Exportsektor war unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg ein sehr ho- 
hes Maß an staatlicher Intervention zu verzeichnen: Staatliche Agenturen 
kauften privaten Unternehmen Exportgüter ab und verkauften diese an- 
schließend auf dem Weltmarkt, wenn nötig unter dem Einkaufspreis, da 
viele Firmen damals noch nicht konkurrenzfähig waren. Umgekehrt wur- 
den von staatlichen Stellen Maschinen und andere Ausrüstungsgegenstände 
im Ausland gekauft, die an als förderungswürdig betrachteie Unternehmen 
nötigenfalls auch mit Verlust weitergegeben wurden (vgl, Klenner 1989, S. 
69). Die Außenwirtschaftspolitik der japanischen Regierung operiert auch 
heute noch auf zwei Ebenen: Zum einen werden neue Technologien und 


17 Die Bewertungen dieses Wechselkurses sind jedoch uneinheitlich. Klenner meint, der 
Kurs von 360 Yen sei für die japanische Exportwirtschaft recht vorteilhaft gewesen, d.h. 
aus seiner Sicht war der Yen unterbewertet (vgl. Klenner 1989, S. 80). 
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die damit verbundenen Exportprodukte gefördert, zum anderen wird aber 
der Strukturwandel auch durch die Zerstörung nicht mehr wettbewerbsfä- 
higer Industrien unterstützt (vgl. Röpke 1989, S. 50, Klenner 1989, S. 76). 
Betrachtet man die Struktur der Industriepolitik, so fallen folgende cha- 
rakteristische Elemente auf, die sich auch in anderen asiatischen Ländern, 
insbesondere in Korea, Taiwan, Singapur und Malaysia, tendenziell fest- 
stellen lassen: 

a) Es findet eine sirenge Selektion der zu fördernden Industrien statt. Die- 
sem Verfahren liegt die Annahme zu Grunde, daß sich in einem bestimm- 
ten Zeitraum nur wenige Industrien gezielt fördern lassen. Bevorzugt ge- 
fördert wurden Industrien, die Güter mit hoher Einkommenselastizität 
(d.h., die überproportionales Wachstum bei steigenden Realeinkommen 
erwarten lassen) herstellen und die sich durch hohe Raten technischen 
Fortschritts auszeichnen (vgl. Röpke 1989, S. 50; Klenner 1989, S. 76). 
Wenn durch die Bürokratie festgelegt worden war, welche Branchen im 
Planungszeitraum besonders gefördert werden sollten, folgte die Bestim- 
mung der Instrumente der Unterstützung, beispielsweise Steuervergünsti- 
gungen, verbilligte Kredite oder Zollschutz vor ausländischer Konkurrenz 
(vgl. Klenner 1989, S. 76). Die Konzentration auf wenige Exportbranchen 
hat zur Folge, daß Japan in Schlüsselindustrien einen großen Teil seiner 
Produktion ins Ausland absetzt: 1984 wurden 56,3% der in Japan produ- 
zierten PKW, 68,4% der Fernsehgeräte, 81,4% der Videorekorder, 82,0% 
der Kameras und 91,3% der Uhren exportiert (vgl. Nomura 1987, S. 21).)8 
Die Erfolgsaussichten einer solchen Politik, von wirtschaftsliberalen, an- 
gelsächsischen Ökonomen als 'picking winners' Strategie verspottet, hängt 
u.a. von der Interventionsfähigkeit des Staatsapparates, von Informations- 
fluß, Interventionswissen und Kooperationsneigung der Beteiligten ab. 

b) Vorprodukte von Exportgütern werden von Zöllen befreit. Zusammen 
mit der selektiven Förderung innovationsintensiver Branchen ergibt sich 
ein duales Anreizsystem (vgl. Röpke 1989, S. 53). 

c) Ein wichtiges Element ist auch die klare zeitliche Begrenzung von Un- 
terstützungsmaßnahmen bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Binnen- 
marktkonkurrenz. Ziel ist der Erhalt von Wettbewerb (vgl. Röpke 1989, 5. 
53). 

d) In Branchen, die gleichwertige Güter herstellen (z.B. Eisen & Stahl, 
Zucker, Papier, Zement) werden Absprachen geduldet oder sogar geför- 


18 Die Exportolfensiven der einzelnen Branchen waren häufig wie Feldzüge organisiert. 
Nach einer gewissen Vorbereitungszeit wurden schlagartig die Exporte erhöht. Japan ex- 
portierte z.B. 1967 erst 370.000 PKW, 1971 waren cs schon 2,4 Millionen. Von 1967 bis 
1971 stieg auch der Export von Fernschgeräten von 2,26 Mio. auf 6,25 Mio. und der 
Stahlexport von 8,8 Mio. Tonnen auf 23,6 Mio. Tonnen (vgl. Klenner 1989, S. 85). 
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dert, um einen ruinösen Wettbewerb zu verhindern (vgl. Klenner 1989, S. 
76). 

Der japanische Staat interveniert also bei der Konzipierung und Formulie- 
rung der Industiepohtik. Ausgeübt wird diese Funktion von der Bürokratie 
Japans, vor allem dem "Ministry of International Trade and Industry’ 
(MITI). Dieses Ministerium verfügt über 12.000 Beamte, die sich zu einem 
großen Teil noch heute als Teil der vom Kaiser geführten Großfamilie ver- 
stehen und deren Organisationsfunktion vom Japanischen Management ak- 
zeptiert wird. Van Wolferen meint, in Japan lasse sich eine "Triade der 
Macht‘, bestehend aus der Bürokratie, der Liberaldemokratischen Partei 
L.DP und der Wirtschaft, feststellen (vgl. van Wolferen 1989a, S. 73). Es 
wäre allerdings falsch, zu glauben, die Zusammenarbeit zwischen den ein- 
zelnen Säulen der Macht verlaufe in leicht nachvollziehbaren, institutiona- 
lisierten Formen. Vielmehr ist gerade die informelle Form kennzeichnend 
für die Kooperation zwischen den Vertretern des Staates und den Reprä- 
sentanten der Wirtschaft. Eine weitgehende Öffnung der japanischen Ge- 
schäftswelt für ausländische Investitionen wird als Gefährdung des Sy- 
stems eingeschätzt, weil dadurch die zur Aufrechterhaltung der japanischen 
Wettbewerbsfähigkeit als notwendig betrachteten Verbindungen zwischen 
Staat und Privatwirtschaft gestört werden könnten (vgl. Boyd 1989, S. 
123). 

Der verbreiteten Annahme, Japan sei eine Demokratie, muß widersprochen 
werden. Zu einer Demokratie gehört nicht nur der theoretisch mögliche, 
sondern auch der tatsächliche Machtwechsel. In Japan erscheint aber, trotz 
einiger Konflikte in den vergangenen Jahren, ein Machtwechsel fast ausge- 
schlossen. Die liberaldemokratische Partei (LDP) hat sich in den vergange- 
nen 37 Jahren, d.h. seit 1955, das Monopol auf die Regierungsmacht 
gleichsam erkauft. Auch die Tatsache, daß die gewählten Vertreter des 
Volkes weniger Macht haben als die nicht-gewählte Ministerialbürokratie, 
wirft kein besonders positives Licht auf Japans politische Kultur, Überdies 
wird innerhalb der LDP dafür gesorgt, daß das Ausscheiden eines altge- 
dienten Parlamentariers keine allzu große Lücke aufreißt. Japans Parla- 
mentarier geben ihr Mandat häufig an ihre Nachkommen weiter, in einer 
Demokratie eine recht ungewöhnliche Form der Kandidatenauswahl (vgl. 
The Economist, 29.6.1991, S. 18).19 

Zwei Elemente sind bei der Bewertung der staatlichen Interventionen in 
Japan von besonderem Interesse: Zum einen war die japanische Bürokratie 


19 Sogar Lee Kuan Yew, dem langjährigen Premierminister Singapurs und selber demokrati- 
schem Gedankengut eher abgeneigt, geht dies zu weit: »What other parliament would 
have 150 out of 600 Dieimen as sons of Dieimen? ... Us an inheritanee, Jike their golf- 
club memberships« (zitiert nach: The Economist, 29.6.1991,8. 17). 
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bei der Formulierung von Strukturanpassungsmaßnahmen jenseits des 
Marktes, wenn auch nicht auf Dauer gegen den Markt, außerordentlich er- 
folgreich (vgl. Boyd 1989, S. 109). Zum anderen wurde auf Interessen- 
gruppen, mit Ausnahme der (Reis-) Bauern, nur wenig Rücksicht genom- 
men. Die hochqualifizierten Bürokraten Japans sahen und sehen sich weni- 
ger Partikularinteressen als vielmehr dem Wohl der gesamten Nation?® 
verpflichtet und planen, analog zu den Planungshorizonten der japanischen 
transnationalen Konzerne, langfristig (vgl. Boyd 1989, S. 109). Dabei 
sollte nicht vergessen werden, daß die Bürokratie alleine nicht in der Lage 
wäre, eine erfolgreiche Umsetzung der Planung zu gewährleisten, sondern 
auf die Unterstützung durch die Manager der privaten Wirtschaft angewie- 
sen ist. Erst diese enge Verzahnung zwischen Administration und den Eli- 
ten der freien Wirtschaft sorgte für den Eıfolg dieses Modells. 

Nicht die einzeinen Faktoren, sondern deren Summe machen die Proble- 
matik des japanischen Neomerkantilismus aus. Dieser ist gekennzeichnet 
durch geringe Emschränkungen beim Import von Rohstoffen,2! hohe bis 
unüberwindliche Barrieren, teils informeller Natur, bei der Einfuhr von 
Agrarprodukten und Industriegütern sowie durch informelle Koordination 
der Auslandsaktivitäten japanischer Konzerne mittels staatlicher Eingriffe 
bei gleichzeitiger Konkurrenz auf dem Binnenmarkt. Menzel verweist dar- 
auf, daß das merkantilitische Bewußtsein der unmittelbaren Nachkriegs- 
jahre ungebrochen ist. Zwar spielen Zölle keine besonders große Rolle bei 
der Abschottung des Landes. Dafür ist aber nahezu jedes andere Mittel 
recht, um ausländische Fertigwaren vom japanischen Binnenmarkt fernzu- 
halten (vgl. Menzel 1989, S. 107; Boyd 1989, S. 35f). 

Van Wolferen verweist ebenfalls darauf, daß es, trotz der Abschaffung 
rechtlicher Zugangsbeschränkungen, gerechtferigt sei, von 'strukturellem 
Protektionismus' im Japan zu sprechen. Das japanische Handelssystem sei 
nicht kompliziert, sondern durch die Abhängigkeit der Groß- und Einzel- 
händler von Kapital und Know-how der Herstellerfirmen manipuliert (vgl. 
van Wolferen 1989a, S. 584f).2? Allerdings stößt die Abschaffung der Im- 
portbarsieren auf politische Hindernisse. Zum einen würde eine Öffnung 
des japanischen Binnenmarktes den Nachkriegskonsens zumindest gefähr- 


20 Auch hier ist der englische Begriff national welfare‘ präziser und unmißverständlicher, 

2} Japan betreibt in extremer Weise komplementären Handel: Rohstoffe und neuerdings 
Halbfabrikate, deren Produktion infolge der damit verbundenen Umweltbelastungen in 
andere länder ausgelagert wird, werden gegen hochwertige Industriegüter gehandelt (vgl. 
Menzel 1989, S. 107). 

22 Anders sieht dies Diiysdale. Japan habe, so Drysdale, das klarste (cleanest) Imporisystem 
für Industriegüter von allen OECD-Staaten. Der geringe Anteil von Industriegütern bei 
den Importen wird von Drysdale mit der Ausstattung Japans mit Ressoureen begründet, 
lediglich bei Agrargütern gebe es protektionistische Maßnahmen (vgl. Drysdale 1989, 9). 
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den, zum anderen stützt sich die LDP stark auf ländliche Gebiete, deren 
Bewohner ihre Stimmen nicht dieser Partei gewähren könnten, falls sie bil- 
lige Agrarimporte in großem Stil zuließe. Die Präferenz japanischer Kon- 
sumenten für einheimische Produkte, eine Konsequenz des ausgeprägten 
Nationalbewußtseins, läßt sich zudem durch eine Öffnung der Märkte nicht 
ändern (vgl. Boyd 1989, S. 39). 

Zunehmend setzt Japan seine Erträge aus den Exportüberschüssen dazu 
ein, in anderen Ländern in großem Stil Immobilien, Fabriken und Wertpa- 
piere zu kaufen und dadurch seinen Einfluß auf die übrige Welt zu erhö- 
hen. Dies hat natürlich auch Auswirkungen auf die Kooperation im asia- 
tisch-pazifischen Wirtschaftsraum. In den 80er Jahren waren fast schon ex- 
plosionsartige Entwicklungen bei den japanischen Leistungsbilanzüber- 
schüssen zu verzeichnen, Allein in den drei Jahren 1986, 1987 und 1988 
erwirtschaftete Japan Leistungsbilanzüberschüsse von zusammengerechnet 
über US $ 250 Milliarden. Die leichte Abschwächung der Überschüsse in 
den Jahren 1989 und 1990 hat sich nicht fortgesetzt: Im Finanzjahr 
1992/93, das im März endet, werden neue Rekordüberschüsse in Japans 
Leistungsbilanz erwartet. Die hohen Überschüsse in den 80er Jahren führ- 
ten zum Aufstieg Japans zur größten Finanzmacht der Welt. Seit 1986 ist 
Japan der Welt größter Investor. 

Eine monokausale Erklärung gibt es für diese Entwicklung natürlich nicht. 
Basis der hohen Leistungsbilanzüberschüsse waren die Überschüsse in der 
Handelsbilanz. Japan schaffte es m den 80er Jahren, seine Exporte zu er- 
höhen und seine Importe auf einem relativ stabilen Niveau zu halten. 1980 
betrug der Handelshilanzüberschuß lediglich US $ 2,1 Mrd., stieg dann 
aber rasch an und, was noch wichtiger ist, verharrte auf bohem Niveau: 
1986 wurde ein Handelsbilanzüberschuß von US $ 83,2 Mid. erzielt, 1987 
US $ 80,3 Mrd., 1988 US $ 77,5 Mrd., 1989 US $ 64,2 Mrd., 1990 US $ 
52,2 Mrd. und 1991 US $ 77,8 Mrd. (vgl. Menzel 1989, S. 103; IMF Di- 
rections of Trade 1992, S. 240). Ein Ausgleich dieser Überschüsse durch 
die Erhöhung der Wechselkurse für den Yen, wie es die neoklassische 
Handelstheorie erwarten ließe, fand nur begrenzt statt. 

Die Austeritäts-Politik des japanischen Staates ermöglichte den Transfer 
von Kapital ins Ausland. Die Folge der auf drastische Reduzierung der 


23 Damit einher geht eine strukturelle Veränderung der Diensleistungsbilanz: Die Über- 
schüsse beim Zinsdienst, wozu Profite aus Direktinvestitionen, Dividenden und Zinsen 
aus Bankdarlchen zu rechnen sind, steigen an; bei den übrigen Dienstleistungen, z.B. im 
Tourismas, wachsen die Defizite (vgl. Lincoln 1988, $. 2205). 

24 Menzel verweist darauf, daß trotz der hohen Überschüsse Japan keine besonders exporto- 
rientierte Ökonomie sei: Die Exporiquote (d.h. Exporte im Verhältnis zum BSP) liegt bei 
nur etwa 10%. Japan hat seinen Warenexport aber auf einige wenige Branchen beschränkt 
(Kraftfahrzeuge, Elektronik, Optik), die es dominiert (ve). Menzel 1989, S. 105). 
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staatlichen Haushaltsdefizite abzielenden Politik war, daß die hohe interne 
Ersparnis nicht mehr aufgenommen werden konnte. Die hohe verfügbare 
Liquidität im Inland sorgte zudem für niedrige Zinsen und veranlaßte viele 
japanische Firmen, im Inland Kredite aufzunehmen und im Ausland zu in- 
vestieren (vgl. Lincoln 1988, S. 6; Healey 1990, S. 13).23 Zwei weitere 
Punkte müssen bei der Bewertung der Leistungsbilanzüberschüsse berück- 
sichtigt werden. Zum einen weist Arndt darauf hin, daß Japan durch die 
hohen Kapitalexporte für einen unterbewerteten Yen sorgte und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit seiner Industrie sichern konnte: Konsequenz waren 
eine Zunahme der Exporte sowie eine Verteuerung der Importe, beides 
Ziele des japanischen Neomerkantilismus (vgl. Arndt 1990, S. 9). Zum an- 
deren war die Bereitschaft des Auslandes, die japanischen Überschüsse 
aufzunehmen, Voraussetzung für Japans Kapitalexporte. Die japanische 
Regierung konnte so eine Austeritätspolitik betreiben, ohne das Land in 
eine Rezession zu stürzen (vgl. Lincoln 1988, S. 212).26 Konsequenz dieser 
Politik ist, daß das Land der aufgehenden Sonne sich durch massiven Kapıi- 
talexport in der Region eine herausragende Gläubigerposition verschafft 
hat. 

Die Außenwirtschaftspoliük Japans wird nun schon seit einigen Jahren kri- 
tisch kommentiert. Bisher gab es allerdings trotz aller Kritik keine signifi- 
kanten Veränderungen, von Absichtserklärungen japanischer Regierungs- 
vertreier abgesehen. Die Rücksichtslosigkeit, mit der Japan in der Außen- 
wirtschaftspolitik seine Interessen durchsetzt, führte allerdings zu Warnun- 
gen vor einer stärkeren Führungsrolle Japans sowohl regional als auch glo- 
bal (vgl. Boyd 1989, S. 106).27 


25 Direktinvestißonen japanischer Unternehmen im Ausland werden häufig auch aus strate- 
gischen Gründen vorgenommen. Ziele sind bei Investitionen in Produktionsstätten meist 
die Überwindung von Handelsbarrieren oder die Auslagerung von arbeitsintensiven Indu- 
strien in asiatische Nachbarländer, die niedrigere Lohnkosten aufweisen. Direktinvestitio- 
nen in Bergbau oder andere Quellen natürlicher Ressowcen dienen vorwiegend der Siche- 
rung der Versorgung, selten stehen dabei ausschließlich Profitinteressen im Vordergrund 
(vgl. Arndt 1990, S. 9). 

26 Auch die USA profitierten in gewisser Weise von dieser Entwicklung: die expansive Fis- 
kalpolitik unter Reagan hätte ohne japanisches Kapital unweigerlich zu höheren Zinsen 
geführt (vgl. Lincoln 1988, S. 12). 

27 Panplaykim meint, Japan werde zu Recht als unzuverlässiger Verbündeter betrachtet, da 
schon das Konzept dort nicht verstanden werde: »Japan is correctly suspected Io be an un- 
reliable ally beeause alliance is a western concept, unknown in Asia. Confucian societies 
understand empires (technically, Japan still is one), hegemony, tributary kings, and client 
states. All these are derived from the idea of the harmonious hierarchy, the fundamental 
notion of Confucjanism« (Panglaykim, }: The Japanese Eeonomie Strategiy: Sogo 
Shosha and Asean, The Indonesien Quarterly, No. 2 (1983). S. 80ff. Zitiert nach Ma- 
chetzki 1988, S. 34). 
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Die Kritik an Japan wird von den Japanern nicht immer verstanden. Aus 
ihrer Sicht sind es die Amerikaner, die ein bestehendes, durch Gewohn- 
heitsrecht legitimiertes System ändern wollen, während die Regierung der 
USA meint, Japan solle seinem Wohlstand entsprechend international eine 
größere Verantwortung übernehmen (vgl. van Wolferen 1989a, S. 24f).28 
In Japan wird die zunehmend härtere Gangart Washingtons auch mit den 
Frustrationen erklärt, die sich aus dem Verlust der US-Hegemonie entwik- 
kelten (vgl. van Wolferen 1989a, S. 626). 

Es bleibt abzuwarten, wie sich die Beziehungen zwischen den beiden wich- 
tigsten Nationen der Region in den nächsten Jahren entwickeln werden. 
Der Wegfall des militärischen Konfliktes mit der UdSSR könnte, insbeson- 
dere unter der wirtschaftliche Aspekte stärker betonenden C}inton-Admini- 
stration, zu einer dramatischen Verschärfung des Handelskonfliktes führen. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn, wie es sich derzeit abzeichnet, eine Bi- 
nigung zwischen der EG und den USA in der Uruguay-Runde erzielt wer- 
den könnte und die Japaner keine Bereitschaft zeigen sollten, ihre Agrar- 
märkte, d.h. insbesondere den Markt für Reis, zu öffnen. Ebenso sind an- 
dere Szenarien denkbar. Möglicherweise laufen Chinas gegenwärtig stark 
ausgeweitete Rüstungsanstrengungen darauf hinaus, daß es sich zum Nach- 
folger der UdSSR auf militärischem Gebiet entwickelt. Sollte es China ge- 
lingen, sich als regionale Militärsupermacht herauszubilden und dadurch 
eine neue militärische Bedrohung Japans entstehen, könnte die alte Ar- 
beitsteilung zwischen Japan und den USA wieder aktuell werden. Japan 
könnte gezwungen sein, sich stärker an die USA anzulehnen. 

Für die Frage, welche Rolle Japan im asiatisch-pazifischen Wirtschafts- 
raum spielt, ist jedoch nicht nur das Verhältnis zu den USA von Belang. 
Japan hat es in der Nachkriegszeit verstanden, sich als Wachstumspol der 
Region zu entwickeln. Es treibt mit den anderen Ländern, wie schon er- 
wähnt, keinen auf Wettbewerb basierenden, sonder einen komplementä- 
ven Handel, Die Arbeitsteilung in der Region (Japan liefert die Waren mil 
der höchsten Wertschöpfung und zunehmend die Güter, deren Herstellung 
die geringsten Umweltschäden verursacht) begünstigt eindeutig das Land 
der aufgehenden Sonne: Es steht in der Hierarchie der Region zweifellos 
an der Spitze.?? 


28 Dabei muß berücksichtigt werden, daß in der gesamten Nachkriegszeit eine sehr enge Be- 
ziehung zwischen Japan und den USA bestand. Japan befand sich in einer militärischen, 
aber auch in einer außenpolitschen und diplomatischen Abhänpipkeit von den USA (vel. 
van Wolferen 1989b, S. 121). 

29 Menzel unterstreicht die Erfolge der japanischen Außenwirtschaftspolitik und stellt fest, 
daß Japan mit nicht-militärischen Mitteln die imperialistischen Ziele der 30er und 40er 
Jahre erreicht hat: »Ans japanischer Sicht läßt sich somit konstatieren, daß die Ziele der 
dreißiger und vierziger Jalve, nämlich die Schaffung der sogenannten "Gemeinsamen 


4. Charakteristika der Eintwicklungswege in den anderen asiatischen 
Ländern des Pazifischen Beckens 


Die Betonung der nationalen Interessen, umfassende staatliche Intervention 
in die Abläufe des Wirtschaftslebens und die Vernachlässigung individu- 
eller Bedürfnisbefriedigung, wozu auch das Bedürfnis nach einer demo- 
kratischen Gestaltung von Politik und Gesellschaft zu rechnen ist, finden 
sich nicht nur in Japan, sondern auch in den anderen asiatischen Ländern 
der Region. Die in der Einleitung formulierte These, daß sich im Pazifi- 
schen Becken zwei nicht miteinander m Einklang zu bringende Gesell- 
schaftsformen finden lassen, sol] hier weiter spezifiziert werden, 
Häufig werden die asiatischen NICs Korea, Taiwan, Singapur und Hong- 
kong schon begrifflich unter dem Titel "Vier kleine Tiger’ zusammengefaßt. 
Diese bequeme Vereinfachung führt jedoch schnell zu einer falschen 
Wahrnehmung dieser Länder. Die Differenzen zwischen den NICs in Be- 
zug auf Kultur, Ideologie und Wirtschaftsystem sind groß, größer jeden- 
falls als zwischen den Nationen in Westeuropa.? Trotz aller Unterschiede 
sollen an dieser Stelle die Gemeinsamkeiten des asiatischen Entwick- 
lungsweges erörtert werden. Im Anschluß werden dann einige länderspezi- 
fische Gesichtspunkte diskutiert. 
Eine erste Gemeimsamkeit ist, daß die asiatischen Länder offensichtlich 
trotz fehlender demokratischer Strukturen zu hohen Wachstumsraten fähig 
waren. Bei der Betrachtung der sechs Nationen in Asien mit dem höchsten 
Pro-Kopf-Wachstum seit 1965 fällt auf, dal 
- ein Land, die VR China, eine auforitäre kommunistische Regierung be- 
sitzt, 
- ein Land, Indonesien, zeitweise von einer Militärdiktatur regiert wurde 
und anschließend eine Einparteienregierung hatte, 
- zwei Länder, Südkorea und Taiwan, autoritäre Regierungen hatten und 
erst am Beginn der Demokratisierung ihrer Gesellschaften stehen, 
- Singapur zwar eine gewählte, aber autoritäre Regierung besaß, 


Großasiatischen Wohlstandssphäre', ein Begriff des blanken Euphemismus, Mitte der 
achtziger Jahre weitgehend erreicht wurden. Südostasien, China, die Sowjetunion und 
Ozeanien, selbst Nordamerika sind zu Primärgüterlicferanten geworden, die europäischen 
und amerikanischen Konkurrenten auf dem Markt der Fertigwaren sind weitgehend aus 
der Region verdrängt worden. Was die damalige militärische xpansion nicht vermochte, 
ist auf elegante Weise der kommerziellen Expansion gelungen« (Menzel 1989, 8.131). 

30 Zudem treiben die NICs, wie auch die ASEAN-I.änder, kawn Handel untereinander, was 
aber zumindest teilweise auf unterschiedliche Entwicklungsstufen zurückgeführt werden 
kann (vol. Segal 1990, 8.3811). 
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- Hongkong bürgerliche Freiheiten genoß, aber britische Kolonie war und 
ist, 

Die sieben ökonomisch erfolgreichsten Länder der Region (einschließlich 
Japan) sind also keine Demokratien westlichen Formates. Dabei drängt 
sich natürlich die Frage auf, ob demokratische Strukturen bei der Erzielung 
hoher Wachstumsraten überhaupt notwendig sind. Man kann sicherlich 
feststellen, daß autoritäre Regime eher in der Lage sind, dem Druck von 
Interessengruppen zu widerstehen und daher weniger dazu neigen, Struk- 
turanpassungsmaßnahmen zeitlich zu strecken, aufzuschieben oder ganz zu 
unterlassen. 

Einige Autoren sind der Ansicht, daß die erfolgreicheren Länder der Re- 
gion durch konfuzianische Ideen charakterisiert seien. Segal meint, der 
moderne Konfuzianismus sei ein System paternalistischer Autorität ver- 
bunden mit nationalistischen Strömungen, in dem nur wenig Raum sei für 
westliche Vorstellungen einer auf einer gesetzlichen Grundlage basieren- 
den politischen Ordnung. Eine Parallele zum Kommunismus ist, daß das 
Wohl der Gemeinschaft und Gruppensolidarität wichtiger sind als die Frei- 
heit des Individuums (vgl. Segal 1990, S. 117).3! An dieser Stelle werden 
die Differenzen zwischen den asiatischen und den angelsächsischen Län- 
dern der Region deutlich. In den USA, Kanada, Neusceland und Australien 
wird dem Wohlergehen der gesamten Gesellschaft weniger Bedeutung bei- 
gemessen als der freien Entfaltung des Individuums, 

Ein Merkmal, das das pazifische Asien von anderen Wirtschaftsregionen 
der Dritten Welt unterscheidet, ist ein aus dem wirtschaftlichen Auf- 
schwung erwachsenes Selbstbewußtsein. Die ost- und südostasiatischen 
Länder haben auf die ökonomischen Herausforderungen des 20. Jahrhun- 
derts innovativ reagiert. Aus diesem Erfolg erwuchs ein Anstieg des Ver- 
trauens in die eigene Problemlösungskompetenz. Dabei muß man berück- 
sichtigen, daß die erfolgreichen asiatischen Länder westliche Vorbilder 
nicht unkritisch imitierten, sondern der gelungene Versuch gemacht wurde, 
viele Elemente der traditionellen Wirtschaftskultur in die neue Wirt- 
schaftsordnung zu übernehmen (vgl. Macheizski 1991, S. 10). Diese Wirt- 
schaftsordnung ist vor allem durch eine strukturelle Gemeinsamkeit ge- 
kennzeichnet: In den asiatischen Staaten mit den höchsten Wachstumsraten 
gibt es einen umfassenden Einfluß des Staates zu verzeichnen. Es finden 
sich zwar durchaus Elemente einer marktwirtschaftlichen Ordnung, die al- 
lerdings, wie für Japan gezeigt, durch ein hohes Maß an staatlicher Inter- 


31 Segat weist aber auch darauf hin, daß der Begriff "Konfuzianismus’ lediglich eine Klam- 
mer ist, um eine Reihe von erfolgreichen Entwicklungsländerm zu bezeichnen, die in einer 
traditionell konfluzianisüschen Region hegen und die weder sozialistisch noch demokra- 
tisch-pluralistisch sind (vgl. Segal 1990, $. 121). 
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vention relativiert werden.?? Dabei wird jedoch eine marktwirtschaftliche 
Ordnung weniger als zu erreichendes Ziel, sondern vielmehr als Mittel zur 
Durchsetzung staatlicher Entwicklungszielsetzungen verstanden. Dies un- 
terstreicht den pragmatischen Charakter der Wirtschafispolitik in asiati- 
schen Ländern (vgl. Röpke 1991, 8. 102). 

Folge der Unterschiedlichkeit der Wirtschaftissysteme asiatischer und an- 
gelsächsischer Länder sowie der hohen Bedeutung der staatlichen Büro- 
kratie in den asiatischen Staaten ist allerdings ein fuanktionales Problem für 
die Intensivierung der Kooperation: Den in den meisten asiatischen L.än- 
dern der Region sehr wichtigen Ministerialbürokratien stehen in den angel- 
sächsischen Ländern keine mit ähnlichen Kompetenzen ausgestatteten 
Staatsdiener gegenüber. Für eine asiatisch-pazifische Wirtschaftsgemein- 
schaft stellt diese funktionale Divergenz eine hohe, wenn auch nicht un- 
überwindbare Hürde dar. 

Wichtig ist, daß staatliche Interventionen in asiatischen Ländern, im Ge- 
gensatz zu vielen westlichen Staaten, vor allem dem Ziel dienen, eine 
starke weltwirtschaftliche Position der eigenen Volkswirtschaft herzustel- 
len bzw, zu sichern (vgl, Machetzski 1991, S. 11). Andere konkrete Ziele, 
2. B. hoher Beschäftigungsstand, Schutz einzelner Branchen vor den Aus- 
wirkungen eines strukturellen Wandels oder soziale Zielseizungen wie Ar- 
beitsschutzmaßnahmen, die in westlichen Ländern häufig im Zentrum 
staatlichen Handelns stehen, haben in den untersuchten asiatischen Län- 
dern nur eine untergeordnete Bedeutung. 

Einige Autoren meinen, daß die asiatischen NICs sich vor allem durch die 
Anwendung der Prinzipien einer freien Marktwirtschaft so rasch hätten 
entwickeln können. Man darf jedoch die Exportorientierung der NICs nicht 
mit freier Marktwirtschaft verwechseln (vgl. Sachs 19895, S. 16; Edwards 
1989, S. 180). Vielfach wurden, neben einem unterbewerteten Wechselkurs 
und Beschränkungen bei den Importen, die Exportsektoren durch Regie- 
rungssubventionen und Kreditzuweisungen sowie durch andere finanzielle 
Unterstützungsmaßnahmen gefördert (vgl. Sachs 1989b, S. 16). Die Ähn- 
lichkeiten mit dem japanischen Entwicklungsweg unmittelbar nach dem 
Zweiten Weltkrieg sind unübersehbar.?? Man sollte darüber hinaus nicht 


32 Während im kontinentaleuropäischen Raum nur wenige Beobachter an dieser Einschät- 
zung zweifeln und den Erfolg der staatlichen Interventionen anerkennen, wird im angel- 
sächsischen Raum das Gedeihen einer derartigen Wirtschaftspolitik mit Geringschätzung 
betrachtet: »Many nations (especially Japan and the NiCs) have gained by government 
actions to develop trade, and it only seems to be in the English-speaking countries of Ihe 
West that such action is viewed with disdain« (Emy/Hugh 1991, 5. 36). 

33 Die kapitalistischen Länder Ost- und Südostasiens entwickelten sich nicht nur gemäß dem 
japanischen Modell, sondern auch unter starkem japanischen Binfluß. Insbesondere sind 
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aus dem Auge verlieren, daß die Regierungen insbesondere der ostasiati- 
schen Länder, d.h, Japan, Taiwan und Korea, die einheimische Ersparnis 
und Kapitalbildung, Bildung und Wissenssammlung sowie eine effiziente 
Infrastruktur förderten (vgl. Kasper 1990, S. 16). 

Bei den erfolgreichen Ländern der Region, d.h. insbesondere Japan, Korea, 
Taiwan, Singapur und Hongkong, waren keineswegs vor allem Maßnah- 
men zur Handelsliberalisierung für den wirtschaftlichen Aufstieg verant- 
wortlich. Diesen Ländern, mit der Ausnahme von Hongkong, ist jedoch ein 
hohes Maß an Regierungsintervention zur Stimulierung der Exporte ge- 
meinsam (vgl. Edwards 1989, S. 180).31 Es darf dabei nicht vergessen wer- 
den, daß die erfolgreichen Exporteure der Region zudem von drei Rah- 
menbedingungen profitierten: Einmal erlaubt das seit dem Zweiten Welkt- 
krieg gültige System des Welthandels auch über lange Zeiträume hinweg 
die Erzielung von Exportüberschüssen. Zweitens konnten vor allem die 
NICs ihre Erfolge im Direkthandel mit den Industrieländern erzielen und 
waren nicht auf z.T. komplexe multilaterale Koordinationsmechanismen 
angewiesen (vgl. Langhammer/Hiemenz 1990, S. 51) und drittens profi- 
tierten die NICs von ihrer Klassifizierung als Entwicklungsländer, insbe- 
sondere bei Fragen des Marktzugangs. 

Binige länderspezifische Gesichtspunkte sind für die Analyse der Koope- 
rationschancen in der Region von Bedeutung. Südkorea weist wohl die 
meisten Parallelen zum japanischen Entwicklungsweg auf. Innerhalb von 
einer Generation, von 1953 bis 1980, hat sich diese Nation von einem ar- 
men Agrarland (47% des BSP Landwirtschaft, 9% Industrie) zu einem pro- 
sperierenden Schwellenland gewandelt (16% Landwirtschaft, 30% Indu- 
strie). Japan hatte vor dem Zweiten Weltkrieg die koreanische Wirtschaft 
dominiert, aber auch die infrastrukturellen Vorraussetzungen für eine mo- 
derne Ökonomie geschaffen. Ein großer Teil der Infrastruktur wurde zwar 
im Koreakrieg zerstört, massive Kapitalhilfe aus den USA und später Japan 
sowie eine Landreform schufen jedoch rasch die Grundlagen für den ra- 
santen Aufschwung (vgl. Segal 1990, 5. 316). In Südkorea wurde das ge- 
mischte japanische Wirtschaftssystem übernommen: Marktwirtschaftlichen 
Elementen unter Betonung der Privatwirtschaft wurden staatliche Inter- 


heute viele japanische Konzerne dazu übergegangen, Produktionsstätten in ASEAN-Län- 
dern in dden Konzernverbund miteinzubeziehen (vgl. Boyd 1989, S. 12). 

34 Edwards weist auch darauf hin, daß eine Exportorientierung sicherlich Vorteile mit sich 
bringt. Aber es gibt weder cin theoretisches noch ein empirisches Modell, das schr nied- 
rige (oder nicht vorhandene) Zölle mit höherem Wachstum verbindet. Auch «die These, 
daß eine von Regierungsintervention freie Wirtschaftspolitik (hands off) die besten Er- 
gebnisse zeitigt, läßt sich nicht belegen: »In facı, the success of the East Asian countries 
with export-led growth suggests Ihat some selectively determined degree of Intervention 
specially aimed at supporting exporis played a key role« (Zdwards 1989, S. 182). 


ventionen gegenübergestellt. Vier Hauptelemente charakterisieren Koreas 
Wirtschaftsordnung: Indikative Rahmenplanung durch Fünfjahrespläne, 
umfassende Kapitalverkehrskontrollen, straffe Geld- und Finanzpolitik so- 
wie direkter oder indirekter Staatsbesitz von Großunternehmen und Banken 
(vgl. Pohl 1991, 5. 34), 

Gemeinsamkeiten weisen die beiden Flächenstaaten unter den NICs, Korea 
und Taiwan, auf. In beiden Ländern findet sich der für den asiatischen 
Entwicklungsweg so charakteristische hohe Staatseinfluß, vor allem zur 
Förderung von industrieller Produktion für den Export. Ausländische Di- 
rektinvestitionen wurden zugelassen, aber man versuchte, ausländische 
Firmen in den zentral geplanten Industrialisierungsprozeß einzubezichen 
(vgl. Boyd 1989, S. 49). Zum System der Intervention gehört auch, daß 
die jeweiligen Staatsbanken private Investitionen finanzieren, die aber mit 
industriepolitischen Zielen in Einklang stehen müssen (vgl. Röpke 1991, S. 
104). 

Sowohl Südkorea wie auch Taiwan entwickelten sich unter Einflußnahme 
mächtiger und hochqualifizierter Bürokratien. Wie in den untersuchten 
asiatischen ländern üblich, hatten Interessengruppen fast keinen Einfluß. 
Die staatlichen Verwaltungen planten systematisch Exportkampagnen, die 
vor allem auf die japanischen und nordamerikanischen Märkte zielten. Im- 
porte wurden zum Schutz der einheimischen Industrien beschränkt und die 
Kooperation zwischen den ortsansässigen Firmen gefördert. Mit den hohen 
Exporteinnahmen wurden weitere Investitionen zur Fortsetzung des schnel- 
len Wachstums finanziert. Beide Länder haben zwar ihre Exportproduktpa- 
lette diversifiziert, gleichzeitig sind aber sowohl Südkorea als auch Taiwan 
noch sehr stark von Exporten nach Nordamerika abhängig und durch han- 
delspolitische Maßnahmen der USA potentiell verwundbar (vgl. Boyd 
1989, S. 50; Rodrik 1990, S. 94.1).35 

Die Entwicklung in Taiwan ist wahrscheinlich die bemerkenswerteste aller 
NICs. Chiang Kai-sbek hatte aus dem Scheitern seiner Politik Lehren ge- 
zogen und führte eine umfassende Landreform, die er auf dem Festland 
versäumt hatte, durch. Auch in Taiwan wurde die Vorstellung einer sich 
selbst regulierenden Ökonomie nicht akzeptiert (vgl. Segal 1990, S. 121). 
Wie bereits gezeigt, gehört Taiwan heute zu den wohlhabendsten Ländern 
Asiens. Deutlich wird dies bei der Außenverschuldung und den Währungs- 
reserven: Für den Schuldendienst auf die Außenschuld von spärlichen US $ 
1,15 Mrd. waren 1989 lediglich 0,7% der Exporteinnahmen notwendig. 
Noch eindrucksvoller ist, daß Taiwan die größten Währungsreserven der 


35 Auch für Sachs besteht kein Zweifel daran, daß die Regierung Sückoreas eine Schlüssel- 
rolle bei der Dynamisierung der ökonomischen Entwicklung spielte (vgl. Sachs 19895, S. 
16N. 


Welt besitzt. Ende 1990 verfügte das Land über Reserven in Höhe von US 
$ 78,1 Mrd.; ein Betrag, der etwa der Summe der Außenverschuldung Ar- 
gentiniens und Chiles zur gleichen Zeit entspricht (vgl. The Europa World 
Yearbook 1992, S. 768 und $. 771; Weltentwicklungsbericht 1992, S. 291). 
Wie bei Korea und Taiwan lassen sich auch zwischen Singapur und Hong- 
kong Gemeinsamkeiten finden. Dabei gilt es aber differenziert vorzugehen: 
die beiden Länder haben eine vergleichbare Größe, Bevölkerungszahl und 
sind, anders als Japan, Korea und Taiwan, schr offene Ökonomien mit gc- 
ringen Importbeschränkungen. Sowohl Singapur als auch Hongkong ge- 
niessen eine Position als Drehscheibe der Region und fungieren als Zentren 
für (Finanz-) Dienstleistungen. Jenseits dieser funktionalen Gemeinsam- 
keiten findet man aber nahezu diametral entgegengesetzte wirtschaftspoli- 
tische Konzeptionen (vgl. Röpke 1991, S. 89f). Singapur ist eine saubere 
bis fast schon sterile Stadt ohne Slums, wit einer hervorragenden Infra- 
struktur, umfassenden umweltpolitischen Maßnahmen und einer sehr guten 
sozialen Absicherung der Bevölkerung. Hongkong hingegen hat nichts da- 
von: Schon der Anflug auf den berüchtigten Flughafen der Stadt stimmt 
auf die Atmosphäre der britischen Kronkolonie ein. Hongkong, die Stadt 
mit der höchsten Rolls-Royce Dichte der Welt, präsentiert vulgären Reich- 
{um direkt neben bitterer Armut. Bei kaum einem anderen Ländervergleich 
wird so deutlich, daß es für die Bewertung der Wirtschaftspolitik eines 
Landes letztlich nicht ausreicht, das Pro-Kopf-Einkommen ohne Berück- 
sichtigung der Einkommensverteilung zu betrachten. 

In Singapur basierte der Erfolg auf einem mit harter Hand geführten Staat, 
der auf einer Vielzahl von Ebenen in das Leben der Individuen eingriff. 
Die Regierung wählte anfänglich arbeitsintensive Industrien aus, später 
folgten staatlich gelenkte Investitionen in Schwerindustrie, Maschinenbau 
und Ölraffinerie (vgl. Segal 1990, S. 310). Singapurs langjähriger Pre- 
mierminister Lee Kuan Yew orientierte sich am Modell Japan, setzte also 
durchgängig auf Staatsintervention (vgl. Pohl 1987, S. 17; Rieger 1991, S. 
30). Dabei schaffte es die Regierung, in den 80er Jahren den Sprung vom 
Billiglohnland zum Standort mit relativ hohen Löhnen, aber zugleich hoher 
Produktivität, mit verblüffend geringen Schwierigkeiten durchzusetzen. 
Hongkong stellt, sieht man einmal von den Philippinen ab, die große Aus- 
nahme in Ostasien und unter den asiatischen APEC-Ländern dar. Die briti- 
sche Kronkolonie wählte einen völlig anderen Entwicklungsweg als Singa- 
pur oder die anderen asiatischen NICs: ordnungspolitisch betrachtet gibt es 
wenige Länder, bej denen der Staatseinfluß derart gering ist wie in Hong- 
kong (vgl. Segal 3990, S. 121). Singapur und Hongkong könnte man als 
ungleiche Zwillinge bezeichnen: der präzisen Planung in Singapur steht 
Hongkongs Wirtschaftsliberalismus einschließlich eines weitgehend unre- 
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gulierten Finanzscktors gegenüber. Für einige Betrachter stellt dementspre- 
chend die Kronkolonie das Beispiel für den Eıfolg einer reinen Marktwiıt- 
schaft ohne sozialen Ausgleich dar. 

Hongkongs Erfolge werden der Durchsetzung des klassischen Prinzips frei- 
er Konkurrenz und anderen Eckpfeilern einer liberalen Wirtschaftspolitik 
zugesprochen: Freihandel, unbeschränkte Mobilität des Faktors Kapital, 
freie nationale Konkurrenz mit unbeschränktem Markteintritt und -austritt, 
Privateigentum an Produktionsmitteln sowie die Durchsetzung rechtsstaat- 
licher Prinzipien prägen die Wirtschaftsordnung der britischen Kronkolo- 
nie (vgl. Röpke 1991, S. 931). Doch Hongkongs Erfolgsbilanz ist längst 
nicht so strahlend wie man auf den ersten Blick meinen könnte. Wie auch 
in den anderen angelsächsisch geprägten Ländern, und dazu muß man die 
britische Kronkolonie in Fragen der Ordnungspolitik unbedingt zählen, zei- 
ven sich die Grenzen dieses Modells. Betrachtet man die industriellen Be- 
ziehungen, fällt die Kurzfristigkeit der Arbeitsbeziehungen auf. Flexibilität 
ist wichtiger als Kontinuität und die Potentiale einer langfristigen Bindung 
von Arbeitnehmern an einen Betrieb werden damit nicht genutzt (vgl. 
Röpke 1991, S. 90). 

Röpke weist auch auf einen weiteren Nachteil des Systems hin: Mitarbeiter 
von Firmen sind stets geneigt, sich selbstständig zu machen. Die andau- 
ernde Entstehung und Zerstörung von Firmen bringen zwar der gesamten 
Volkswirtschaft Flexibilität und Dynamik, auf der Mikroebene resultiert 
daraus aber häufig die Ablehnung von Teamarbeit und einer offenen, ver- 
tranensvollen Zusammenarbeit von Geschäftsführung und Arbeitneh- 
mern.36 Konsequenz sind extrem zentralisierte Entscheidungsprozesse und 
autokratische Führungsmethoden in den Unternehmen Hongkongs (vel. 
Röpke 1991, S. 90). Die größten Schwächen tauchen im industriellen Sck- 
tor des Landes auf, die im Vergleich mit dem ungleichen Zwilling Singa- 
pur um so stärker ins Auge fallen. Obwohl die industrielle Entwicklung in 
Singapur mehr als ein Jahrzehnt später als in Hongkong begann, verfügt 
der Inselstaat heute über eine modernere Industriestruktur als die Kronko- 
lonie. Die Problemfelder wurden in einer Studie, die im Auftrag des 'Indu- 
stey Department erstellt wurde, im Jahr 1989 benannt. Unter anderem wur- 
de folgendes kritisert: zu niedrige Investitionen, geringe Entlohnung der 
Arbeitskräfte, niedrige Arbeitsproduktivität, schlechte Arbeitsplatzorgani- 
sation und schlechtes Betriebsklima, Qualitätsmängel in der Fertigung, ver- 
altete Produktionstechnologien, mangelhafte Neuentwicklung von Produk- 
ten, Mangel an qualifiziertem Personal mit einer fundierten technischen 


36 Unternehmen müssen infolge der niedrigen Austritiskosten stets die Abwanderung von 
Mitarbeitern befürchten. Diese Tendenz verstärkt sich, wenn die Leitung einer Firma sich 
bietende Chancen nicht mitzt. 
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Ausbildung (vgl. Röpke 1991, S, 100). Insbesondere im Vergleich mit an- 
deren asiatischen NICs bleibt Hongkongs Industrie zurück: Während sich 
die übrigen Länder durch industriepolitische Maßnahmen komparative 
Vorteile verschafften, blieb Hongkong infolge seiner 'laissez-faire’ Orien- 
tierung zurück (vgl. Röpke 1991, S. 107). 

Die Parallelen zwischen Hongkong und den angelsächsischen Ländern 
werden besonders bei der Betrachtung des Zustandes der Industrie deutlich. 
Eine Bestandsaufnahme der Industrie in den USA, Kanada, Australien und 
Neuseeland, natürlich auch in Großbritannien selbst, würde zu fast den 
gleichen Ergebnissen kommen, Offensichtlich sind die angelsächsischen 
Länder nicht in der Lage, ihre Industrien kontinuierlich zu moderniseren 
und mit den asiatischen wie auch mit den kontinentaleuropäischen Konkur- 
renten in Wettbewerb zu treten. Es wäre jedoch falsch, allein staatliche In- 
tervention für die Exporterfolge der asiatischen Länder verantwortlich zu 
machen. Ganz zentral für die Erklärung der asiatischen Triumphe und die 
permante Schwäche der angelsächsischen Länder ist die unterschiedliche 
Art der Finanzierung von Investitionen: Kapitalmarktorientierung auf der 
einen versus Kreditmarktorientierung auf der anderen Seite. 

Mit Kapitalmarktorientierung ist ein an der Börse ausgerichteter Kapital- 
markt gemeint, d.h. Investitionen werden vorwiegend durch Aktienemis- 
sionen finanziert. Vor allem in den angelsächsischen Ländern überwiegt 
Aktienkapital als wichtigste langfristige Finanzierungsquelle. In Konti- 
nentaleuropa wurde mit der Schaffung des Universalbankensystems ein 
weitergehendes System entwickelt. Dabei können Firmen sich unabhängig 
von der Börse mit Krediten bei ihrer (Haus-) Bank versorgen. Damit wur- 
den zentrale Schwächen des angelsächsischen Systems überwunden. Zum 
einen haben es dort kleinere Firmen schwerer, sich mit Krediten zu versor- 
gen, zum anderen bedingt die Abhängigkeit von der Börse eine hohe Ver- 
wundbarkeit durch sogenannte feindliche Übernahmen. In Japan ging die 
Entwicklung noch einen Schritt weiter. Industriekonzerne verfügen dort 
über eigene Hausbanken, Zudem hat die Zentralbank große Macht über die 
Steuerung der Kreditmärkte und kann auch zu industriepolitischen Zwek- 
ken intervenieren. In Taiwan und Südkorea sind es sogar Staatsbanken, die 
private Investitionen finanzieren. Die Staatsbanken prüfen allerdings, ob 
die privaten Investitionen mit den industriepolitischen Zielen der Regie- 
rung im Einklang stehen, d.h. de facto interveniert der Staat auf mehreren 
Ebenen (vgl. Röpke 1991, S. 1038). 

Die Kapitalmarktorientierung im angelsächsischen System hat aber eine 
weitere Schaltenseite, das Risiko einer feindlichen Übernahme‘, Ein Un- 
ternehmen ist im angelsächsischen System fatalerweise nicht nur dann ein 
Übernahmekandidat, wenn die Firma finanzielle Schwächen zeigt, sondern 


paradoxerweise auch dann, wenn die Firma glänzende Geschäfte macht. 
Hat ein Unternehmen nämlich aufgrund dieser guten Geschäftslage eine 
hohe verfügbare Liquidität, stellt dies einen besonderen Anreiz dar. Der 
'raider' kann mit diesen Mitteln die aufgenommenen Kredite und andere 
Kosten der Übernahme bezahlen. Anders gesagt: Das Opfer bezahlt auch 
noch die eigene Hinrichtung. Die Konsequenz dieser fatalen L.ogik ist der 
Zwang für Unternehmen, über eine möglichst niedrige Liquidität zu verfü- 
gen, um nicht zum Übernahmeobjekt zu werden. Dadusch wiederum wird 
verhindert, daß Investitionen aus eigenen Rücklagen finanziert werden, 
was die Abhängigkeit von der Börse sowie vom Zinsniveau verstärkt: ein 
Teufelskreis, in dem eine langfristige Planung unmöglich ist. Man muß 
sich dabei vor Augen halten, wie wenig in den asiatischen Ländern kurzfri- 
stige Überlegungen eine Rolle spielen. Im Wettbewerb entsteht aus der 
langfristigen Form der Finanzierung in asiatischen Ländern ein nicht zu 
überschätzender Vorteil gegenüber den angelsächsischen Konkurrenten. 
Die Untersuchung des asiatisch-pazifischen Wirtschaftsraums zeigte, daß 
die Kooperationsmöglichkeiten in der Region als begrenzt zu betrachten 
sind. In den betrachteten asiatischen Ländern ist eine Orientierung auf Bx- 
porte in Verbindung mit einem hohen, von Land zu Land allerdings unter- 
schiedlichen Maß an Staatsintervention charakteristisch. Staatliche Planung 
ist kein Tabu, sondern alltägliche Praxis in der Wirtschaftspolitik. Die 
große Ausnahme stellt Hongkong dar, das von der Struktur der Wirt- 
schaftspolitik den angelsächsisch geprägten Ländern der Region ähnelt. 
Die Betrachtung der Unterschiede der wirtschaftlichen Entwicklung und 
des Handels zwischen den einzelnen Ländern des asiatisch-pazifischen 
Wirtschaftsraumes bestätigte die in der Einleitung vorgestellten Thesen. 
Die Region zeigt wenig Gemeinsamkeiten, weder beim Entwicklungsstand 
noch bei den wirtschaftspolitischen Konzeptionen. Insbesondere fallen die 
Unterschiede zwischen asiatischen und angelsächsisch geprägten Ländern 
ins Auge. Wirtschaftliche Integration müßte die Bedingungen für eine 
Konvergenz dieser gegensätzlichen Wirtschaftsstile schaffen, was zumin- 
dest problematisch sein wird. Im Rahmen dieser Untersuchung konnten die 
Chancen einer verstärkten Kooperation, insbesondere im Rahmen der 
APEC, nicht umfassend analysiert werden. Wenn man allerdings die Erfah- 
rungen anderer Versuche zur Intensivierung der wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeit berücksichtigt, wird deutlich, daß die gezeigten extremen Unter- 
schiede der Entwicklungsstände eine intensive Kooperation unmöglich er- 
scheinen lassen. Unterhalb der Ebene einer engen Zusammenarbeit gibt es 
aber zweifellos Möglichkeiten des verbesserten Informationsaustausches 
und von Konsultationen. 
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Enrique Dussel Peters 


Bye bye Weltmarkt? 
Freihandel oder Regionalisierung des Weltmarktes: 
Das Freihandelsabkommen zwischen 
Kanada, Mexiko und den USA 


Einleitung 


Bis Anfang der 90er Jahre haben sich neoliberale Theorie und Praxis in der 
Peripherie, insbesondere in den lateinamerikanischen Ländern nach dem 
»verlorenen Jahrzehnt« der 80er Jahre, fast vollständig durchgesetzt. Nach 
den neoliberalen Lehren von Bhagwati, Balassa und Kruger ist die exporto- 
rientierte Industrialisierung und Integration in den kapitalistischen Welt- 
markt die einzige Entwicklungsmöglichkeit der Peripherie: Freihandel und 
die totale Öffnung der Binnenmärkte, ein »minimalistischer Staat«, Wäh- 
rungsabwerlungen zusammen mit restriktiven monetären und Haushalts- 
maßnahmen - das sind die wesentlichen Ziele der heutigen neoliberalen 
Projekte. Der private Scktor der jeweiligen Nationen soll der Motor der zu- 
künftigen Entwicklung und Industrialisierung werden. Ein Gespenst geht 
um auf dem Weltmarkt, jetzt nicht das Gespenst des Kommunismus, son- 
dern das des Freihandels. 

Parallel zu dieser Markteuphorie und zur scheinbar notwendigen Integra- 
tion der Peripherie in den kapitalistischen Weltmarkt bringt die zuneh- 
mende »Bilateralisierung« bzw. Regionalisierung des Weltmarktes neue 
Widersprüche und Grenzen des neoliberalen Projektes hervor. Im Zusam- 
menhang mit der Krise der US-Hegemonie, der »Enterprise for the Ameri- 
cas Initiative« und der sozioökonomischen Umstrukturierung der latein- 
amerikanischen Nationen ist das Freihandelsabkommen zwischen Kanada, 
Mexiko und den USA (derzeit im Ratifizierungsverfahren) aus mehreren 
Gründen bedeutend. Einerseits ist seit den 80er Jahren endgültig deutlich 
geworden, daß die USA die nach dem 2. Weltkrieg gesetzten militärischen 
und sozioökonomischen Funktionen und Ziele auf dem Weltmarkt neu be- 
stimmen müssen, da die Kosten und internen internationalen Widersprüche 
zumindest ökonomisch nicht mehr tragbar sind. Schon vor dem Zusam- 
menbruch der ehemaligen Sowjetunion beginnt daher eine selektive Orien- 
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tierung zur Peripherie. Andererseits hat sich Mexiko im Rahmen dieses 
Selektionprozesses zur bevorzugten Nation seitens multilateraler Organi- 
sationen und der USA herauskristallisiert. Mexiko weist die idealen Vor- 
aussetzungen für die neoliberale Entwicklungsstrategie auf. Die schon seit 
Mitte der 80er Jahre begonnene Handelsliberalisierung und die möglichen 
Konsequenzen des Freihandelsabkommens mit Kanada und den USA ver- 
stärken diesen Prozeß. 

Dieser Artikel wird sich hauptsächlich mit dem zweiten Teil dieser Frage- 
stellung befassen, da die Krise und mögliche Umstrukturierung der US- 
Hegemonie mehrfach behandelt worden ist (Glyn et al. 1989; Altvater et al. 
1987). Zunächst wird kurz Mexikos ökonomische Entwicklung vor der 
1982 erscheinenden Krise analysiert. Der zweite Teil behandelt die bedeu- 
tendsten Maßnahmen der neoliberalen Strategie seit Mitte der 80er Jahre 
und ihre sozioökonomischen Folgen. Der dritte Teil nimmi die konkreten 
Vorschläge und möglichen Konsequenzen des potentiellen Freihandelsab- 
kommens mit Kanada und den USA auf. Inwieweit diese Integrationsform 
zumindest eine nach kapitalistischen Kriterien 'erfolgreiche' Akkumulation 
für Mexiko hervorbringen kann, wird dann im letzten Teil des Artikels be- 
handelt. 


1. Importsubstituierende Industrialisierung in Mexiko (1940-82) 
1.1. Das »Mexikanische Wunder« (1940-70)? 


Die Regierung von Läzaro Cärdenas (1934-40) hat das Fundament der 
mexikanischen korporativistischen Gesellschaft gelegt. Die im- 
portsubstituierende Industrialisiertung (ISD, beruhend auf einem Mehr- 
werttransfer vom landwirtschaftlichen zum industrielien Sektor, war ent- 
wicklungsbestimmend in dieser Periode. Die IST hat insbesondere die na- 
tionale Konsumgüterindustrie durch unterschiedliche Importrestriktionen 
und Wechselkursmaßnahmen gefördert, die zu beeindruckenden Resultaten 
führte: das pro Kopf-BIP wuchs 1940-70 um jährlich 2.9%, und der Anteil 
des sekundären Scktors stieg von 28% 1938 des BIP auf 35% 1974. Ein 
stabiles autoritäres Regime mit einem für Lateinamerika einmaligen 
selektiven Repressionsapparat trug wesentlich zu dieser Entwicklung bei 
(Meyer/Reyna 1989). 

Der scheinbare Erfolg dieses Akkumwlationsmodells war entscheidend von 
externen Finanzierungsquellen und von der von transnationalen Unterneh- 
men eingeführten technologischen Diversifizierung abhängig (Huerta 
1985; Villareal 1988). Ausländische Direktinvestitionen zusammen mit 
Handelsbilanzüberschüssen der Nicht-Industrie-Sektoren (insbesondere 
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Landwirtschaft und Tourismus) haben die ISI finanziert, transnationale 
Unternehmen hatten bis 1982 Investitionen von ca. $27 Mrd. oder 20% von 
Mexikos BIP betätigt (Peres Nüfez 1990a). Eine scheinbar »friedliche Ko- 
existenz« zwischen privaten und staatlichen Unternehmen (paraestatales) 
fand statt; sie, die hauptsächlich Konsumgüter produzierten, stellten die In- 
frastruktur zur Verfügung, während iransnationale Unternehmen mit höhe- 
ren Produktivitäts- und Profitraten und Importkoeffizienten sich auf die 
höher entwickelten Manufakturbranchen konzentrierten (Blomström/Wolff 
1989, Casar 1990). 

Trotz hoher Subventionen und protektionistischer Maßnahmen waren we- 
der die nationalen noch die transnationalen Unternehmen in der Lage, die 
Voraussetzungen für eine kapitalistische Industrialisierung zu schaffen 
oder gar eine tsechnologische und finanzielle Basis heizustellen. 
Transnationale Unternehmen haben einen großen Teil ihrer Profite in das 
Ausland transferiert und der nationale und ausländische Privatscktor war 
hauptverantwortlich für die steigenden Leistungsbilanzdefizite. 1950-70 
beirug das gesamte Leistungsbilanzdefizit $7.7 Mrd. Das des privaten 
Sektors war fünfmal höher als das der staatlichen Unternehmen. 

Dieser massive Werttransfer in die privaten Industriesektoren und die 
Vernachlässigung des Landwirtschafissektors verursacbten den Kollaps des 
letzteren, so daß die mexikanische Regierung seit Ende der 60er Jahre neue 
Finanzierungsquellen ausfindig machen mußte. Die Unfähigkeit der mexi- 
kanischen Wirtschaft, ihre industrielle Struktur und den Außenhandel - 
1940-70 machte der Handel mit den USA 70% der Exporte und 79,3% dex 
Importe aus - zu diversifizieren, stellten einige der Widersprüche der Re- 
gierungspolitik dar. Gleichzeitig hatte die Entwicklungssirategie die 
Einkonmmensverteilung verschlechtert: 1950-70 sank der Ein- 
kommensanteil der ärmsten 40% der Bevölkerung von 13.1% auf 11,8% 
(Barkin 1991). Die ersten Erscheinungen der Krise dieser Entwicklungs- 
strategie wurden Ende der 60er Jahre deutlich, da der Landwirtschaftssek- 
tor, die Finanzierungsquelle der ISI, fallende Produktion und steigende Im- 
porte aufwies. Seitdem lösten ihn Öleinnahmen und Auslandsverschuldung 
als Finanzierungsquelle des Entwicklungsmodells der mexikanischen Indu- 
strialisierung ab. 

Anfang der 70er Jahre mußte die Regierung eine zweifache Krise überste- 
hen: die Akkumulationskrise in Mexiko und die Krise des kapitalistischen 
Weltmarktes nach dem »Ölpreisschock«. Die Ausschöpfung der Finanzie- 
rungsquelle und die steigende soziale Unzufriedenheit Ende der 60er Jahre 
waren einige der Erscheinungsformen der Akkumulationskrise: Die mexi- 
kanische Regierung hatte die Möglichkeit, entweder die kapitalistische 
Entwicklungsstrategie der letzten Jahrzehnte aufzugeben, die politische 
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Verantwortung für die sozioökonomische Krise zu tragen und neue sozio- 
ökonomische Optionen zu suchen oder die strukturelle Krise der 
Industrialisierungsstrategie zu verlängern. Die letzte Option machte massi- 
ven Kapitalimport durch Auslandsverschuldung und/oder eine radikale Ex- 
portorientierung notwendig. 


1.2. Strukturelle Krise und Reformen (1970-82) 


Die externen Bedingungen haben die mexikanische Wirtschaft in dieser 
Periode stark benachteiligt. Der Ölschock von 1973 steigerte zunächst und 
paradoxerweise Mexikos Leistungsbilanzdefizite und löste die Suche nach 
Ölvorkommen aus. Der Kollaps des Bretton Woods Systems und hohe In- 
flationsraten in den USA hatteu einen direkten Einfluß auf Mexikos relativ 
stabilen Wechselkurs seit den 40er Jahren. Die Finanzierungsschwierig- 
keiten der mexikanischen Regierung führten zur massiven Auslandsver- 
schuldung Mexikos (Schubert 1985), die 1970-82 von $5.97 auf ca, $85 
Mid. stieg (Rojas 1987). 

Die Regierung von Lopez Portllo (1977-82) versuchte, die Binnen- 
nachfrage durch expansionistische Maßnahmen zu stimulieren. Hohe 
Staatsausgaben, Subventionen für Energie- und Konsumgüter und private 
Investitionsanreize sollten ein erneutes industrielles Wachstum bewirken 
(Kim 1986). Gleichzeitig begann Lopez Portillo mit graduellen Reformen 
und der Umstrukturierung der IS], um die externen Widersprüche aufzuhe- 
ben und Mexiko in eine »mittlere industrielle Nation« zu verwandeln. Die 
Leitlinien dieses Prozesses beinhalteten die folgenden Elemente: 

l. Die Entwicklung des Manufakturscktors sollte weiterhin durch protek- 
tionistische Maßnahmen (staatliche Investitionen, direkte oder indirekte 
Subventionen, Steuerbegünstigungen und Kredite für die Klein-, Mittel- 
und exportorientierten Unternehmen) geschützt werden (Kim 1986; Trejo 
1989). 

2. Selektivere Importprotektionen sollten, insbesondere den Automobil- 
sektor und die »maquiladoras«! schützen, die gleichzeitig die notwendigen 
Exporte zum Ausgleich der defizitären Handelsbilanz schaffen sollten. 

3. Öleinnahmen, die Ausbeutung der billigen mexikanischen Arbeitskraft 
und Energie, und die massive Auslandsverschuldung sollten die Finanzie- 
rungsquellen der zukünftigen Entwicklung bereitstellen. 


l Die maquiladoras oder »in-bond Industrie« sind vor allem in der Automobil- und 
Kleidungsindustrie tätig, importieren seit 1965 zollfreie Waren, die in Mexiko verarbeitet 
und je nach Produkt meist wieder zollfrei exportiert werden (Fatemi 1990; Grund- 
wald/Plamm 1985). 
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In den 70er Jahren realisierten die transnationalen Unternehmen weiterhin 
die höchsten Profit- und Produktivitätsraten? und wiesen 1971-82 ein Han- 
delsbilanz- und Leistungsbilanzdefizit von $28.4 Mrd. bzw. $16.4 Mrd. 
auf. Der intraindustrielle Handel erreichte 51.4% bzw. 30.6% der totalen 
Exporte und Importe und machte die zunehmende Spezialisierung der 
transnationalen Unternehmen in Sektoren sichtbar, in denen Mexiko nach 
der neoliberalen Theorie keine komparativen Kostenvorteile vorzeigen 
konnte. Diese Firmen waren durch »economies of scale«, durch kapitalın- 
tensive Produktion und einen bevorzugten Zugang zum US-Markt 
gekennzeichnet (Peres Nühez 1990a; Ros 1987a, 199 1b). 

Die wachsenden Handelsbilanzdefizite und der fixe Wechselkurs seit 1970 
verursachten historisch einmalig hohe Inflationsraten und die Überbewer- 
tung des Peso. So wurden massive Spekulation und Kapitalflucht sti- 
muliert. Der private Sektor zeigte 1970-81 besondere Schwierigkeiten und 
trug mit $34 Mrd. zum Handelsbilanzdefizit bei. Das explosive Wachstum 
der maquiladoras in den 70er Jahren, deren Arbeiteranzahl von 20.327 auf 
130.973 und deren nationale Wertschöpfung von $ 0.1 Mrd. auf I Mrd. an- 
stieg, kann größtenteils auf die oben genannten Leitlinien zurückgeführt 
werden. Die Anbindung an den Rest der mexikanischen Wirtschaft war je- 
doch minimal, da ca. 97% der eingesetzten Produktionsmittel importiert 
wurden. Erst nachdem die Regierung de la Madrid seit 1985 eine 
Konsolidierung der exportorientierten Industrialisierung anstrebte, begann 
die maquiladora-Industrie eine wichtigere Rolle zu spielen (Barajas Es- 
camilla 1987; Carrillo 1986; Gonzälez-Ar&chiga/Barajas Escamilla 1989). 
Die Konzentration der großen industriellen Unternehmen nahm in dieser 
Periode weiter zu: Der Umsatzanteil der größten 100 Unternehmen nahm 
1973-81 von 35.4% des BIP auf 48% zu, während sich der Anteil der 
transnationalen Unternehmen von 35.4% auf 25.2% verringerte (Cypher 
1990); der Anteil der paraestatales blieb bei ca. 16% relativ konstant. 
Gleichzeitig konzentrierten sich die öffentlichen Investitionen auf den ÖI€- 
sektor mit über 50% der Gesamtinvestitionen, deren Exportanteil sich bis 
1981 auf 72.5% steigerte und 1977-81 ca. $32 Mrd. Exporteinnahnen er- 
brachte. Die Strategie seit Ende der 70er Jahre, unverarbeitetes Erdöl zu 
exportieren, hatte jedoch schwerwiegende Folgen: Einerseits steigerte sie 


2 Trotz unterschiedlicher Methodologien und quantitativer Unterschiede zeigen mehrere 
Autoren, daß die Produktivitätsunterschiede der nationalen und (hauptsächlich aus den 
USA stammenden) transnationalen Unternehmen in Mexiko während der 70er Jahre ab- 
nahmen, während sie sich in den 8Der Jahren wieder vergrößerten (Maddison 1989; Blom- 
strönv/Wolff 1989; Ros 199a). Von den Autoren wird aber kaum berücksichtigt, daß die 
Steigerung der US-Produktivität wesentlich niedriger als die der gesamten ORCD-L.änder 
war. Dies erklärt zT. Mexikos Anlebnung an die US-Wirtschaft (Hernändez 
Laos/Velasco 1990). 
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die Abhängigkeit der mexikanischen Wirtschaft von der Entwicklung der 
internationalen Ölpreise, andererseits verhinderte sie die Ausbildung eines 
industriellen Verfiechtungspotentials mit dem Rest der Wirtschaft (Ros 
19870). 

Unter Lopez Portillo verschlechterte sich die Einkommensverteilung wei- 
ter, und die Inflationsraten betrugen 1976-81 durchschnittlich 37.3%, wäh- 
end die rcalen Löhne um 10% abnahmen. Der Privatsektor investierte 
hauptsächlich im Dienstleistungsbereich. Die Exporte der gewerblichen 
Wirtschaft verzeichneten 1977-81 einen Rückgang ihres Anteils an den 
Gesamtexporten von 44.8% auf 16.7% (Casar 1989). Die moderate Han- 
delsliberalisierung seit 1976 und die Ersetzung von Impordizenzen durch 
Zeolliarife verursachten 1977 eine Importsteigerung von $5.7 Mrd. und 
1981 von 523.9 Mrd. Der Handelsanteil der USA nahm in dieser Periode 
von 70.9% auf 53.9% ab, hauptsächlich wegen der Diversifizierung der 
Ölexporte. Die neuen Preis- und Tarifstrukturen sollten die Entwicklung 
der nationalen Industrie begünstigen, während die Protektionsraten für die 
Konsumgüterindustrie negativ waren (Ros I1991a; Ten Kate/Wallace 1980). 
Diese Maßnahmen erreichten jedoch u.a., daß Leistungsbilanzdefizite und 
Auslandsverschuldung 1981 explodierten und $16.5 Mrd. (Defizit) bzw. 
$78.22 Mrd. (Stand der Außenschulden) erreichten (World Bank 1990). 
Trotz der akuten sozialen und politischen Probleme und der verschlechter- 
ten Einkommensverteilung war die Regierung unfähig, die Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten zu bewältigen. Die Verdopplung der internationalen Öl- 
preise 1979-80 stellte jedoch neues Vertrauen in die Zahlungsmöglichkeit 
Mexikos her. Trotz der Steigerung der internationalen Zinsraten sollten 
Anfang der 80er Jahre nach Auffassung der Regierung hohe Ölpreise und 
massive Aussenverschuldung die sichere Basis des einmal gewählten Ent- 
wicklungsmodells sein. 

Die Erschöpfung der nationalen Finanzierungsquelien, steigende Haus- 
halts- und Leistungsbilanzdefizite und unsichere Öleinnahmen, die nur ZT. 
die Importausgaben und den Schuldendienst ausglichen, machten jedoch 
Anfang der 80er Jahre deutlich, daß vier Jahrzehnte IST endgültig geschei- 
tert waren. 


2. Neoliberalismus und globale Integration (1982-93) 
2.1. Voraussetzungen und Gesamtüberblick 


Das Jahr 1982 ist nicht nur entscheidend, weil Mexiko den Schuldendienst 
nicht mehr leisten konnte und somit die nationale und z.T. auch die inter- 
nationale Schuldenkrise auslöste, sondern weil sie die Krise des in den vier 
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letzten Jahrzehnten verfolgten Entwicklungsmodells offensichtlich werden 
ließ. Der Landwirtschaftssektor, die Öleinnahmen - die jetzt den interna- 
tionalen Schuldendienst ausgleichen mußten - und internationale Kredite 
waren als Finanzierungsquellen erschöpft. Die hohen Defizite und die 
Auslandsverschuldung des öffentlichen und privaten Sektors (mit Aus- 
nahme der Ölindustrie) und die zunehmende Privatisierung folgten einer 
Logik der Privatisierung der Profite und Sozialisierung der Verluste?. Die 
Unfähigkeit der nationalen und transnationalen Unternehmen, eine nach 
marktwirtschaftlichen Kriterien effiziente und wettbewerbsfähige industri- 
elle Struktur zu schaffen, verschärfte die Krisenerscheinungen, Infolge der 
damit einhergehenden sozioökonomischen Unsicherheit wurde 1981-82 
eine Kapitalflucht von ca. $20 Mrd. ausgelöst, die die Probleme Mexikos 
verschärfte und damit unterstrich. 

Die mexikanische Regierung hat seitdem ibre Wirtschaftspolitik drastisch 
geändert. Salinas de Gortari, Mexikos jetziger Präsident und Architekt der 
neoliberalen Maßnahmen als Wirtschaftsminister unter De la Madrid 
(1982-88), gilt als einer der wichtigsten Verfechter des Neoliberalismus in 
Lateinamerika. Der durch die Auslandsverschuldung notwendige Kapı- 
taltransfer seit 1982 - 1983-87 transferierte Mexiko im Durchschnitt 6.3% 
des BIP, um den Schuldendienst zu leisten - wurde hauptsächlich durch 
drastische Sparmaßnahmen im Haushaltsbudget, durch die Einschränkung 
von öffentlichen Investitionen, durch eine Reduzierung der Binnennach- 
frage und der Importe möglich gemacht. So konnten 1983-85 hohe Han- 
delsbilanzüberschüsse erzielt werden (ECLAC 1990). Seit 1982, aber 
besonders seit 1985, besteht der Kern des neoliberalen Wirtschaftsmodells 
in folgenden Elementen: Erstens sind drastische Senkungen der Import- 
zolltarife und eine weitere Beseitigung der Importlizenzen vorgenommen 
worden, zweitens sind Teile des Landwirtschafts-, Automobil-, Mikrokom- 
puter- und Pharmasektors, in denen trausnationale Unternehmen die größ- 
ten Produzenten und Exporteure sind, von der allgemeinen Investitions- 
und Handeisliberalisierung ausgenommen und durch Entwicklungs- und 
Investitionsprogramme gefördert worden, drittens hat die mexikanische 
Regierung seit 1984 100%iges ausländisches Eigentum in allen Sektoren 
ermöglicht. Viertens sind die Konditionen des Technologieiransfers und 
des Gebrauchs von Patenten, Warenzeichen, und Urheberrechten 1987-91 
so geändert worden, daß Technologieimporte uneingeschränkt möglich, 


3 Die Nationalisierung der privaten Banken und ihrer Auslandsverschuldung war eines der 
wichtigsten Elemente dieses Prozesses. Die Regierung »nationalisierte« die privaten Ban- 
ken und ca. $10 Mrd. ihrer Auslandsverschuldung und verkaufte sie wieder 1984 und 
1991 ohne ihre Auslandsschulden (Fello 1984). Die blieben nach der Privatisierung so- 
zialisiert. 
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aber lizenzpflichtig sind. Ganz besonders wichtig ist das fünfte Element 
der neoliberalen Strategie, nämlich die (Selbst)verpflichtung der Regierung 
Mexikos »historische komparative Kostenvorteile« zu garantieren, also 
billige Arbeitskraft und Energieträger zu günstigen Konditionen. 

So betrachtet kann das Freihandelsabkommen mit Kanada und den USA 
als eine notwendige Bedingung des neoliberalen Projektes verstanden wer- 
den. Parallel zu diesen ökonomischen Maßnahmen und den verschärften 
politischen Widersprüchen der mexikanischen politischen autoritären 
Struktur ist eines der Hauptziele des neuen Wirtschafismodells, die tradi- 
tionellen korporativistischen Strukturen zu durchbrechen, insbesondere die 
Macht der Gewerkschaften zu zerstören, da sie als eine der wenigen orga- 
nisierten Strukturen für das neoliberale Projekt eine Gefahr darstellen kön- 
nen. Unabhängige Gewerkschaften sind daher in verschärfter Form der 
staatlichen Repression ausgesetzt. 


2.2. Krisenmanagement (1982-85) 


»Das wichtigste »Gut« der Nation ist die Bevölkerung von 75 Millionen Einwohnern, von 
denen mehr als 70% jünger als 30 Jahre alt sind; in ihnen steckt die außerordentliche Kraft und 
Energie der Entwicklung.« Miguel de la Madrid, Plan Nacional de Desarrollo 1983-1988 
Die in den 80er Jahren zutagetreiende Akkumulationskrise war sicherlich 
keine durch fallende Ölpreise und steigende internationale Zinsen oder 
durch das Erdbeben von 1985 verursachte Solvenz- oder Liquidiätskrise. 
Sie zeigte vielmehr die strukturelle Fragilmät der mexikanischen Wirt- 
schaft. Der Plan Nacional de Desarrollo (1983-1988) von Präsident De la 
Madrid konzentierte sich auf eine Reihe von Maßnahmen, die wesentlich 
eine moderate Öffnung der mexikanischen Wirtschaft und der IS] vorsa- 
hen. Verringerung des Haushaltsdefizits, Stabilisierung des Wechselkurses 
und der Inflationsraten, Besserung der Leistungsbilanz und die Zahlung des 
internationalen Schuldendienstes stellten die Priorität seines Programms 
dar. Gleichzeitig sollten der Protektionismus im Außenhandel graduell ab- 
gebaut und so die exportorientierten Sektoren gefördert werden, indem sie 
dem frischen Wind des Weltmarkts ausgesetzt wurden. So dachte man 
auch, dem Fall der Industrieproduktion entgegentreten zu können. Diese 
Maßnahmen sollten zusätzlich durch die Privatisierung der »paraestatales« 
und eine selektive Aufhebung der ausländischen Investitions- und 
Außenhandelshemmnisse gestützt werden. 

Der Plan Nacional de Desarrollo und andere Industrieprogramme (Ros 
19916) verdeutlichten die immer stärkere Verflechtung der Industrie- und 
Handelspolitik: Die Konsumgüterindustrie sollte weiterhin gefördert und 
der »gemischte« Charakter der Wirtschaft beibehalten werden. Mehrere 
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Abwertungen des Peso sollten den exportorientierten Sektor und die ma- 
quiladoras fördern und die Gesamtimporte drastisch reduzieren. Die Kür- 
zung der Ausgaben für Soziales und der öffentlichen Investitionen ermög- 
lichten die Verringerung des Haushaltsdefizits von 16.9% des BIP 1983 
auf 85% 1985. Diese Maßnahmen machten die für den internationalen 
Schuldendienst notwendigen Leistungsbilanzäberschüsse möglich (Ros 
1991a; Villareal 1988); sie beliefen sich 1983-85 auf $35.2 Mrd. Die öko- 
nomischen und sozialen Kosten waren gleichermaßen drastisch: Mexikos 
BIP, die staatlichen Investitionen und die industrielle Produktion fielen 
1983 um 4.2%, 30% bzw. 8.1%. Die realen Löhne nahmen 1983-85 um 
20% ab, und das Lebensniveau der Arbeiterklasse wurde zusätzlich durch 
jährliche durchschnittliche Inflationsraten von 75.7% beeinträchtigt®. 

Nach einem bescheidenen wirtschaftlichen Aufschwung im Jahre 1984 
zwangen die ungünstigen internationalen Bedingungen die Regierung, die 
neoliberale Entwicklungsstrategie radikaler durchzuführen. Dafür waren 
vor allem das Fiasko der Baker-Initiative, die internationalen Schulden zu 
reduzieren, sowie der Fall der internationalen Ölpreise im Jahre 1986 ver- 
antwortllich. Hinzu kamen aber die weiterhin hohen Leistungsbilanzdefizite 
des privaten Sektors und die Unfähigkeit von Staat und privater Wirtschaft, 
die Produktions- und Exportstruktur zu diversifizieren. Die Ziele des Plan 
de Desarrollo Nacional konnten also nicht erreicht werden. Hohe Inflati- 
onserwartungen und der spekulative Charakter des privaten Sektors führten 
weiterhin zu hoher Kapitalflucht und fallenden Auslandsinvestitionen. 
Unter diesen ungünstigen Bedingungen begann die Regierung 1985, radi- 
kale Investitions- und Handelsmaßnahmen zu ergreifen. Gestützt durch die 
dritte Umschuldung der (öffentlichen) externen Schulden in Höhe von $6.7 
Mrd. (1986) und $13.7 Mrd. (1987) konnte bei der Realisierung der neoli- 
beralen Strategie eine schärfere Gangart eingeschlagen werden. 


2,3. Der Selektionsprozeß der Peripherie und die »Enterprise for the Ame- 
ricas Initiative« 


Die USA waren für Mexiko und die mexikanische Wirtschaft immer von 
besonderer Wichtigkeit. Schon seit den 40er Jahren entfielen ca. 2/3 des 
mexikanischen Außenhandels auf die USA, und die US-Regierung und die 
US-Banken waren die wichtigsten Gläubiger Mexikos. Die Krise der US- 
Hegemonie seit Ende der 60er Jahre, die sich in fallenden Produktivitäts- 
und Profitraten, auch im Vergleich zu den ORCD-Ländern ausdrückte, 


4  Lustig/Ros (1990) weisen darauf hin, daß der Zuwachs des informellen Sektors teilweise 
den Fall der realen Löhne ausglich. 


zeigte u.a., daß die USA in den 80er Jahren nicht mehr in der Lage waren, 
die Stabilität des Finanzsystems auf dem kapitalistischen Weltmarkt zu 
gewährleisten. Nachdem die USA seit 1982 Nettokapitalimporteure wur- 
den, mußten die Schuldnerländer neue Finanzierungsquellen aufsuchen. 
Einige Nationen jedoch, u.a. Mexiko, Chile, Costa Rica und möglicher- 
weise die Philippinen, konnten aufgrund ihrer geostrategischen und öko- 
nomischen Bedeutung für die USA weiterhin mit Begünstigungen seitens 
der USA und der multilateralen Institutionen rechnen. 

Dieser Selektionsprozeß zeigt sich besonders im Falle Mexikos bei den 
mehrfachen Umschuldungen während der 80er Jahre. Mexiko war eine der 
begünstigsten Nationen der Baker-Initiative und die erste Nation, in der 
1987 die »exit-bonds« eingeführt wurden. Zusätzlich haben 1989 in der 5. 
mexikanischen Umschuldung unter der Brady-Initiative die multilateralen 
Institutionen 20% ihrer für 39 Nationen vorgesehenen Kredite an Mexiko 
vergeben. Sie haben die mexikanische Regierung vor dem finanziellen 
Bankrott gerettet, obwohl trotz dieser günstigen Bedingungen der reale 
Schuldenerlaß bescheiden war und nur eine Minderung von 15% des jähr- 
lichen Schuldendienstes erreicht wurde (Dussel Peters 1993). 

Die von Präsident Bush 1990 initiierte »Enterprise for the Americas Initia- 
tive« verschärfte diesen Selektionsprozeß in der Peripherie. Die mexikani- 
sche Regierung, die während der 80er Jahre die neoliberale Strategie treu 
verfolgt hatte, wurde »belohnt«, während andere Nationen, die sich u.a. der 
Konditionalität der multilateralen Institutionen und Investitions- und 
Handelsliberalisierung verweigert hatten, ausgeschlossen wurden, Die 
Initiative nimmt als selbstverständlich an, daß die ISI und Handelshemm- 
nisse den »Fortschritt ersticken, und daß der freie Markt Wohlstand her- 
vorbringt« und konzentriert ihre Ziele auf ein regionales (amerikanisches) 
Freihandeishandels- und Investitonsabkommen. Zusätzlich bietet sie einen 
Investitionsfonds von $100 Mio. und weiter nicht angegebene Schuldener- 
lasse an, Obwohl die Initiative kurzfristig ökonomisch relativ unbedeutend 
ist, bietet sie den lateinamerikanischen Regierungen eine scheinbar neue 
politische und ökonomische langfristige Perspektive an (Bouzas 1991). 
Bushs Initiative kann weitreichende Folgen für Lateinamerika haben: 1988 
gingen 36.1% der Exporte in die und kamen 37.6% der Importe der Region 
aus den USA. Besonders starke Handeisverflechtungen mit den USA haben 
Mexico, Venezuela, Brasilien und Chile. Die Initiative wird auch den 


5  »Jch kündige heute an, daß die USA bereit sind, Freihandelsabkommen mit anderen 
Märkten in Lateinamerika und der Karibik zu schließen, insbesondere mit der Gruppe der 
Länder, die sich aufgrund von Handelsliberalisierungen zusammengeschlossen haben, 
Der erste Schritt dieses Prozesses ist das jetzt angekündigte Freihandelsabkommen mit 
Mexiko« (Bush 1990). 
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Wettbewerb unter den lateinamerikanischen Regierungen um US-Investi- 
tionen weiter verschärfen. Der Eıfolg ist davon abhängig, wie schr die Re- 
gierungen eine neoliberale Strategie verfolgen (Orme 1991), Für den öko- 
nomischen Umstrukturierungsprozeß in den USA wird der Jateinamerika- 
nische Markt gleichermaßen höchste Priorität haben®. 


2.4. Industrie- und Handelspolitik (1985-90) 


Die seit 1985 radikalere Form der neoliberalen Strategie kann als eine 
verzweifelte Maßnahme der Regierung verstanden werden, den öko- 
nomischen Bankrott der Nation zu verhindern, ohne die politische Verant- 
wortung fragen zu wollen. Das Scheitern der moderaten Reformen seit 
1982 hatte die ökonomische Unsicherheit verschärft und ließ der Regie- 
rung scheinbar keine andere Alternative als sich den US-Interessen zu un- 
terwerfen. Die starke Konditionalisierung der multilateralen Institutionen, 
die neuen Krediten bzw. Umschuldungen ihr Plazet nur dann gaben, wenn 
die jeweilige Regierung Handelsliberalisierung förderte, stellte ein zusätz- 
liches Druckmittel dar. Demnach verschärfte die Regierung die seit 1982 
eingeführten Maßnahmen: Haushaltskürzungen, Privatisierung von »para- 
estatales«, restriktive Kredit- und Geldpolitik, weitere Abwertungen des 
Peso, um langfristig einen stabilen Wechselkurs zu erreichen, und die 
Umorientierung der Subventionsstruktur, um den privaten exportorientier- 
ten Sektor zu unterstätzen, der der ausschließliche Motor der zukünftigen 
Entwicklung sein sollte. Die erfolgreiche Durchführung der neoliberalen 
Strategie und deren Konsequenzen für die Handelsbilanz sollten dann die 
wesentlichen Elemente für steigende Effizienz und Produktivität zur Mo- 
dernisierung der mexikanischen Wirtschaft sein. Die Rolle des Binnen- 
marktes war ambivalent: Einerseits stellte er die Voraussetzung der 
Exportorientierung dar, andererseits war er unfähig, eine nach ka- 
pitalistischen Kriterien wettbewerbslähige Skonomische Grundlage zu 
entwickeln. 

Hinter diesen Maßnahmen, die 1986 und 1989-90 verschärft wurden, stand 
die Einsicht der mexikanischen Regierung, daß die neoliberale Strategie 
wesentlich von einem Element abhängig war: der Ausbeutung ihrer billi- 
gen Arbeitskraft, da alle anderen Finanzierungs- und Wachstumsquellen 
erschöpft waren. Die vollständige Liberalisierung der mexikanischen Wirt- 
schaft benötigte massive nationale und ausländische Investitionen, um die 


6 Nach Huerta (1991) haben US-Exporte 1986 mit 40% zum BIP-Wachstum beigetragen, 
deren Anteil sich 1990 auf 88% erhöhte. Siehe auch OECH 1992, Piore/Sabel 1984. 
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Zahlungsbilanz auszugleichen und Zugang zum Weltmarkt zu erlangen; im 
mexikanischen Fall hauptsächlich zum US-Markt. 

Die seit 1985 begonnene einseitige Handelsliberalisierung? forderte einer- 
seits gegenseitige Konzessionen anderer Nationen, und andererseits ge- 
ringe Auflagen zur Mitgliedschaft in den GATT (1986). Nach 1986 wurde 
die Handelsliberalisierung selektiver vorangetrieben, wobei folgende Ble- 
mente entscheidend waren: 

1. Die Importtarife sind 1987 vereinfacht und reduziert worden (von 0% 
bis maximal 20% des Importwertes). 

2. 1989 wurden die durchschnittlich gewichteten Importtanife auf 10% er- 
höht, hauptsächlich um den wachsenden Konsumgüterimporten enigegen- 
zuireten. 

3. Teile der Landwirtschafts-, Pharma-, Automobil- und Mikrocom- 
putersektoren sind durch mehrere Entwicklungs- und Subventions- 
programme bis zu 100% ihrer Importe von der Handelsliberalisierung be- 
freit. Transnationale Unternehmen waren die größten Produzenten in die- 
sen Sektoren®. 

4. Das 1973 eingeführte Geselz zur Förderung der Mexikanischen Investi- 
tionen und zur Regulierung Ausländischer Investitionen wurde zwar nicht 
ergänzt, aber »neu interpretiert« und durch mehrere Erlasse ergänzt, so daß 
seit 1984 eine 100%ige Beteiligung im Falle ausländischer Investitionen 
mit Erlaubnis der Regierung möglich ist. 

5. im Einklang mit der veränderten Strategie der Iransnationalen Unter- 
nehmen sind der Gebrauch von Patenten, Warenzeichen und Urheberrech- 
ten durch mehrere Erlasse seit 1987 geändert worden, so daß Technolo- 
gieimporte uneingeschränkt Iizenzpflichtig sind (Ten Kate 1992; Zablu- 
dovsky 1990). 

Zusätzlich hat die mexikanische Regierung seit 1985 mehrere Abkommen 
mit den USA geschlossen, die zu einer weiterführenden Kooperation bei 
der Behandlung von Subventionen, im Außenhandel und bei gegenseitigen 
Investitionen führen sollte. Besonders wichtig war das »Framework of Un- 
derstanding« (1987) und das »Trade and Investment Facilitation Talks« 
(1989), in denen die USA sektorale Abkommen über den Marktzugang für 
mexikanischen Stahl, für Getränke, Textil- und Bekleidungsprodukte und 
eine weitere Liberalisierung ausländischer Investitionen in Mexiko aus- 
handelten. 


7 Der Anteil der genebmigungspflichtigen Importe verringerte sich von 83% 1933 auf 3) % 
1986 (Zabludovsky 1990). 

8 Sie müssen als Gegenleistung bestimmte Auflagen hinsichtlich nationaler Wertschöpfung, 
Export/Import-Koeffizienten, und Investitionen von realisierten Profiten erfüllen (Peres 
Nunez 19906; INFORUM 1991). 
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Die Konsequenzen der neoliberalen Strategie sind bisher drastisch. Obwohl 
ausländische Investitionen seit 1986 bedeutsam gestiegen sind und 1990 
ca. $4.6 Mrd. erreichten, können sie nur teilweise das Leistungsbilanzdefi- 
zit ausgleichen. Die von der Regierung mit 14% Abschlägen eingeführten 
»debt-for-equity swaps« und andere öffentliche Schuldanleihen machten 
1990 ca. 50% aller ausländischen Investitionen aus. Ähnlich wie 1970-8] 
floß 1985-90 der größte Teil der Direktinvestitionen in die Industrie. Der 
Anteil der USA an den gesamten Direktinvestitionen betrug bis 1990 63%. 
Trotz hoher Erwartungen in den 80er Jahren betrug hingegen der Anteil der 
japanischen Direktinvestionen 1989-90 weniger als 1%; hinzu kam, daß sie 
sich insbesondere im Transport- und Minensektor konzentrieren (Nacional 
Financiera 1991, Szekely 1991). Die Exporte der transnationalen Unter- 
nehmen erreichten 1985-90 im Automobilsektor und in der maquiladora- 
Industrie die höchsten Wachstumsraten und machen über 50% der Nicht- 
Öl Exporte aus. Sie haben zusätzlich in ihre Auslandsschulden um $9.7 
Mrd. durch zurückbehaltene Profite und Swap-Transaktionen verringert. 
Peres Nüfez (1990a) unterstreicht jedoch, daß die existierende In- 
frastruktur der transnationalen Unternehmen keineswegs modernisiert 
wurde, obwohl sie eine führende Rolle in Exporten und Tech- 
nologietransfer spielen. Da Handel Unternehmen durch intraindustriellen 
Handel mit den USA charakterisiert ist, hat ihre Produktionsstruktur kaum 
Verflechtungen mit der Binnenwirtschaft entwickelt. Gleichzeitig ist die 
internationale Abhängigkeit dieser Sektoren gestiegen. Die Entwicklung 
der nationalen Industrie war bisher nicht überzeugend. Obwohl sich der 
Abstand der Niveaus der Arbeitsproduktivität zwischen Mexiko und den 
USA in den 70er Jahren verringerte (im Vergleich mit den anderen OECD- 
Ländern hat er sich freilich vergrößert), kommen Hernändez Lao Velasco 
(1990) in ihrer Untersuchung zu dem Ergebnis, daß die 
Produktivitätsratenunterschiede zwischen Mexiko und den USA in den 
80er Jahren wieder zugenommen haben. Das scheinbare Aufholen des 
Produktivitätsrückstands in Mexiko fand wesentlich wegen der Unterbe- 
wertung des Peso (bis Anfang 1988) und der Ausbeutung der billigen Ar- 
beitskraft statt (Casar 1991). Die Kehrseite davon ist die steigende Armut; 
der Anteil derjenigen an der Gesamtbevölkerung, die weniger als zwei 
Mindestlöhne erhalten, ist von 1981 bis 1987 von 46,9% auf 58,6% ange- 
stiegen (Kim 1990). 

Ende 1987 wurde die Kontrolle des Haushaltsdefizits und der In- 
flationsrate, die 159% erreichte, zur Priorität der Regierung. Die neolibe- 
ralen Stabilisierungsmaßnahmen heinhalteten Kürzungen von Subventio- 
nen und Sozialausgaben, eine Abwertung der Währung nm 22%, Preisstei- 
gerungen der Waren, Dienstleistungen des öffentlichen Sektors, eine Erhö- 
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hung der Zinsen und die weitere Privatisierung von »paraestatales«. Diese 
Maßnahmen sollten durch mehrere ökonomische Solidarpakte (PSE) seit 
Ende 1987 abgefedert werden; die Kosten der Strategie sollten unter der 
lohnabängigen Bevölkerung verteilt werden. Nacb den ersten Preisstei- 
gerungen der Grundnahrungsmittel, insbesondere von Öl (85%), Elektrizi- 
tät (89%) und anderen Konsumgütern, wurden alle Löhne eingefroren, was 
die realen Löhne beträchtlich absenkte; 1990 betrugen sie nur noch 44,3% 
derjenigen von 1980 (ECLAC 1991). Der Wechselkurs wurde seitdem von 
der Regierung durch tägliche Abwertungen kontrolliert (crawling peg'), die 
jedoch seit 1988 wegen der hohen internen Inflationsraten die tendenzielle 
Überbewertung des Peso nicht verhindern konnten. 

Die Privatisierung der »paracstatales« nach 1982 hat die wirtschaftliche 
Rolle des Staates stark beschränkt und auf die Produktion von Konsum- 
und Kapitalgütern reduziert. 1990 waren bereits 845 von 1155 
»paraestatales« verkauft und in den nächsten Jahren werden voraussichtlich 
alle verkauft werden, mit der möglichen Ausnahme von PEMEX 
(staatliche Ölindustrie) und CFE (staatliches Blekträtzitätswerk). Dieser 
Prozeß hat die industrielle Konzentration weiter verstärkt und laut Gasca 
(1990) haben die schon bestehenden nationalen und transnationalen Mono- 
pole den größten Teil der »paraestatales« gekauft. Die Privatisierungsein- 
nahmen in der Größenordnung von ca. $4 Mrd. 1990 (Schätzungen von 
{991 belaufen sich auf $16 Mrd.) und ausländische Investitionen haben die 
Überbewertung des Peso und daher das Handelsbilanzdefizit mit getragen. 
Die Entwicklung der maquiladora-Industrie an der nördlichen Grenze zu 
den USA ist entscheidend auf die neoliberale Wirtschaftspolitik zurück zu- 
führen. Sie entwickelte sich zum dynamischten Sektor in den 80er Jahren 
und zur zweitwichtigsten Devisenquelle Mexikos. Die maquiladoras ex- 
portierten 1986-90 $48.6 Mrd. und trugen mit einer Wertschöpfung von 
$11.6 Mrd. zum BIP bei. Die Beschäftigung stieg in diesem Zeitraum jähr- 
lich um 10-20% auf fast eine halbe Mio. Arbeiter. Es gibt aber nur geringe 
Kopplungen (»linkages«) der maquiladoras mit der mexikanischen Indu- 
strie und sie konzentrieren ihre Aktivitäten auf drei Sektoren 
(Transportmittel, Maschinen und elektrische Produkte), die 70% ibrer 
Wertschöpfung, 80% ihrer Exporie und 70% ihrer Importe ausmachten. Ihr 
Enklavencharakter wird mit großer Wahrscheinlichkeit während der 90er 
Jahre weiter zunehmen und mit ca. 68% der US-Investionen stark vom 
nördlichen Nachbarn abhängig sein (Carrasco/Hernändez 1991). Einseitige 
Durchführung von Handelssanktionen, u.a. durch die Trade Remedy Le- 
gislation, hat die mexikanische Regierungsstrategie weiter verunsichert und 
die Abhängigkeit von den USA verstärkt (Gambrill 1990, INFORUM 
1991); dazu gehören auch die "rules of origin", die den westeuropäischen 
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und japanischen »maquiladoras« möglicherweise den Zugang zum US- 
amerikanischen Markt erschweren. 

Die maquiladora-Industrie weist jedoch strukturelle Grenzen auf. Erstens 
reproduziert sie größtenteils die quasi-Monopolstruktur der vorherischen- 
den transnationalen Unternehmen im Automobil- und Elektroniksektor. 
Staatliche Förderungen, u.a. tarifäre und nicht-tarifäre Schranken und Ex- 
portförderungsmaßnahmen, werden daher kaum produktivere und effizi- 
entere Produktionsstrukturen in diesen Sektoren schaffen (Gonzälez-Arc- 
chiga/Ramifrez 1989). Zweitens hat die durch die maquiladora-Industrie 
verursachte Bevölkerungskonzentration an der nördlichen Grenze Mexikos 
die infrastrukturellen und ökologischen Grenzen der Region gezeigt. Städte 
wie Tijuana, Nogales, und Ciudad Juärez, aber auch der südliche Teil 
Kaliformniens, hahen gezeigt, daß das Wirtschaftswachstum in der bis- 
herigen Form, ökologisch und sozial nicht weiter tragbar ist (Gaventa 
1989; Pastor 1992). Drittens werden neue Investitionen in diesem kapital- 
intensiven Sektor schätzungsweise weniger als 12% der erforderlichen Be- 
schäftigung für die 90er Jahre schaffen. Neue Unternehmensstrategien ha- 
hen die Produktivitätsraten stark gesteigert; die maquiladoras können je- 
doch nur einen geringen Teil der für die Handelsliberalisierung notwendi- 
gen Devisen und Beschäftigung schaffen (Gonzälez-Ar&chiga 1989). 

Also hat der seit 1985 stattfindende Liberalisierungsprozeß nicht die er- 
wartete Handelsdiversifizierung hervorgerufen, jedoch den Einfluß der 
USA in Mexiko wesentlich verstärkt. Gleichzeitig wurden die Rolle und 
monopolistische Struktur einiger transnationaler Unternehmen und »grupos 
industriales« um ein vielfaches gestärkt, während die Zukunft der Klein- 
und Mittelbetriebe ungewiß bleibt. Der Produktivitätsvorsprung hat zwar 
gegenüber den USA abgenommen, aber gegenüber den OECD-Ländern 
gleichzeitig zugenommen und die ursprüngliche (globale) Expor- 
torientierung erschwert. Die Unfähigkeit der nationalen und transnationa- 
len Unternehmen, der Handelsliberalisierung standzuhalten, zeigt sich am 
deutlichsten an den steigenden Handels- und Leistungsbilanzdefiziten, die 
nur z,T. durch den Verkauf von »paraestatales« und Auslandsinvestitionen 
ausgeglichen werden können. 

Zum Schluß ist es noch wichtig zu bemerken, daß die zumindest kurz- und 
mittelfristigen Konsequenzen der neoliberalen Strategie die Einkommens- 
verteilung, die realen Löhne und das allgemeine Lebensniveau der großen 
Mehrheit der Bevölkerung verschlechtert haben. Dieser Prozeß geht seit 
1987 Hand in Hand mit höheren Profitraten des Industriesektors, da die 
Regierung billige Arbeitskraft und politische Stabilität für Auslandsinve- 
stitionen und Handelsliberalisierung gewährleisten muß. In dieser Hinsicht 
werden auch die traditionellen korrupten und korporativistischen Gewerk- 


schaften, seit den 40er Jahren eine wesentliche Stütze der Regierung, auf- 
gelöst, während unabhängige Gewerkschaften seit 1982 repressiv be- und 
verhindert werden. Die gewalttätige und repressive Antwort von Seiten der 
Regierung und der Unternehmen, z.B. der Ford Motor Co. und von Volks- 
wagen ist zukunftsweisend (Bensurän 1991; Mendiola 1991). In der 
neoliberalen Strategie spielt die traditionelle Kooperation zwischen Ge- 
werkschaften und der Regierung keine Rolle mehr. Sie gefährdet eher die 
neoliberale Strategie, da die Gewerkschaften einer der wenigen organi- 
sierten Teile der zivilen Gesellschaft sind und sich in Zukunft gegen die 
Regierung wenden könnten (Middiebrook 1991). 


3, Von der Liberalisierung zur Regionalisierung des Handels: das 
Freihandelsabkommen 


Die endgültige Fassung des Freihandeisabkommens zwischen Kanada, 
Mexiko und den USA ist bis Anfang 1993 noch nicht ratifiziert worden, 
obwohl sich die jeweiligen Regierungen im November 1992 auf einen 
Entwurf einigten. Die Ratifizierung hängt jedoch wesentlich von der neuen 
Clinton-Administration ab. Clinton hatte schon vor den US-Wahlen ange- 
deutet, daß das Abkommen ökologische und arbeitsrechtliche Regulierun- 
gen beinhalten müßte, während sich die mexikanische Regierung, aus kla- 
ren internen soziopolitischen Gründen, dagegen wehrt und cher mehreren 
Paralleiverträgen über diese Themen zustimmen würde. Auch aus diesen 
Gründen sind die zu erwartenden Konsequenzen des Abkommens schwer 
einzuschätzen und eher spekulativ. Trotzdem lassen sich mehrere Tenden- 
zen der ınexikanischen Wirtschaft im Rahmen von NAFTA schon jetzt ab- 
zeichnen. 

Nach der einseitigen mexikanischen Liberalisierung, der ausbleibenden 
Investitions- und Handelsdiversifizierung (die in der Reise von Salinas im 
März 1990 nach Europa deutlich wurde), angesichts der ständigen Gefahr 
sich US-Handelssanktionen auszusetzen, und konfrontiert schließlich mit 
der abnehmenden Liquidität auf den internationalen Finanzmärkten blieb 
der mexikanischen Regierung Ende der 80er Jahre kaum eine Option, als 
sich auf den US-Markt zu konzentrieren. Die Ungewißheit der noch andau- 
ernden GATT-Verhandlungen hat diesen Prozeß weiter verstärkt. In die- 
sem Sinne sind der Marktzugang und die hauptsächlich aus den USA 
stammenden ausländischen Investitionen die wesentlichen Vorausset- 
zungen für den Erfolg und die Legitimierung der neoliberalen Strategie. 
Für die USA ist das Handelsabkommen entscheidend, um die neoliberale 
Strategie in Mexiko (und in Lateinamerika insgesamt) in Einklang mit der 
»Enterprise for the Americas Initiative« propagieren zu können. Darüber 
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hinaus sichern sich die USA wichtige Absatzmärkte in der Hoffnung, daß 
billige Jateinamerikanische Arbeitskräfte und Naturressourcen ihren Unter- 
nehmen bei der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit behilflich sind. 

Ohne vorherige öffentliche Konsultationen und Diskussionen haben Bush 
und Salinas im Dezember 1990 ihr Vorhaben eingeleitet, ein Freihandels- 
abkommen zwischen den beiden Nationen herbeizuführen. In den USA hat 
im Mai 1991 der Kongreß dem »fast-track« Verhandkumgsverfahren zuge- 
stimmt, während Präsident Salinas der mexikanischen Verfassung gemäß 
die Entscheidung hierüber allein fraf. Kanada, das bereits ein Freihandels- 
abkommen mit den USA hatte, schloß sich dem Verfahren an. Beide Re- 
gierungen vereinbarten, mindestens über sechs Themenbereiche zu ver- 
handeln, die folgendermaßen zusammengefaßt werden können: Erstens die 
graduelle, dann aber vollständige Harmonisierung und Aufhebung der ta- 
rifären und nicht-tarifären Handelshemmnisse zwischen Kanada, Mexiko 
und den USA, um den jeweiligen Marktzugang zu ermöglichen. Mexiko 
wird Konzessionen in den hochverzoliten Exportbereichen anstrehen, wäh- 
rend die USA die weitere Liberalisierung von Auslandsinvestitionen, ins- 
besondere im Landwirtschafts- und Ölsektor, fordern wird, Die Ver- 
handlungen im Dienstleistungssektor, der Urheberrechte und der jeweiligen 
Subventionen im Automobilsektor werden besonders schwierig sein, da die 
drei Nationen unterschiedliche Kontrollen und Gesetze aufweisen. Zwei- 
tens geht es um die Ursprungsregelung ("rules of origin"). Mexiko wird 
niedrige Ursprungsregelungen anstreben, die cine zukünftige Diversifizie- 
sung der ausländischen Investitionen der maqutladoras und des Automobil- 
sektors ermöglichen. Das Kanada-USA-Freihandelsabkommen sah jedoch 
den Freihandelsstatus nur für Waren vor, die mindestens 50% ihrer Wert- 
schöpfung in den Mitgliedsländern realisierten. Beide Nationen fürchten 
jetzt, daß Mexiko zu einem Sprungbrett für südostasiatische und europäi- 
sche Exporte in die USA werden könnte. Drittens werden Handelsschlich- 
tungen geregelt. Mexiko wird auf Mechanismen bestehen, die zukünftige 
Handelsschwierigkeiten lösen, obwohl Kanada und die USA sich dieser 
möglichen Kommission unter der mexikanischen Gesetzgebung widerset- 
zen. 

Der wichtigste Themenbereich in den Mexiko-US Beziehungen, die Mi- 
gration der mexikanischen Arbeitskräfte gen Norden nämlich, ist explizit 
aus dem möglichen Vertrag ausgenommen worden®. Ökokologie, Lohndis- 


9  Salinas schließt jedoch nicht aus, daß dem Abschluß des Abkommens neue The- 
menbereiche aufgenommen werden, und daß »wir uns lrüher oder später hinsetzen und 
auf die Arbeitsmobilität achten werden. Je cher desto besser. Ich bin für die freie Ar- 
beitsmobilität« (Salınas de Gortari, Los Angeles Times, 25. November 1990). Pastor 
(1992) unterstreicht, daß in einer Freihandelszone jede Begünstigung der nationalen Ex- 
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paritäten und allgemeine Produktionsbedingungen sollen zunächst auch 
nicht einbezogen werden. Der Druck von starken Oppositionsgruppen hat 
zu Parallelverhandlungen ("Action Plan”) geführt, die jedoch nicht direkt 
in das Freihandelsabkommen einbezogen werden sollten. Die mexikani- 
sche Regierung hat z.B. einen »Plan Integral Ambiental Fronterizo« vor- 
gelegt, der $460 Mio. für ökologische Projekte an der Nordgrenze Mexikos 
in der Region der «maquiladoras« vorsieht. Letztendlich wird die mexika- 
nische Regierung unter starkem Verhandlungsdruck stehen, da ihre Ver- 
handlungsbasis schwach ist. Sie kann nur mit tarifären und nicht-tarifären 
Restriktionen im Außenhandel und bei der Liberalisierung von ausländi- 
schen Investitionen operieren, Die Privatisierung einiger Sektoren, nsbe- 
sondere des Ölsektors, ist eine Barriere, da Veränderungen der mexikani- 
schen Verfassung verlangt sind (Aguilar Zinser 3991). 

Die Verhandlungen, die eigentlich schon Ende 1991 abgeschlossen werden 
sollten, werden, je nach den Prioritäten der Clinton-Administration, wahr- 
scheinlich erst Mitte 1993 zu Ende kommen; die »Rezession« in den USA 
und die von Clinton neu eingeführten Themenbereiche haben einen Ab- 
schluß wesentlich erschwert, Denn offensichtlich kann das neue Freihan- 
deisabkommen nicht eine bloße Erweiterung des Kanada-US Abkommens 
sein. Der Zeitplan zur Reduzierung der Tarife und zur Liberalisierung der 
Investitionen insbesondere im Energiesektor, die Ursprungsregelung !® und 
die Vereinbarung über Handelsquoten, alles was im Kanada-US Frei- 
handeisabkommen enthalten ist, mußte für Mexiko neu ausgehandelt wer- 
den. 

Mehrere Fragen werden jedoch auch in den nächsten Jahre ungelöst blei- 
ben: Soll das Freihandelsabkommen eine offene Institution für andere la- 
teinamerikanische Nationen sein und der EG eine ökonomische und politi- 
sche Macht entgegenstellen? Wird die mexikanische Regierung dem Bei- 
init neuer lateinamerikanischer Länder zum Freihandelsabkommen zu- 
stimmen, was gleichzeitig die eigenen »komparativen Kostenvorteile« auf- 
heben könnte? Und werden die jeweiligen Regierungen eine öffentliche 
Diskussion und Mitbestimmung der zivilen Gesellschaft über ein Abkom- 
men zulassen, das die Produktions- und Gesellschaftsformen in Zukunft 
grundlegend verändern wird? 


porte bzw. Diskriminierung anderer Importe legitim als ein FHandeisthema aufgefaßt wer- 
den kann. Falls die jeweilige Gesetzgebung bestimmte ökologische, arbeitsrechtliche und 
Sicherheitsvorkehrungen erfordert, werden unendlich viele »nicht-Handelsbereiche« zu 
Handelsthemen. 

10 Nicholas Scheele, Generaldirektor der Ford Motor Co. in Mexiko, forderte eine regionale 
Wertschöpfung von mindestens 75%, wesentlich höher als der 0%ige Anteil nationaler 
Wertschöpfung im Kanada-US Freihandelsabkommen (Business Latin America, 16, Scp- 
(ember 1991). 
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EL A HE 
Eine Freihandelszone des amerikanischen Kontinents wird ein kaum 
nennenswertes Handelswachstum in der Region verursachen. Erzan/Yeats 
(1992) schätzen, daß ein exklusives Freihandelsabkommen der wichtigsten 
11 lateinamerikanischen Nationen mit Kanada und den USA eine jährliche 
Exportsteigerung von ca. $2.93 Mrd. erbringen würde; der mexikanische 
Anteil würde den aller anderen Nationen mit 56% übertreffen. Die Ent- 
wicklung der zukünftigen Auslandsinvestitionen in Mexiko ist jedoch die 
entscheidende strategische Variable in den bisher entwickelten Modellen, 
Für die mexikanische Regierung ist dies der wichtigste entwicklungspoliti- 
sche Aspekt für die innere Stringenz der neoliberalen Strategie (Dornbusch 
1992; Ros 1992). 

Unter der Voraussetzung hoher mexikanischer Wachstumsraten und eines 
entsprechenden mexikanischen Importsogs schätzen die Hochrechnungen 
von USITC (1991), daß das BIP der USA bis 1995 um jährlich 0.26% in- 
folge der Bildung der Freihandelszone steigen dürfte. Der größte Teil die- 
ser Handelsvorteile wird jedoch auch ohne das Freihandelsabkommen er- 
wartet. Obwohl die Entwicklung der ausländischen Investitionen völlig un- 
gewiß ist, werden drastische Handelsbilanzdefizite in Mexiko hochgerech- 
net. Nach INFORUM (1991) werden bis 1995 Exportwachstumsraten in 
die USA von ca. 3%-4% und Importwachstumsraten aus den USA von ca. 
10%-20% erwartet, insbesondere von agrarischen, Automobil- und 
Computerprodukten. Nach diesen Schätzungen sollen geringe Beschäfti- 
gungszuwächse in den USA und moderate Reallohnerhöhungen in Mexiko 
stattfinden, die die jetzige 9:1 Lohndisparität zwischen den beiden Natio- 
nen langfristig vermindern sollen. Demnach wird das Freihandelsab- 
kommen den in den USA schon stattfindenden Prozeß der Substitution un- 
gelernter Arbeit durch qualifizierte Arbeit beschleunigen. In Mexiko wer- 
den Kleidungs-, Leder- und Schuh-, Gemüse-, Zement- und Glasproduk- 
tion moderat zunehmen, während die Maschinen- und Landwirtschaft- 
sindusirie bis 1995 ca. 200.000 Arbeiter verlieren werden. Mexikos 
Beschäftigungsstruktur wird grundlegend verändert. Das Ausmaß der wei- 
teren Liberalisierung des Landwirtschaftsscktors, wo ca. 20 Mio. 
Tagesarbeiter und Arbeiter in Kooperativen beschäftigt sind, kann kaum 
geschätzt werden. 

Im Gegensatz zu diesen Modellen unterstreichen u.a. Prestowitz et al. 
(199%) und Rawlings (1992) die Rolle neuer Investitionen in Mexiko. Pre- 
stowitz et al. (1991) nehmen an, daß Auslandsinvestitionen in Mexiko von 
1992-99 um $25-$46 Mrd. zunehmen werden, daß ca. 70% dieser Investi- 
tionen für Exporte ın die USA getätigt werden, und daß sie einen direkten 
positiven Einfluß auf die Produktivität der mexikanischen Industrie haben 
werden. Kurzfristig wird sich die Handelsbilanz ähnlich wie die der ande- 
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ren Modelle entwickeln, die Auslandsinvestitionen in Mexiko sollen je- 
doch hohe Exportwachstumsraten verursachen, so daß sich schon 1996-97 
die Handelsbilanz ausgleicht und Mexiko 1999 einen Handelsbilanzüber- 
schuß mit den USA von $13.5-$30 Mrd. aufweisen wird. Der Kapitalabfluß 
aus den USA soll gleichzeitig mehr als 900.000 Arbeitsplätze in den USA 
vernichten, insbesondere in den Automobil-, Radio-, Fernseb- und 
Telekommunikationsbereichen. Obwohl die neuen Handelsverknüpfungen 
mit Kanada und den USA zu einem höherem Wirtschaftswachstum in Me- 
xiko führen sollten, zeigen Hochrechnungen von INFORUM (1991), daß 
geringfügige negative Tendenzen des BIP, der Investitionen und Beschäf- 
tigung durchaus möglich sind. Andererseits wird das Freihandelsabkom- 
men kaum die strukturellen Akkumulationsprobleme der mexikanischen 
Wirtschaft lösen. Die Einkommensverteilung wird sich weiterhin ver- 
schlechtern, und der erwartete Exportzuwachs wird sich, falls überhaupt, 
auf die transnationalen Unternehmen und »grupos industriales« beschrän- 
ken. 

Diese Studien zeigen u.a., daß die mexikanische Regierung in Zukunft 
steigenden Handels- und Leistungsbilanzdefiziten gegenüberstehen wird. 
Die Weiterführung der neoliberalen Strategie durch die Gewährleistung der 
Ausbeutung von billiger Arbeitskraft, seitens massiver Auslandsimvestitio- 
nen abgesichert durch einen überbewerteten Peso wird jedoch zunehmend 
schwerer zu finanzieren sein. In diesem Zusammenhang zeigen die oben 
genannten Studien, unabhängig von den unsicheren Auslandsinvestitionen, 
daß das Freihandelsabkommen für Mexiko drastische Importsteigerungen 
hervorrufen und die Kapitalbilanz zur entscheidenden Variable der Zah- 
lungsbilanz wird (Ros 1992). 

Das erwartete Wachstum des Außenhandeis zwischen Mexiko und den 
USA wird auch Kanada beeinträchtigen, da ein zunehmender Teil der me- 
xikanischen Exporte, insbesondere im Automobil- und Energiesektor, dem 
Kanadas entspricht. Handelsumlenkung ("trade diversion”) wird auch la- 
teinamerikanische Nicht-Mitglieder des Abkommens treffen, obwohl sie 
als geringfügig hochgerechnet werden, da ein großer Teil dieser Nationen 
Jetzt schon präferenzielien Handel mit den USA treibt (USITC 1991), 

Seit 1992 steht die neoliberale Strategie vor einem unlösbaren Dilemma: 
Die seit 1987 fallende Inflationsrate, die restriktive Geldpolitik und die 
25%-30% Überbewertung des Peso haben die exportorientierten Sektoren, 
den Motor ihrer eigenen Strategie, benachteiligt. Eine Abwertung würde 
jedoch eine Importpreis- und Inflationsratensteigerung sowie möglicher- 
weise eine neue Welle von Kapitalflucht hervorrufen. Die Regierung hat es 
bisher vorgezogen, den Wechselkurs durch die von Privatisierungen und 
Auslandsinvestitionen angesammelten Devisenreserven (Ende 1992 auf ca. 
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$18.3 Mrd. geschätzt) zu stützen. Schon 1993-94, nachdem der größte Teil 
der »paraeslatales« privatisiert worden ist, wird dieser Prozeß kaum noch 
zu finanzieren sein. In dieser Hinsicht befindet sich Salinas in der kritisch- 
sten Situation seit Regierungsantritt. Der private Sektor fährt weiterhin 
steigende Handelsbilanzdefizite ein, und seine Rolle als führender Sektor 
der mexikanischen Wirtschaft ist bisher gescheitert, obwohl er seiner eige- 
nen Rationalität folgend durchaus erfolgreich war. Zusätzlich ist der von 
der Regierung und neuerdings von multilateralen Institutionen vertretene 
»automatische Mechanisinus« von Leistungsbilanzdefiziten und notwendi- 
gen Kapitalimporten weder theoretisch noch praktisch erklärbar, Letztend- 
lich müssen sich die neu getätigten Investitionen als Produktivitäts-, 
Beschäftigungs- und Exportförderer in den 90er Jahren erweisen. Die Ex- 
porte und Importe sind 1992 um 3.2% bzw. 19.4% gestiegen und verur- 
sachten ein Handelsbilanzdefizit von $26.8 Mrd. Andererseits haben die 
»grupos industriales« Rekordprofite realisiert und den Konzen- 
trationsprozeß um ein Vielfaches gesteigert: Die Aktiva der 21 größten fi- 
nanziellen Gruppen und ihrer Tochtergesellschaften machten 69% des BIP 
aus. Nur die stabilen Ölexporte haben das Handelsbilanzdefizit auf ca. $21 
Mrd. reduziert, die der Kapitalbilanz von ca. $20 Mrd. für 1992 entspra- 
chen. Den größten Teil der Auslandsinvestitionen machen jedoch Portfo- 
ltoinvestitionen aus, deren Anteil an den Kapitalimporten von 40% 1990 
auf ca. 70% 1992 gestiegen ist. Es ist unvermeidbar, daß so die spekulative 
Wirtschaftsentwicklung gefördert wird. Im Januar 1993 beispielsweise 
fielen die Börsenkurse, deren Index von nur 14 »grupos industriales« be- 
herrscht wird, um 7.9% und $8.4 Mrd. haben die Börse (und z.T. Mexiko) 
verlassen. 

Es ist nicht abzusehen, wie die Regierung den privaten Scktor weiter för- 
dern kann; denn seit der Verhandlung über das Freihandelsabkommıen ist 
bereits der »totale Markt« bzw. die vollständige Anpassung an und Unter- 
werfung unter die USA erfolgt. Trotz öffentlicher Beteuerungen hat die 
Regierung seit dem Beginn der Abkommensverhandlungen das mexikani- 
sche Grundgesetz grundlegend geändert und u.a. die Privatisierung des öf- 
fenllichen Erziehungssystems, der Jandwirtschaftlichen Kooperativen 
(ejidos) und der ausländischen Investitionen in fast allen Sektoren ermög- 
licht, !! 

Die Verhandlungen des Freihandelsabkommens sind Anfang 1993 offen- 
sichtlich noch nicht beendet. Trotz der mit der Bush-Administration abge- 


)I Oder wie der Economist hervorhebt: »Es ist Schlußverkaufszeit (auclion time) in L.atein- 
amerika. In einem Aufwasch sind staatliche Telefonunternehmen und Stahlwerke, Ze- 
mentlabriken, Eisenbahnen, Hotels, ene Rennbahn und eine Bananenplantage preis- 
günstig zu haben« (Economist, 23. März 1991). 
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schlossenen Verhandlungen scheint die Clinton-Administration ökologi- 
sche und arbeitsrechtliche Bedenken zu artikulieren, die nach Auffassung 
der mexikanischen Regierung schnell ausgeräumt werden müßten, wenn 
nicht das schon abgeschlossene Abkommen so überladen werden könnte, 
daß der Vertrag mehr Verluste als Vorteile erbrächte. Die im November 
1992 bekanntgegebenen vorläufigen Verhandlungsergebnisse beinhalten 
u.a. die vollständige Abschaffung der tarifären und nicht-tarifären Handels- 
hemmmissc. Je nach Ware und Sektor ist eine Laufzeit von bis 15 Jahren 
bis zur Abschaffung der Handelshemmnisse festgelest worden. Gemäß 
Abkommen sollen Handelsquoten für die Mitgliedsländer völlig abge- 
schafft werden. Zollfreier Handel mit einer regionalen Wertschöpfung von 
mehr als 50%, 56% und 62.5% im 4., 8. bzw. 9. Jahr nach dem Abkommen 
ist vorgeseben und diese Werte sind weitaus höher als im Kanada-US Ab- 
kommen (SECOFI 1992). 

Trotz dieser scheinbaren Erfolge der mexikanischen Regierung, die an ei- 
nem schnellen Abschluß des Abkommens interessiert ist, weisen Anfang 
1993 mehrere Ereignisse darauf hin, daß das Freihandelsabkommen für 
Mexiko der Anfang langwieriger Verhandlungen sein wird. Unter ökologi- 
schen Gesichtspunkten sind 1991 mexikanische Fischexporte in die USA 
verboten worden, Mexikanische Zement- und Stahlexporte waren Anfang 
der Der Jahre »freiwilligen Exportbeschränkungen« unterworfen, Weitaus 
schwerwiegender sind die Anfang 1993 eingeführten US-Handelssanktio- 
nen gegen mexikanische Stahlexporte, die Tarife von 46%-79% ihrer 
Importwerte erheben, da sie die US-Dumping Gesetze verletzen sollen, !? 
Für die mexikanische Regierung stellt sich die grundsätzliche Frage, ob das 
Freihandelsabkommen, jetzt unter der Clinton-Administration, Handels- 
vorteile für Mexiko bringen oder nach langen Verhandlungen, von den 
Sanktionen für nicht-Mitgliedsnationen abhängig sein wird. 

Die Entwicklung 1991-93 zeigt, daß die Regierung die seit Anfang 1988 
eingetretene Überbewertung des Peso, hohe Zinsraten und einen allgemei- 
nen Rückgang der produktiven Investitionen in Kauf nimmt, um die mexi- 
kanische Inflationsrate derjenigen der USA anzugleichen. Der dramatische 
Fall der öffentlichen Investions- und Infrastrukturausgaben und die mas- 
sive Privatisierung von »paraestatales« werden jedoch die zukünftigen 
staatlichen Regulierungsmöglichkeiten beträchtlich einschränken. Die 
Überbewertung des Peso wird die Reallöhne unter Druck setzen, die staat- 
lichen Investitionen senken und die Einkommensverteilung noch unglei- 


}2 Der Höhepunkt dieses Prozesses wurde Anfang Februar 1993 erreicht, als die Clinton- 
Administration nicht ausschließen konnte, daß Zölle auf mexikanische Ölexporte erhoben 
werden könnten, da dieser Sektor, im Gegensatz zum Kanda-US Abkommen, nicht in das 
Preihandeisabkommen einbezogen wurde. 
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cher gestalten. Denn die Gewährleistung der Ausbeutung der billigen Ar- 
beitskraft, niedrige Inflationsraten und die Überbewertung des Peso sind 
die Basis der neoliberalen Strategie!3. Doch ein neuer Teufelskreis gefähr- 
det offensichtlich den Grundsatz der neoliberalen Strategie: die Handelsli- 
beralisierung und die Stabilisierung des Wechselkurses sind nur möglich, 
wenn massive Auslandsinvestitionen stattfinden, also auch eine neue ex- 
terne Verschuldung!* in Kauf genommen wird und öffentliche Unterneh- 
men und Einrichtungen privatisiert werden. 


4. Schlußfolgerungen 


Mexikos »stille Integration« in den Nordamerikanischen Markt wurde An- 
fang 1990 bekannt und in der internationalen Öffentlichkeit zur Kenntnis 
genommen. Sie war nach der einseitigen Handelsliberalisierung die not- 
wendige Bedingung der Fortführung der neoliberalen Strategie. Sie ist aber 
keineswegs eine hinreichende Bedingung für die Integration in den Welt- 
markt und zur Förderung des nationalen Akkumulationsprozesses. Die 
Frage bleibt weiterhin offen: Kann die mexikanische neoliberale Regie- 
rungsstrategie nur von der Ausbeutung ihrer billigen Arbeitskrafi und 
reichlichen Naturressourcen abhängig sein? 

Die Verschlechterung der Infrastruktur, der Importboom und die Erhöhung 
der Arbeitslosigkeit werden zumindest das kurz- und mittelfristige Szena- 
xıo Mexikos prägen, Zusätzlich scheint die Regierung in den letzten Jahren 
eine selektive Repressionspolitik zu verfolgen, hauptsächlich gegen unab- 
hängige Gewerkschaften und Oppositionsparteien, um die politische Stabi- 
lität und Auslandsinvestitionen zu garantieren. Es ist jedoch zweifelhaft, ob 
unter diesen Umständen, abgeschen von der Verschlechterung der 
Einkommensverteilung und der Lebensbedingungen der Mehrheit der 
mexikanischen Bevölkerung, die neoliberale Strategie weiterführen kann. 
Die Unfähigkeit des privaten Sektors und die Benachteiligung des Land- 
wirtschaftssektors durch das Freihandelsabkommen werden zusätzlich die 


13 Whalen (1992): »IDas Schicksal von Nerm Salinas ist an den Peso gebunden, und er wird 
fast alles sagen und tun, um die Ernicdrigung zu umgehen, den Peso abwerten zu müs- 
sen«. 

14 Im Jahre 1991| haben sich private Unternehmen um ca. $10 Mrd, international neu ver- 
schuldet, und 1992 schätzungsweise um $7 Mrd. Zum ersten Mal nach der Verschul- 
dungskrise verschukden sich private mexikanische Unternehmen direkt auf den internatio- 
nalen Finanzmärkten, so daß ihre finanzielle Anfälligkeit in den I0cr Jahren zu einer ähn- 
fichen Situation wie 1982 führen könnte. 

15 Nach dem Centro de Anälisis e Investigaciön Econömica (1991) werden 9 von 10 Kin- 
dern in Armut leben; 1981-87 stieg der Anteil der armen Bevölkerung von 32.1% auf 
41.2% an, und 17 Mio. Mexikaner leben unter extremer Armutsbedingungen, besonders 
in ländlichen Gegenden. 
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Arbeitslosigkeit erhöhen und scheinen keine Perspektive für ein zu- 
künftiges Akkumulationsmodell zu eröffnen. Letztendlich kann die feh- 
lende Mitbestimmung der mexikanischen Bevölkerung, des Kongresses, 
der Oppositionsparteien, und im allgemeinen der zivilen Gesellschaft die 
zukünftige politische Legitimierung des Abkommens gefährden. 

Das potentielle Handelsabkommen zwischen den drei Nationen wird auch, 
zumindest in der jetzigen Form, geringe Kooperationsmöglichkeiten auf- 
weisen. Eine entscheidende Voraussetzung, um die strukturellen 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten Mexikos zumindestens kurz- und mittelfri- 
stig zu lösen, wäre die Einführung eines gemeinsamen Fonds zur Über- 
brückung von bilateralen Zahlungsbilanzungleichgewichten. Ein »Nur-In- 
vestitions- und Handelsabkommen« wird kaum kurz- und mittelfristige 
Entwicklungsmöglichkeiten aufweisen; dies hat schon der Fall des Zentral- 
amerikanischen Gemeinsamen Marktes gezeigt. Auch die kanadische Br- 
fahrung mit viel engeren kulturellen, historischen, ökonomischen und po- 
litischen Beziehungen zu den USA bietet zu widersprüchlichen Interpreta- 
tionen Anlaß. Steigende Leistungsbilanzdefizite, Arbeitslosigkeit und hohe 
ökonomische wie politische Unsicherheit können die kurz- und mittelfristi- 
gen Begleiterscheinungen solch eines Handelsabkommens sein. 

Die durch die Privatisierung und neue Auslandsinvestitionen geschaffenen 
hohen Devisenreserven verhelfen der Regierung Mexikos zu den Ressour- 
cen, mit denen die kurzfristigen sozioökonomischen Widersprüche über- 
brückt werden können. Die Regierung muß jedoch deutliche industrielle 
Richtlinien erarbeiten - die durch die Devisenreserven unterstützt werden 
könnten -, anstatt Importeure mit dem überbewerteien Peso zu subventio- 
nieren. Die Tagesordnung des NAFTA-Abkommens darf nicht nur Rege- 
lungen für Investitionen und den Außenhandel enthalten, sondern muß 
auch ökologische und arbeitsrechtliche Maßnahmen enthalten. Um die 
langfristige Entwicklung dieses Integrationsversuches zu gewährleisten, 
müßte über weitere Themenbereiche wie Arbeitsmigration, die Ausbeutung 
von Naturresourcen und Kapitalbewegungen und über die durch das Ab- 
kommen verursachten sozialen Kosten verhandelt werden. Falls diese Pro- 
bleme und Widersprüche im Handelsabkommen mit den USA und Kanada 
nicht aufgenommen werden, vertuscht man diese nur und versucht, wie es 
in Mexiko ausgedrückt wird, »tapar el sol con un dedo« (die Sonne mit ei- 
nem Finger zudecken zu wollen). 
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Ressourcen und Entwicklung 


Eine Replik auf Kurt Hübners »Wege nach Nirgendwo« (Prokla 89) 


Kurt Hübner hat bei seiner Über- 
sicht über verschiedene ökonomi- 
sche Theorieansätze zur Überwin- 
dung der Transformationskrise unter 
anderem dem  Ressourcenknapp- 
heitsmythos der orthodoxen Theo- 
rien einen Ressourcenirrelevanz- 
mythos der monetärkeynesianischen 
Theorie  gegenübergestellt (vel. 
Hübner 1993). Auf diese Konuro- 
verse möchte ich im folgenden kurz 
eingehen werden, 

Zunächst muß verdeutlicht werden, 
daß auf einer abstrakten Ebene Ent- 
wicklung ab einer minimalen Res- 
sourcenausstattung potentiell mög- 
lich ist, Insbesondere gilt für die 
Länder Mittel- und Osteuropas, daß 
ihr Ressourcenbestand eine ausrei- 
chende Basis für Entwicklung bie- 
tet, Länder mit weitaus schlechte- 
rem Ressourcenbestand konnten - 
wie einige asiatische Länder zeigten 
- auch in der jüngeren Vergangen- 
heit erfolgreiche Entwicklungswege 
beschreiten. Eine andere Frage ist 
selbstverständlich, ob die Be- 
völkerungen in den Transformati- 
onsländern politisch einen Lebens- 
standard akzeptieren werden, der 
der Ressourcenausstaltungen und 


den Produktivitätsniveaus der Län- 
der entspricht. Entscheidend für die 
politische Stabilität und damit öko- 
nomische Entwicklung sind die Me- 
chanismen der Senkung des Lebens- 
standards in den Transformations- 
ländern. Solche Erwägungen ändern 
jedoch nichts an dem Umstand, daß 
Entwicklung in erster Linie ein 
»Organisationsproblem« ist. Gelingt 
es einer Gesellschafl nicht, den 
Allokations- und insbesondere Ak- 
kumulationsprozeß innerhalb der 
Ökonomie zu »organisieren«, so Ist 
selbst bei einer reichlichen Res- 
sourcenausstattung keine Entwick- 
lung möglich. 

Die »Organisation« des Allokations- 
und Akkumulationsprozesses wurde 
in der Planwirtschaft über die Men- 
genplanung gesteuert, die die Kohä- 
renz der Ökonomie berstellte. In den 
mittel- und osteuropäischen Ländern 
wurde diese Funktion des Planes be- 
seitigt. Was trat an dessen Stelle? 
Hier liegt genau das Entwicklungs- 
problem der Transformationsöko- 
nomuen. Allokations- und Akkumu- 
lationsentscheidungen werden auf 
Basis individueller Kalküle getrof- 
fen. Damit existiert die Grund- 
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struktur von _ Geldwirtschaften. 
Analytisch haben die mittel- und 
osteuropäischen Länder den Über- 
gang zu Geldwirtschaften weitge- 
hend vollzogen. Allerdings haben 
sie sich nicht in stabile Geldwirt- 
schaften mit einer hohen Entwick- 
lungspotenz, sondern in deformierte 
Geldwirtschaften mit einer geringen 
Entwicklungschance transformiert. 

Deformierte Geldwirtschaften sind 


durch eine geringe Reputation der 


nationalen Währung gekennzeich- 
net, Dies bedeutet, daß deformierte 
Geldwirtschaften durch Investti- 
onsverweigerung im Inland, Kapt- 
talflucht, Parallelwährungssysteme, 
allenfalls kurzfrisüge Geldanlagen 
im Inland selbst bei hoben Zinssät- 
zen, cine generell restriküve Geld- 
politik zur Stabilisierung des Au- 
ßenwertes der nationalen Währung 
und Reduzierung destabilisierender 
Kapitalexporte gekennzeichnet sind 
eic. Selbst Erfolge bei der Bekämp- 
fung inländischer Inflationsraten 
lassen in deformierten Geldwirt- 
schaften nicht automatisch eine aus- 
reichende Verbesserung des Ver- 
trauens in die nationale Währung 


entstehen, da Wirtschaftssubjekte 
generell bei  Stabilisierungspro- 


erammen eine Wartehaltung ein- 
nchmen (vgl. zur näheren Analyse 
Herr 1993). 

Trotz unterschiedlicher spezifischer 
Probleme sind die meisten Transfor- 
mationsländer innerhalb des Welt- 
marktes auf gleicher Stufe wie tra- 
dionelle Entwicklungsländer, da 
auch die meisten Länder der Dritten 
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Welt als deformierte  Geldwirt- 
schaften gekennzeichnet werden 
müssen. Ein erfolgreicher Trans- 
formationsprozeß für die Länder 
Mittel- und Osteuropas bedeutet die 
Zntwicklung aus einer deformierten 
Geldwirtschaft in eine stabile ent- 
wicklungsfördernde Geldwirtschaft 
- ein Prozeß, der scheitern kann und 
dessen Erfolg oder Mißerfolg nur in 
geringem Ausmaße vom Anfangs- 
bestand an Ressorcen abhängt. 

Bei Hübner (1993) wird meines Er- 
achtens die Rolle von Ressourcen- 
importen im monetärkeynesianisi- 
schen Paradigma - das allerdings 
durchaus unterschiedliche Ausfor- 
mungen umfaßt - vereinfacht. Res- 
sourcenimporte können die Entwik- 
klung eines Landes entscheidend be- 
schleunigen. Drei Szenarien sollen 
kurz angesprochen werden. In der 
Tat kann die Marktkonstellation der 
Bundesrepublik nach dem Zweiten 
Weltkrieg als ideales Entwick- 
lungsszenario dienen. Handels- und 
Leistungsbilanzüberschüsse wurden 
mit hohen Direktinvestitionen vor 
allem aus den USA verbunden. Die 
Leistungsbilanzüberschüsse sorgten 
für eine Stimulierung der Ökonomie 
über eme hohe Nachfrage, die 
wiederum die Investitionen anregte; 
die Direktinvestitionen bewirkten 
einen Technologieimport und eine 
Srhöhung des Produktivitätsniveaus. 
Japan erlebte nach dem Zweiten 
Weltkrieg bis Mitte der sechziger 
Jahre eine enorme Akkumulations- 
dynamik bei ausgeglichener Lei- 
stungsbilanz. Die inländische Inve- 


stitionsnachfrage war aufgrund in- 
ländischer Faktoren so hoch, daß ein 
Leistungsbilanzüberschuß zur St- 
mulierung der Produktion nicht not- 
wendig war.  Technologteimport 
fand in Japan unter anderem in der 
Form der Förderung des Imports 
von Investitionsgütern und der Nie- 
drighaltung von Konsumgüterim- 
porten mittels eines umfassenden 
protektionistischen Systems statt. 
Entwicklung kann potentiell auch 
bei Leistungsbilanzdefiziten stattfin- 
den. Ist die inländische Investitions- 
dynamik hoch und kann das Ver- 
trauen in die nationale Währung 
aufrechterhalten werden, so können 
Leistungsbilanzdefizite der inländi- 
schen Entwicklung weitere Impulse 
geben. Südkorea kann in bestimm- 
ten Entwicklungphasen als Beispiel 
für das letzte Szenario dienen. 
Warum also die Empfehlung einer 
exportorientierten Entwicklung für 
die Transformationsökonomien? 

Die drei oben genannten Erfolgssze- 
narien unterstellen jeweils eine hohe 
inländische  Investitonsdynamik. 
Die Transformationsländer sind je- 
doch gerade durch eine geringe In- 
vestitionsdynamik gekennzeichnet. 
Das Argument für Leistungsbilanz- 
überschüsse als Entwicklungsstrate- 
gie besteht nun darin, daß Lei- 
stungsbilanzüberschüsse zu einem 
zentralen - vermutlich dem wichtig- 
sten - Blement zur Überwindung der 
stagnierenden Investitionen werden 
kömnen (vel. Herr 1992). Zwei Ar- 
gumentationslinien spielen eine 
Rolle. 
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Saldenmechanisch ist ein ansteigen- 
des Leistungsbilanzdefizit identisch 
mit einem inländischen Angebots- 
überschuß an Gütern - eine Kon- 
stellation, die bei geringer Investiti- 
onsdynamik die Investitionstätigkeit 
in aller Regel weiter reduziert. Um- 
gekehrt ist saldenmechanisch ein 
ansteigender  Leistungsbilanzüber- 
schuß mit einer Überschußnachfrage 
nach Gütern im Inland verbunden, 
der die Profite der Unternehmen er- 
höht und eine Akkumulations- 
dynamık anstoßen kann. Potentiell 
kann auch eine expansive Fiskal- 
politik eine Überschußnachfrage im 
Inland schaffen. Jedoch muß eine 
Nachfragestimulierung über Bud- 
getdefizite im Vergleich zu einer 
Nachfragestimulierung über Exporte 
als eindeutig schlechter bezeichnet 
werden. Expansive  Fiskalpolitik 
muß in der Konstellation der Trans- 
formationsländer zu negativen Ver- 
wauenseffekten und letztlich zu Zin- 
serhöhungen führen, die die In- 
vestitionen drosseln. 

An der Reputation einer Währung 
bzw. an Erwartungen über die 
zukünftige außenwirtschaftliche 
Stabilität der nationalen Währung 
setzt die zweite Argumentationslinie 
an. Die geringe Investitionsdynamik 
in deformierten Geldwirtschaften 
liegt letztlich, wie oben ausgeführt, 
in dem geringen Vertrauen in die 
inländische Währung, in Rapital- 
flucht und in durch die Währungs- 
konkurrenz aufgezwungenen hohen 
inländischen Zinssätzen begründet. 
Leistungsbilanzüberschüsse, die mit 
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einem stabilen inländischen Preisni- 
veau und damit ohne permanente 
nominelle Abwertungen realisiert 
werden, sind das beste - vielleicht 
das einzige - Mitte! zur Erhöhung 
des Vertrauens in das inländische 
Geld. Kann Vertrauen in das inlän- 
dische Geld aufgebaut werden, dann 
beginnt im Inland ein Akkumulati- 
onsprozeß, da die Investitionsnei- 
gung ansteigt und die Geldpolitik 
aufgrund versiegender Kapitalflucht 
gelockert werden kann. Gleichzeitig 
werden entwicklungsfördernde Di- 
rektinvestitionen induziert etc. 

Wer gegen eine exportorientierte 
Strategie ist, der muß zumindest 
schr genau ausführen, wie er die In- 
vestilionsdynamik in den Transfor- 
mationsländern längerfristig anre- 
gen will. Netto-Ressourcenimporte 
mit dem Effekt weiterer Verschul- 
dung in ausländischer Währung er- 
scheinen mir keine Entwicklungs- 
strategie der Transformationsländer 
darzustellen. Selbst staatlicher Kapi- 
talexport in die Transformationslän- 
der seitens westlicher Staaten haben 
immer den Beigeschmack der inlän- 
dischen Exportförderung, was ei- 
gentlich den neutralen Betrachter 
schon stutzig machen müßte. 
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